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1 

Begrenzung 

Nach so vielen Berichten, die Abgesandte nach Deutschland 

dem Jishuv über die Zustände dort gegeben haben, mag es 

unnötig erscheinen, dass ich das Thema noch einmal behand-

le. Was mich, denke ich, dazu ermächtigt, ist der Zeitpunkt 

meiner Ankunft dort – Anfang April 45 –, die Dauer meines 

Aufenthaltes – bis zum letzten Tag des Jahres 46 – und die 

Besonderheit meines Dienstes: Ich war in Deutschland im 

Jahre 45 als Garrison Engineer, das heisst technischer Offizier 

einer Brigade, und im Jahre 46 als Political Intelligence Of-

ficer. In beiden Eigenschaften habe ich Einblicke in die deut-

schen Verhältnisse nehmen können, die der Soldat der Jüdi-

schen Brigade oder der Abgesandte nationaler Institutionen 

nicht gewinnen konnte. Andererseits hatte ich jene Bewe-

gungsfreiheit nicht, die die Soldaten der Brigade genossen ha-

ben, und das gibt zugleich die Begrenzung meines Themas 

vor: Ich habe nichts von den jüdischen D.P.-Lagern zu berich-

ten und nicht sehr viel von den neu geformten jüdischen Ge-

meinden in dem Teil Deutschlands, in dem ich diente (näm-

lich dem Lande Nord-Rhein-Westfalen). Was ich zu erzählen 

habe, ist nur für jene interessant, die etwas über die deutschen 

Verhältnisse an sich erfahren möchten, ohne besondere Be-

zugnahme auf die Lage der Juden in Deutschland oder die Be-

ziehung der Deutschen zu den Juden. 
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2 

Zustand nach der Okkupation 

Von dem Ausmass der Zerstörung haben viele erzählt, und so 

machte ich mich, als ich nach Deutschland kam, nach den 

Berichten von den Grossangriffen auf deutsche Städte auf ei-

niges gefasst. Doch muss ich gestehen, dass meine Erwartun-

gen durch das Ausmass der Zerstörung übertroffen wurden. 

Das Schlimmste, wie zu erwarten, waren Köln und die Ruhr, 

wobei die Zerstörung in Köln so gründlich ist, dass von der 

Innenstadt buchstäblich nichts mehr steht ausser der beschä-

digten Masse des Doms, der grimmig und noch mehr als frü-

her überlebensgross über das ihn umgebende Trümmerfeld 

ragt. Die übrigen Wahrzeichen der Stadt sind eingestampft: 

Gross St. Martin ein Trümmerhaufen, St. Aposteln eine leere 

Schale, noch in der Zerstörung vornehm und bedeutend. St. 

Gereon scheint unbeschädigt, bis man hinter die Turmfront 

im Osten sieht, dann gähnt ein Riesenloch im Zehneck, dem 

Bauteil, der die Kirche berühmt gemacht hat. Und so steht es 

um St. Pantaleon, St. Maria im Capitol und die anderen: Eine 

ganze Schule des mittelalterlichen Bauens, die rheinische 

letzte Romanik, werden spätere Generationen nur noch aus 

Kunstbüchern kennenlernen. Ich entsinne mich, dass ich 

Köln mit einer deutschen Fahrerin besuchte, die vor den letz-

ten Kämpfen alle 14 Tage in Köln gewesen war. An einer  
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Stelle des Weges warf sie die Hände empor und sagte: «Ich 

weiss nicht mehr weiter. Ich habe keine Ahnung, wo wir 

sind.» Da ich einigermassen «archäologisch» geschult bin, so 

entdeckte ich in dem Schutt an der Strasse die Überreste eines 

Bogens vom Kaufhaus Tietz und bestimmte unseren Standort 

als Hohe Strasse. Die Rheinbrücken liegen im Wasser, von 

den Deutschen im letzten Augenblick gesprengt. Eine Notbrü-

cke im Norden der Stadt ist der einzige Rheinübergang. In den 

Vororten sieht es eine Spur besser aus; aber auch in der Gar-

tenstadt Marienburg ist jedes dritte Haus eine Ruine, nur dass 

die Ruinen dort im Grünen stehen. Kommt man aber an den 

Fabrikgürtel, besonders im Osten des Rheins, ausserhalb Mül-

heims, so findet man viele moderne Backsteinhallen unver-

sehrt und tätig. 

In der Ruhr machte ich die gleiche Erfahrung: Die Woh-

nungen der Arbeiter sind zerstört, die Vororte stehen im All-

gemeinen, und einige der Villen sind noch von ihren alten Be-

wohnern belegt; die meisten freilich dienen militärischen 

Zwecken, als Bureaus und Messen. Die Fabriken aber, die Ze-

chen und Hochöfen arbeiten, bis auf gewisse Sonderfälle wie 

Krupp in Essen, das imposanteste Denkmal vernichtender Ex-

plosivwirkung, das man diesseits von Hiroshima sehen kann. 

In Zahlen ausgedrückt: Man fand nach der Kapitulation, dass 

20 Prozent des Industriepotentials zerstört waren. Das ist viel, 

aber von den Wohnungen sind 80 Prozent beschädigt und 

zwei Drittel davon zerstört oder fast zerstört. 

Köln trägt die Spuren von vielen Bombenangriffen und 

vom Endkampf. Die Ruhr hat sich kaum mehr verteidigt, so 

dass die Schäden da allein auf den Luftkrieg zurückzuführen 

sind. Gewisse Städte, wie Wuppertal, wirken absonderlich, da 

überall die Fassaden stehen; aber die Wohnungen dahinter  
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sind rein ausgebrannt und ganze Strassenzüge von Fassaden 

sind leere Schalen. Da hat man «mit Phosphor gearbeitet», 

wie die Deutschen sagen, und in den abschüssigen Strassen 

der Stadt rannen Feuerbäche und ergriffen jeden, der nicht 

schnell genug flüchten konnte. «Wir haben brennende Fa-

ckeln gesehen, die rannten und schrien. Ich habe im Spital 

Leute behandelt: Während ich an ihrer linken Schulter tupfte, 

brannte der rechte Arm noch lichterloh», erzählte mir eine 

Pflegerin. Sie konnte sich nicht versagen hinzuzufügen, dass 

auch solche Kampfmethoden vielleicht nicht Beispiele reiner 

Menschlichkeit seien. «Ich habe ja nichts gegen ‚richtige‘ 

Bomben», meinte sie abschliessend. Auch in Wuppertal ha-

ben die Fabriken am wenigsten gelitten, und einige der schö-

nen Villenstrassen an den Hängen sind noch erfreulich anzu-

sehen. Nie habe ich eine Zerstörung gesehen, die mit so gros-

sem Recht den Namen tragen könnte: Krieg den Hütten, Frie-

de den Palästen. Man ist versucht, dahinter eine Absicht zu 

sehen. Aber einer solchen Absicht, wenn sie denn bestanden 

haben sollte, wird durch das Potsdamer Programm der De-

montagen nicht zum Besten gedient. So lernt man dann, an-

gesichts der Zerstörungen zuerst, wie später an noch so vielen 

anderen Gegenständen, den Kopf schütteln. «If this be me-

thod, yet there’s some madness in it», könnte man sagen, in-

dem man das Wort des Polonius umkehrt. 

Die Städte überraschen nur durch die Vollständigkeit der 

Vernichtung, der sie unterworfen wurden. Auch die Berichte 

der Betroffenen vermögen nicht einen Begriff davon zu ge-

ben, wie das wirklich war. Man halte sich an die Ruinen, um 

zu verstehen, dass man sich unmöglich eine Vorstellung ma-

chen kann. Aber die grössere Überraschung ist das Land. In 

der linksrheinischen Gegend von Goch, Kalkar, Kleve, Keve- 
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laer, Xanten steht nur noch wenig. Diese Orte sind Haufen 

von Ziegelschutt. Das ist Kampfgebiet, wie man sich vom 

Lesen der Berichte her erinnert. Aber auch rechts vom Rhein, 

in der Linie des englischen Vormarsches aus dem Wesel-

Bridgehead, sieht man kein Dorf und gewiss keine Stadt, die 

nicht in Trümmern läge. Vor dieser Zerstörungsschlacht, die 

sein würde, wie nichts anderes in diesem Kriege, hatte Eisen-

hower die Zivilbevölkerung gewarnt. Er sagte, sie solle die 

Städte verlassen. In den letzten 20 Tagen ist dann in der Tat 

mehr an kleinen Städten und Dörfern zerstört worden als 

während des ganzen Krieges vorher. Man wollte damit den 

Heerestrümmern, die noch vor diesen kleinen Strassenkno-

tenpunkten kämpften, den Rückzug verlegen. Ich kenne den 

Fall von Bocholt, nahe der holländischen Grenze. Bocholt 

hatte, trotz seiner Textilindustrie, kaum Fliegerbesuch wäh-

rend des Krieges gehabt; dafür war es dann die erste Stadt, 

die nach Montys Gleitfliegerlandung auf dem rechten Rhein-

ufer zur Kapitulation aufgefordert wurde. Der kommandie-

rende Oberst hatte etwa noch 200 Mann, aber als preussischer 

Offizier lehnte er die Kapitulation ab, und nachdem er sich 

mit seiner Truppe in Sicherheit gebracht hatte – das ist es we-

nigstens, was sich die Leute dort erzählen –, ging der verspro-

chene Bombenangriff nieder. Er dauerte zwölf Minuten, und 

Bocholt hat aufgehört zu existieren. Auf diese Weise wurden 

Coesfeld, Paderborn, Dülmen etc. vernichtet. Der Wider-

stand der letzten Tage hat Deutschland viel gekostet. In die-

sen Tagen wurden alle erreichbaren Fluss- und Strassenbrük-

ken gesprengt, und nur die Intervention irgendeines Bürger-

meisters, der einen ohnehin müden Pionierhauptmann denn 

doch zu guter Letzt beredete, seine Sprengladungen wieder 

fortzunehmen, hat immerhin einiges geretter. Erstaunlicher- 
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weise sind so Brücken von Nebenwegen über kleine Bäche 

gesprengt, während die Autobahn Berlin-Köln fast durchge-

hend wieder befahrbar ist, nachdem nur einige Brücken durch 

die schnell zu errichtenden Bailey-Brücken ersetzt wurden. 

Während viele Dörfer und auch kleine Städte in anderen 

Gegenden, etwa im Lande Lippe oder im oberen Sauerland, 

völlig oder fast unberührt sind, ist die Zerstörung in solchen 

Kriegsgebieten, wie ich sie in Deutschland zuerst gesehen 

habe, allgemein, und ich werde nie das ungläubige Staunen 

vergessen, mit dem mein Fahrer den Anblick des ersten un-

zerstörten Dorfes quittierte, in das wir nach Wochen kamen. 

Es lag mitten im Kriegsgebiet, und mein Fahrer, ein redseli-

ger Junge, fuhr in tiefem Schweigen durch das ganze Dorf 

hindurch, um dann zu bemerken: «Sir, there’s something 

wrong with this village!» 

Man fragt sich, wo bei einer so gründlichen Zerstörung 

die Leute wohnen. Tatsächlich haben sich viele, als es in der 

Ruhr so schlimm wurde, nach dem Süden und nach dem 

Osten geflüchtet. Den Osten haben sie gleich wieder zu ver-

lassen versucht, als die Russen kamen. In Süddeutschland da-

gegen sitzen immer noch eine ganze Menge von Ruhrleuten 

untätig auf den Dörfern. Viele sind auch in die naheliegenden 

Dörfer im Sauerland gegangen. Viele Städter hatten ihre Ha-

be verteilt und waren nun sehr in Verlegenheit, als ihre Betten 

im Thüringischen russisch wurden, ihre Bilder im Schwarz-

wald französisch und ihr Gasherd bei Kissingen amerika-

nisch; und sie selbst sassen, von ihren Habseligkeiten ge-

trennt, im Englischen. Es ist letzthin vorgekommen, dass es 

den «amerikanischen» Deutschen in Bayern zuviel wurde, 

den «englischen» Deutschen aus der Ruhr auf Monate und 
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Jahre Unterkunft zu gewähren, und eines schönen, oder viel-

mehr eines kalten Tages im November rollte ein Zug mit De-

portierten aus Bayern in Essen ein. Da Essen vorher nicht be-

nachrichtigt worden war, so lag dieser Zug mit seinen 600 

Menschen an Bord sechs Tage lang im Bahnhof Essen-Bor-

beck. Zu den Zerstörungen kommt die Besatzung, die, wie es 

sich gehört, die besten Häuser für sich genommen hat. In den 

übrigen leben die Leute zu dritt, zu viert in einem Raum, ich 

weiss nicht, wie viele Familien in einem Haus. Tausende le-

ben immer noch in den enormen Beton-»Bunkem», die in den 

Städten gegen den Luftkrieg errichtet worden sind. Da sind 

vier Etagen unter der Erde und vier über der Erde, und wie es 

dort aussieht – und riecht –, ist anschaulich in Fenner Brock-

ways «German Diary» beschrieben, das ich überhaupt all de-

nen zur Lektüre empfehle, die an weniger summarischen Aus-

künften interessiert sind. 

Die Besatzung ist inzwischen, im Winter 45, zum grossen 

Teil in die Hitler-Kasernen gezogen, die im Jahre 38 am Rand 

aller deutschen Städte mit grösstem Luxus und Geschmack 

errichtet worden sind. Man hat diese Kasernen geschickt ge-

bombt, so dass fast ausschliesslich die Garagen getroffen 

wurden, während die Unterbringungshäuser erhalten blieben. 

Ich hatte mehrere solcher Kasernen für britische Winterquar-

tiere vorzubereiten und konnte die schöne Arbeit bewundern, 

die an eine schlechte Sache gewendet worden ist. 

Als die Truppen in den Kasernen stationiert waren, kamen 

die Deutschen aus ihren Dorfbaracken zurück und richteten 

sich in ihren frei gewordenen Wohnungen wieder ein. Und 

dann kam, im Frühling 1946, die Invasion der englischen Fa-

milien. Sie bewirkte, dass dieselben Leute noch einmal aus 

ihren Häusern geworfen wurden, die nun für verheiratete  
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Engländer bestimmt waren. In die Dörfer konnten sie nicht 

zurück. Wieder aufgebaut – bis auf notdürftige Ausbesserun-

gen an Dächern und Fenstern – ist bis heute noch nichts in 

Deutschland, und so stehen diese zum zweiten Mal Evaku-

ierten vor einer gewissen Schwierigkeit. Nun, die Musik 

kommt uns bekannt vor. Aber jetzt kommt doch eine hier un-

bekannte Note in den Accord: Was den Engländern recht ist, 

ist den Belgiern billig, und so wurden ohne vorherige War-

nung im tiefsten Winter aus dem Bezirk Arnsberg 25’000 

Leute in den Bezirk Minden evakuiert, niemand weiss wohin, 

um belgischen Frauen und Kindern Platz zu machen. 

Aber ich greife vor. Ich wollte von der Lage unmittelbar 

nach der Kapitulation sprechen. 

Auf eine Seite der Sache brauche ich wohl nicht einzuge-

hen: das sind die Millionen von armseliger Menschheit, die 

in den Lagern faulten und auf Strassen rollten. Strassen und 

Lager waren damals mein Beruf, und so kann ich davon et-

was erzählen. Die schnelle Folgerung daraus war, dass wir es 

sehr bald aufgaben, uns um Strassen überhaupt noch zu küm-

mern, denn wie konnte selbst eine gute deutsche Strasse das 

aushalten, was sie damals zu bewältigen hatte. Wo der Zug 

schwerer Tanks zu Ende war, folgten die Lastautos mit 

Kriegsgefangenen und hinter ihnen, oder in Gegenbewegung, 

befreite Franzosen, Soldaten und Zivile, Italiener, die in eins 

der improvisierten Camps gebracht wurden, Russen, dann 

evakuierte Deutsche, die zurückkamen, auf Bauemwagen mit 

Planen. Und die Camps: Man darf hoffen, dass die Juden die 

allerschlimmste Gastlichkeit nicht zu geniessen hatten, die 

wir auf den Rheinniederungen, die fast ständig über-

schwemmt waren, Russen, Polen und Italienern bieten muss-

ten. Diese Leute sassen in Zelten auf der nassen Wiese, nur 
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die Küchen, Duschen, Latrinen waren in schnell aufgerichte-

ten Holzschuppen untergebracht, und unsere wesentlichste 

Arbeit bestand darin, mit diesen kostbaren Bauteilen hauszu-

halten und uns in vielen Formularen über die Verwendung 

auszuweisen. Es erbitterte uns, dass diese wichtige Arbeit da-

durch gestört wurde, dass die D.P.s die Hölzer nahmen und 

Feuer damit anzündeten, was ihnen nicht eben zu verargen 

ist. Ich muss freilich gestehen, dass selbst ich später etwas 

ungehalten wurde, als ich eine Gruppe Italiener, die das 

Glück hatte, bereits in diesem Sommer 45 in einer der schö-

nen Kasernen untergebracht zu sein, damit beschäftigt fand, 

den eichenen Parkettboden aus allen Schlafräumen zu reissen 

und damit im Treppenhaus ein Freudenfeuer anzuheizen. 

«Signor Tenente», sagte ihr Anführer, «Signor Tenente, die 

Jungen müssen doch etwas Rache nehmen.» D.P.s sind unbe-

liebt beim Soldaten. Jeder britische Soldat macht sich klar, 

dass diese Leute nicht aus freien Stücken nach Deutschland 

gekommen sind (wenigstens nicht alle. Wir hatten Grund, uns 

über die «Zwangsverschleppung» bei vielen der Polen und 

Russen unsere Gedanken zu machen). Jeder kannte die er-

bärmlichen Bedingungen, die wir ihnen zu bieten hatten. Und 

doch wirkten diese Gruppen von Russen, die sich durch die 

Strassen von Bocholt wälzten, mehr furcht- und abscheu- als 

mitleiderregend. «There comes mischief», sagte mein Ser-

geant. Sie stahlen, brannten, vergewaltigten ungehindert, 

mordeten auch wohl zuweilen; aber das war vielleicht das 

Schlimmste nicht in den Augen der Engländer. Der Duft nach 

grünem Gras und frischer Scheisse, der aus dem Russenlager 

drang, das friedliche Nebeneinanderkacken von Bachur und 

Bachurah – nicht in der Latrine, versteht sich, sondern im Ge-

schirrabwaschgraben –, ja vielleicht nichts als der weiche 
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Gang, die wulstigen Mützen, die sturen Münder diskreditier-

ten sie in den Augen von Tommy, besonders wenn deutsche 

Bauern die Folie abgaben. 

Die Deutschen machten vom ersten Tage an aus den Rus-

sen eine halb ehrliche, halb übertreibende Propaganda. Wo 

immer man anklopfte, erführ man, dass die Russen den Leu-

ten alles genommen hätten, und die alte Tante hätten sie 

auch... Vor den Russen wollten sie geschützt sein, und ich 

meine, eine ganze Menge von Deutschen hielt dies für unsere 

vornehmste Aufgabe in ihrem Lande. Die Antwort war, dass 

ja nicht wir die Russen ins Land gerufen hätten, und diese 

Antwort liebten sie nicht. Es gab schon damals freundliche 

Tommys, die sich auf Grund einer gemeinsamen Abneigung 

gegen den Russen an die Deutschen anschlossen, wiewohl 

das ja verboten war. Die in diesem Augenblick vielleicht be-

dauernswertesten D.P.s waren in der Tat die Deutschen, die 

zu Fuss oder auf Pferdewagen kreuz und quer durchs Land 

zogen, einander oft verloren und selten wiederfanden. Und 

die Szenen, die man auf den Amtsstuben rheinischer Dörfer 

erlebte, waren nicht erfreulich. Den Rhein konnte kein Zivi-

list ohne schwer zu erlangende Vollmacht überschreiten. Die 

Zonen waren hermetisch voneinander abgeschlossen. 

Bald sollte, wenn auch nicht für Menschen, so doch für 

Materialien und Güter, der Übertritt von einem in den ande-

ren Kreis in der britischen Zone selbst eine Schwierigkeit 

werden, und im Herbst 1945, als ein jeder Kreis seine Mili-

tärregierung hatte und alle vier, fünf Kreise ihren Garrison 

Engineer, der der einzige Offizier mit Requisitionsgenehmi-

gung für jede Art von Baumaterial und Bauarbeit war, im 

Herbst hatte man in der Zone ein paar hundert selbständiger 

Republiken komplett mit Grenzschiebungen und «geh nach 

Warburg zu dem anderen Colonel! Da bekommst Du’s.» 
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Was hat sich seitdem verändert? Auf der administrativen 

Seite, die eben erwähnt wurde, eine ganze Menge, wovon zu 

reden sein wird. 

Die D.P.s, die, ich glaube, vier Millionen zählten, als die 

Alliierten einzogen, sind bis auf sieben- bis achthunderttau-

send für beide angelsächsischen Zonen resorbiert. Und ihre 

Unterbringung ist heute einigermassen menschlich sowie ihre 

Freiheit, herumzugehen und «den Sieg zu geniessen», etwas 

mehr eingeschränkt. Ihr wesentlicher «nuisance value» be-

steht heute in ihren Schwarzmarkt-Händeln; ihr Problem – 

nun, das wissen wir – in der Tatsache, dass diese Hunderttau-

sende ohne Arbeit, ohne Zukunft hier und da im Lande sitzen 

und ein Memento darstellen, eine Gefahr, ein Schade, ein be-

quemes Ventil für den Zorn, den die Deutschen lieber auf die 

eigenen Leute konzentrieren sollten. 

Was die Zerstörungen angeht, so ist der Schutt von den 

Fahrdämmen fortgeräumt und wird mit Feldbahnen auf be-

sondere Schutthalden gekarrt. Er wird auch langsam aus den 

Häusern selbst fortgeräumt. In den Ruinen, in Baracken, in 

lahmgelegten Fabriken etc. hat man Notdächer errichtet. Man 

hat Hunderttausende auf diese Weise untergebracht. Aber die 

zerstörten Haus-Skelette sind noch nicht beseitigt und neue 

Häuser – es seien denn einige «Nissen»-Lager für Bergleute 

– sind noch nicht errichtet. Inzwischen beschäftigen sich ar-

beitslose Architekten damit, Pläne für das neue Köln und das 

neue Düsseldorf zu zeichnen, obwohl ich fürchte, sie selber 

wissen nicht, wie man das gründliche Aufräumen zu begin-

nen habe, das vorher nötig ist. 
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3 

Die Leute 

Die Zerstörung durfte man erwarten, Anblick und Haltung 

der Leute dagegen waren unerwartet. Die Leute entsprachen 

der Zerstörung nicht. Sie sahen gut aus, rosig, munter, ge-

pflegt und recht gut gekleidet. Ein ökonomisches System, das 

von Millionen fremder Hände und mit dem Raube des ganzen 

Erdteiles bis zum Ende aufrechterhalten wurde, zeigte hier 

seine Ergebnisse. Wir waren aus Italien gekommen, wo in 

dem harten Winter 44/45 die Napolitaner zu Hunderten in den 

Strassen verhungert waren. Bettelvolk, so hört man ja immer, 

aber jetzt bis in höhere Schichten der Gesellschaft hinein so 

abgerissen, bleich und hoffnungslos, wie wir es erst im zwei-

ten Nachkriegswinter auch in Deutschland sehen sollten. Auf 

der Reise durch Frankreich sah man wohl besser gekleidete, 

frisch und sauber aussehende Mädels, was Tommy, zusam-

men mit den grünen Hügeln, Hecken, Wäldern, «a vast im-

provement» nannte. Die Soldaten kamen aus dem Orient, und 

Süditalien war ein «improvement» nur für landschaftliche 

und kulturelle Feinschmecker. Frankreich sah schon besser 

aus. 

Aber was war das gegen die Ketten netter, weissgekleide-

ter Mädels, die vor den Trümmern der Stadt ihren Abendspa-

ziergang machten, so kokett und unangefochten, als sei die 

Stadt noch heil und das Vaterland nicht im Abgrund; was war 
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das gegen die ulmenbegleiteten Landstrassen, die sauberen 

und reichen Bauernhöfe und kleinen Wasserschlösser, kurz, 

gegen den Eindruck, wie es einer meiner Korporäle nannte, 

«to be in a real country, a country like home, so similar, and 

perhaps even better». Und die deutschen Quartiere, die 

«Gastfreundschaft», wenn unter solchen Umständen das 

Wort am Platze ist (aber wie anders konnte man die Art be-

zeichnen, mit der uns von unseren deutschen Quartierwirten 

bald jeder Wunsch von den Augen abgelesen wurde), der 

Hausgarten mit blühenden Obstbäumen – und blühenden 

Töchtern – und die Mahlzeiten, die die Hausfrau uns kochte 

und zu denen sie uns ausser unseren eigenen Rationen aus 

ihrem eigenen Garten und Keller das Beste aufdrängte – und 

damals gab es Bestes in deutschen Kellern: All das beförderte 

eine unchristliche Feindesliebe. 

Die Sache war aber immerhin problematisch für Tommy. 

In eben diesen Tagen des Kriegsendes waren die Enthüllun-

gen von Belsen und Buchenwald durch die Presse gegangen, 

und jede englische Einheit bekam Bilder von den Greueln 

und hatte sie im Company Office aufzuhängen. Auch hatte 

man uns beim Einzug in Deutschland ein Büchlein verteilt, 

«Your future Occupation», geschrieben von einem ehemali-

gen holländischen Untergrundkämpfer, der uns vor den Ge-

fahren warnte, die uns von Seiten eines verhetzten, todesbe-

reiten Volkes drohten. Darin hiess es gleich zu Anfang, wir 

würden keine guten Deutschen treffen. Die guten Deutschen 

seien auf den Friedhöfen, wohin das gründlichste Ausmer-

zungssystem der Geschichte sie längst gebracht habe – soweit 

es je viele gegeben haben sollte. Und dies war ja nur ein letz-

tes Wort gewesen nach all den Jahren «Huns» und «Boches» 

und «Barbarians», aber nun konnte Tommy beim besten oder 
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beim schlechtesten Willen die Urtypen, die die Propaganda 

der Kriegsjahre ihm vorgestellt hatte, in seiner neuen Umge-

bung nicht erkennen. Er konnte auch nicht sehen, dass eben 

das das Problem war: dass es gelungen war, das deutsche 

Volk zu dem zu machen, als das es nun in der Geschichte 

dasteht. Er erwartete Menschenfresser und fand freundliche 

Greise und süsse Mädels, besonders viele von diesen, da die 

Männer fort waren; und so meinte er, die Ausdrücke in der 

Presse seien nichts gewesen als Propaganda. Da man damals 

die Deutschen selbst nicht fragen konnte – strikte Non-Fra-

ternization, sogar gegen die Kinder, war das Gebot Montgo-

merys –, so fragte man mich: ob die Deutschen im Rhein-

lande ganz verschieden seien von den Preussen, die wohl die 

wahren Menschenfresser und Hunnen wären? Wenn nämlich 

nicht, so könnte ja wohl nicht wahr sein, was die Zeitungen 

uns auftischten. Ich führte den Frager vor das Bild einer der 

Gruben in Belsen und fragte ihn, ob er meinte, das sei auch 

Propaganda? «I would not be so sure», sagte mein Corporal 

nach einigem Zögern. «Aber Postlethwaite: Glauben Sie 

wirklich, britische Offiziere oder Presseleute gäben sich dazu 

her, nackte Leichen von Weibern und Kindern, zu Skeletten 

abgemagert, in eine Grube zu werfen, um sie als deutsche 

Greuel photographieren zu können?» – «Das wohl doch 

nicht», sagte Postlethwaite gequält, «aber dann? ... ja dann? 

Wie soll ein Mensch das verstehen?» Und da dies in der Tat 

jenseits der Möglichkeit menschlichen Verstehens liegt, so 

begnügten sich die meisten damit, es zu vergessen; und als 

dann nach einigen Wochen die Wandbilder ausgewechselt 

wurden, da war auch der Stein des Anstosses aus dem Wege. 

Ja, man betrachtete den Feind mit Sympathie, und man 
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konnte die Zeit nicht erwarten, sich ihm zu nähern. Wenn 

deutsche Gefangene durch die Stadt gefahren wurden, so lie-

fen die Kinder herzu, winkten, riefen auch wohl «Heil», um 

zu verstummen, wenn ein englisches Auto passierte, das sich 

in denselben Convoy verirrt hatte. Jedesmal konnte ich dann 

den enttäuschten Ausdruck auf dem Gesicht meines Fahrers 

sehen, dass wir nicht auch so liebenswürdig von dieser rei-

zenden Jugend begrüsst wurden. Wirklich, sie waren neidisch 

und verbargen es nur schlecht hinter Bemerkungen wie «In-

credible, they still make heroes of them». 

Wie sollte da die Non-Fratemization-Order gehalten wer-

den? Die Stadien, durch die diese Order hindurchging, bis sie 

im Hochsommer endgültig beseitigt wurde, waren nichts als 

die jedesmalige Sanktionierung eines Zustandes, der längst 

so allgemein geworden war, dass man Strafen nicht mehr ver-

hängen konnte. Es kamen Fälle vor, dass 20 Tommys mit ih-

ren Schätzen im hellen Frühlingsabend vor der Officers Mess 

vorbeidefilierten, als noch jeder Umgang streng verboten 

war, als wollten sie sagen: «Wir wollen doch den Offizier se-

hen, der uns alle 20 in den Kasten stecken wird.» Es war eine 

Demonstration. 

Und wie stand es auf der anderen Seite? Waren die Fratty-

Girls, oder Frats, wie sie einfach genannt wurden, Strassen-

mädels? Keineswegs. Da waren Haustöchter, Studentinnen, 

und es waren nicht nur Mädels, die die Annäherung suchten, 

ebenso dringend wie die Truppe. Man beäugte einander von 

beiden Seiten einige Tage und war auf beiden Seiten aufs An-

genehmste voneinander enttäuscht, denn auch Tommy ent-

sprach so gar nicht den Erwartungen, die die deutsche Propa-

ganda bei ihren Bürgern erregt hatte, und man fand sich – mit  

21 



Stil und Anmut übrigens. Wir haben viel Kriecherei und fei-

ges Ableugnen der vorigen Gesinnung erlebt, als wir erst mit 

den Deutschen ins Gespräch kamen, aber der Empfang der 

ersten Wochen hatte nichts von Kriecherei, es war sogar ein 

gutes Stück Selbstachtung dabei, und ich kann mir vorstellen, 

dass die Arztfrau, bei der wir logierten, ihre Töchter vorge-

nommen hat, ehe wir kamen, und ihnen in etwa gesagt hat: 

«Kinder, wir haben verspielt, der Feind ist hier; aber Feind 

oder nicht: Diese Herren sind unsere Gäste, dass ihr’s wisst» 

(oder, wie Goethe sagt: «bekriegt, besiegt, vertragt euch mit 

der Einquartierung!»). Und noch etwas anderes kam hinzu, 

das uns noch mehr überraschte: Man spürte da eine Befreiung 

nach langem Druck, eine Hoffnung, die man nicht nur auf das 

Conto des schlechten Gewissens schreiben konnte. Was da-

mals in grossen Teilen des Volkes vorgegangen sein mochte, 

finde ich gut in Thomas Manns «Lotte» ausgedrückt, und ich 

rücke die betreffende Stelle hier ein: 

«Je näher sie rückten, desto weniger wurde ihnen bei uns 

dieser Name ‚Barbaren’ zuteil, desto mehr wendeten sich die 

Sympathien und Hoffnungen unserer Bevölkerung und Ge-

sellschaft... ihnen zu; zum Teil wohl einfach, weil man die 

Sieger in ihnen zu sehen begann, die man schon von Weitem 

durch seine Ergebenheit milde zu stimmen hoffte, namentlich 

aber, weil die Menschen unterwürfige Wesen sind, von dem 

Bedürfnis geleitet, mit den Verhältnissen und Ereignissen, 

mit der Macht in innerer Übereinstimmung zu leben, und weil 

ihnen jetzt das Schicksal selbst den Wink und Befehl zur Sin-

nesänderung zu erteilen schien. So wurden aus den gegen die 

Gesittung rebellierenden Barbaren binnen weniger Tage Be-

freier ...» 

Der Ausdruck «Befreier» ist damals nicht, später dagegen 
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oft von den Deutschen gebraucht worden, um die Stimmung 

zu beschreiben, mit der besonders die englischen und ameri-

kanischen Truppen seinerzeit begrüsst wurden, und auch da-

mals hörte man allenthalben ein erleichtertes Aufseufzen. 

Wir waren so verwundert, denn diese Haltung stand im Ge-

gensatz zu allem, was wir aus Deutschland wussten, auch zu 

dem fanatischen Widerstand des Heeres bis zur letzten Mi-

nute, dass wir unsere «erlösten» Wirtsleute fragten, was sie 

denn von uns erwarteten. Schliesslich habe nichts stattgefun-

den als eine bedingungslose Kapitulation, und die Alliierten 

hätten nicht mehr versprochen, als dass sie das deutsche Volk 

nicht geradezu vernichten wollten. Wir erhielten keine Ant-

wort als jenen Ausdruck von Hoffnung, ja Gewissheit, die 

sich wohl in erster Linie auf unser eigenes Verhalten im er-

oberten Lande gründete. Die Hausfrau erzählte eines Tages 

von der Unterstützung, die alliierte Truppen und Behörden 

ihrer Tochter auf einer Reise gewährt hatten: «In dieser Hin-

sicht, muss man sagen, benehmen sich die Alliierten wirklich 

grosszügig.» – «In dieser Hinsicht?» fragte ich, «und können 

Sie mir sagen, in welcher Hinsicht sie sich nicht grosszügig 

benähmen?» – «Es ist wahr», sagte sie, «und dass man das 

sagen muss: Ihr behandelt uns besser als unsere eigenen 

Leute!» und brach in Tränen aus. Das Selbstlob der engli-

schen Armee, dass Tommy der beste Gesandte Englands sei, 

bewahrheitete sich damals in Deutschland, und wenngleich 

die Meinung der Deutschen über die englische Politik seit-

dem eine Wandlung erfahren hat, so gilt dieses Wort noch 

immer, wobei unter Tommy allerdings wirklich Tommy ver-

standen wird, die «other ranks» nämlich; die Offiziere schon 

weniger. 
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4 

Kollektivschuld 

Die Deutschen – ich meine das Volk im Grossen und Ganzen, 

nicht die aktiven Mitglieder der Partei – erlebten damals zwei 

Erschütterungen: die der Niederlage und die der kollektiven 

Schuld. Es muss wohl zugestanden werden, dass man in 

Deutschland von den Greueln nichts oder nur wenig wusste, 

die nun nach den Funden in Belsen in jeder Stadt und jedem 

grösseren Dorf in Wort und Bild den Leuten vor Augen ge-

führt wurden. Die Frage, wieviel man wusste, bleibt trotzdem 

etwas dunkel. Ich persönlich habe keine Unterhaltung ge-

führt, die nicht mit der treuherzigen Beteuerung begonnen 

hätte: «Aber glauben Sie mir nur, wir haben von alledem 

nichts, aber auch gar nichts gewusst», um mit dem Einge-

ständnis zu enden: «Mein Vetter freilich, der im Sicherheits-

dienst war, nun, wenn der einmal seinen Koller hatte, dann 

geschah es wohl, dass er losbrüllte, seinen Wein auf das 

Tischtuch goss, denn ‚ich kann kein weisses Tischtuch sehen. 

Ich habe ewig keins gesehen. Ich kann nicht in so einem ge-

mütlichen Esszimmer sitzen. Lasst mich heraus. Ich muss 

Blut sehen. Man ist ja kein Mensch mehr, und man will auch 

keiner mehr sein.’ Ja, so sagte er wohl...» Und so einen Vetter 

hatte jeder und jede. Oder es gab da den Frontabschnitt des 

Mannes, an dem «auf Ehre nichts passiert» sei; aber von Po-

len, ja, von Polen habe der Mann wohl durch Kameraden et- 
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was gehört. Aber auch da seien es nicht die Soldaten gewe-

sen. «Der deutsche Landser war sauber.» Nein, das Nicht-

Wissen war nicht vollständig, und dass es nicht vollständig 

war, konnte man schon aus dem zweiten Wege der Verteidi-

gung ersehen, der eingeschlagen wurde: dass nämlich der 

Einzelne nichts habe machen können, denn sonst hätte er sich 

bald selbst im Lager wiedergefunden. Die Antwort darauf 

versetzte die Leute recht in Verlegenheit: dass man uns näm-

lich nicht beides erzählen könne: Entweder habe man von den 

Schrecken der Lager nichts gewusst, nun, dann durfte man 

gegen die Tyrannei und Verfolgung, von denen man wusste, 

ruhig etwas sagen, selbst auf die Gefahr hin, auch einmal in 

eines dieser Sanatorien geschickt zu werden; oder eben, und 

das schiene uns wahrscheinlich, man habe gewusst, oder zu-

mindest recht gut geahnt, was es mit diesen Plätzen auf sich 

gehabt hat. 

Und doch ist in dieser Art, die Frage zu stellen, ein forma-

listisches Element, das dem psychologischen Sachverhalt 

nicht gerecht wird. Viele Deutsche haben etwas gewusst: 

Plötzlich riss ein Erlebnis wie das mit dem Vetter den Vor-

hang vor ihnen auf; aber sie haben es nicht eigentlich ge-

glaubt, und so schloss der Vorhang sich wieder. Wer forscht 

auch einer so fürchterlichen Wahrheit nach, im Kriege beson-

ders, wo man notwendig der Meinung zu sein hat, die eigenen 

Waffen seien rein. Der Deutsche darf mit einem gewissen 

Recht sagen, er habe nichts gewusst, und auch, er habe nichts 

machen können, soweit es sich um die Greuel in den Lagern 

handelt. Deshalb meine ich, es sei bedauerlich, dass man dem 

deutschen Volke in seiner Gesamtheit die Verbrechen zu-

schob, vor deren Berichten und Abbildungen im Frühjahr 

1945 es mit dem gleichen erstaunten Grauen stand wie die  
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meisten alliierten Soldaten. Man schaffte ihm dadurch ein 

Alibi. Wer sich selbst und andere mit einigermassen plausib-

len Gründen davon überzeugen konnte, dass er von diesen 

Dingen nicht einmal etwas gewusst habe, der war dann eben 

unschuldig und hatte «mit alledem ganz und gar nichts zu 

tun». Und das konnten sogar eine Menge Nazis sagen, von 

den anderen ganz zu schweigen. Von Anfang an hat es die 

antifaszistische und im Kriege dann die alliierte Propaganda 

daran fehlen lassen, gebührend auf die Dinge hinzuweisen, 

die offen zutage lagen, vom Führer verkündet, vom Reichs-

tag sanktioniert, von allen gewusst und von vielen gebilligt: 

Beamtenentlassungen, Ausschlüsse, Nürnberger Gesetze, 

Stürmerkästen, gelber Stern; Dinge, die genügten, ein Volk 

zu entehren, auch wenn kein einziger Mensch in den Lagern 

sein Leben gelassen hätte; Dinge zudem, die den Hintergrund 

abgaben, die Umwelt, in der einzig solche Massenverbrechen 

möglich waren. Es ist wahr, oder es mag wahr sein, dass der 

einzige öffentliche Akt von Brutalität, der dem ganzen Volk 

vordemonstriert wurde, der 9. November 38, keineswegs so 

aufgenommen wurde, wie die Regierung es erwartete; dass er 

vielmehr bei sehr vielen, man darf wohl annehmen einer 

grossen Mehrheit, Abscheu und Beschämung erregte, gepaart 

mit einer mystischen Furcht vor dem jüdischen Weltgeheim-

bund unter Vorsitz Jehovas. Wie oft hörte man Äusserungen 

wie diese: «Und das gegen die Juden muss sich rächen», 

sagte ich zu meiner Frau. «Dafür werden wir zu zahlen haben. 

Heut zahlen wir dafür (!)» – Dieser Tag hat alles andere so 

überschattet, dass man die Leute an die Judengesetzgebung 

zum Beispiel erst erinnern musste. Denn so sind die Men-

schen nun einmal, nicht eben nur die Deutschen, dass sie sich 

die Wirklichkeit, die hinter Gesetzen steht, nicht vergegen- 
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wärtigen, dass sie einen Schimpf nicht begreifen und viel-

leicht auch ganz in der Ordnung finden, aber dass sie vor der 

ersten eingeschlagenen Fensterscheibe zurückschrecken. Das 

nimmt ihnen freilich in unserer Beurteilung nichts von ihrer 

kollektiven Schuld, geschweige denn von ihrer kollektiven 

Haftung. Es sollte auch in ihrem eigenen Urteil ihre Schuld 

nicht mildern noch ihre Haftung erleichtern. 

In der Zeit, von der ich spreche, hatten die Deutschen 

keine Presse und keine Redner. Propaganda, die den Sach-

verhalt hätte klären können, wurde von alliierter Seite nicht 

getrieben, ausser eben mit jenen Bildern an den Rathäusern 

und den Filmen, die allerorts gezeigt wurden. Ein Schuldge-

fühl war da, ebenso ein Drang nach Selbstrechtfertigung. Mit 

uns konnten die Deutschen nicht sprechen. Untereinander 

mochten sie sich bald verständigt haben, dass sie für die Ta-

ten, die dort ausgestellt waren, mit Recht kaum verantwort-

lich gemacht werden konnten. Aber das Schuldgefühl blieb. 

Vielleicht waren die Kirchen damals die einzigen Institutio-

nen, die versuchten, in die Frage irgendwelche Klarheit zu 

bringen. Seit Potsdam, mit der Entwicklung von Parteien und 

Presse, wurde die Frage zu einem politischen Streitobjekt, 

während die Presse aller Parteien und in den ersten Monaten 

die von der Militärregierung herausgegebene unpolitische 

Presse ständig auf neuen Greueln, Prozessen, Verbrechen 

herumritt, dadurch immer mehr den Eindruck vertiefend, 

dass das Volk in seiner Gesamtheit zu jener Hexenküche 

nicht einmal Zutritt hatte. Und ganz langsam veränderte sich 

auch in der Presse der Ausdruck von dem anfänglichen 

«peccavimus» in das spätere und heute ziemlich allgemeine 

«die Nazis haben gesündigt. Auch gegen uns.» Wer «die Na-

zis» sind, ist dann freilich nicht leicht zu sagen, nachdem in 
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Nürnberg die Herren selber als Opfer auftraten der drei, die 

man nicht mehr belangen kann. 

Trotzdem, sogar solche Pseudologia wäre nicht imstande 

gewesen, das deutsche Schuldgefühl zu bannen, wenn nicht, 

ebenfalls seit Potsdam, zuerst Nachrichten, dann eigene Er-

fahrung der stets wachsenden deutschen Not, ausgelöst durch 

eben jene Potsdamer Bestimmungen, es den Deutschen ge-

stattet hätten, Schuld gegen Schuld abzuwägen. Wir wissen 

zwar, dass dies unstatthaft ist; aber es ist menschlich. Die 

Äusserungen in abgefangenen Briefen (oft ganz offenbar zu 

dem Zweck geschrieben, um von uns gelesen zu werden), in 

der Unterhaltung, ja sogar in Reden und in der Presse spra-

chen immer vernehmlicher von «Verbrechen ebenso 

schlimm und schlimmer als alles, was die Nazis taten», und 

heute würde es ein aussichtsloses Unternehmen sein, mit ei-

nem Deutschen die deutsche Schuld zu discutieren. Nur die 

Parteien und Kirchen wiederholen noch ihre Schuldformeln 

zusammen mit anderen Partei- und Glaubensformeln. Ihr 

Standpunkt ist, kurz gefasst, folgender: 

Die beiden grossen Parteien, die Sozialdemokraten und 

die Christlich-Demokratische Union, erkennen eine Kollek-

tivschuld nicht an, wohl aber eine Kollektivhaftung. Sie ar-

gumentieren etwa so, dass ein Sohn nichts dafür könne, wenn 

sein Vater bankrott mache; habe aber doch die Folgen der Sa-

che mitzutragen. Sie wollen keine neue Präambel von Ver-

sailles, welche die Nation zu einem Paria unter den Völkern 

machen würde, aber sie erkennen an, dass die Nation wieder-

gutmachen muss. 

Die Kommunisten bestehen auf der Kollektivschuld, von 

der sie allerdings die eigene Partei insofern ausnehmen, als 

sie die meisten Märtyrer in den Lagern gehabt habe. Immer- 
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hin geben sie zu, dass es die kommunistische Partei durch 

ihre Schwäche und Ziellosigkeit nicht dahin gebracht habe, 

das Unglück zu verhüten, und in diesem Sinne seien auch sie 

schuldig. Da die kommunistische Partei als einzige bis in die 

jüngste Zeit nicht gegen Potsdam protestiert hat – mit seinen 

grossen örtlichen Gebietsabtretungen und gewaltigen russi-

schen Reparationen –, so ist auch einzusehen, warum sie die 

Kollektivschuld akzeptieren muss: Solche Sühneforderun-

gen, wie der Freund im Osten sie stellt, können dem deut-

schen Volk nur dann verständlich gemacht werden, wenn es 

sich als Sündervolk fühlt. 

Die katholische Kirche kann die kollektive Schuld eines 

Volkes nicht anerkennen. Sie ist universal und wünscht nicht, 

die deutsche Schuld von der europäischen zu trennen, noch 

die deutschen Eigenschaften als etwas anzusehen, das ausser-

halb der Conditio humana stünde. Die katholische Kirche, die 

sich den Nazis gegenüber unabhängig gezeigt hat, kann es 

sich ferner leisten, auch der Besatzung gegenüber unabhän-

gig zu sein, und von keiner Seite vielleicht wurde eher und 

schärfer auf die Verbrechen seit dem Kriege hingewiesen als 

von den Bischöfen von Münster und Paderborn, denselben, 

die am stärksten unter den Nazis auf die Verbrechen in und 

vor dem Kriege hingewiesen hatten. Das deutsche Publikum 

versteht diesen katholischen Standpunkt gern im Sinne des 

Aufrechnens von «unseren» Sünden gegen «eure», was frei-

lich die katholische Meinung nicht ist. Und wenn die Kirche 

von europäischer Schuld spricht, so interpretiert der Bürger 

das so, als habe England durch seine lange Duldung der Sa-

che ebensoviel Dreck am Stecken wie das deutsche Volk: 

«Wenn Leute wie Churchill selber voll von Lob für den Füh- 
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rer waren, wieso sollte eben ich, Franz Müller aus Wieden-

brück, ihn durchschauen und gegen ihn rebellieren?» 

Der Standpunkt der protestantischen Bekenntnisse wird 

wohl gültig von Niemöller repräsentiert, den ich in Herford 

im Mai 46 habe predigen hören. Ich will davon kurz erzählen: 

Die Kirche war voll, als wir ankamen, so dass der Küster uns 

nur noch unter der Kanzel placieren konnte, wo wir standen 

und den Redner nicht einmal sehen konnten. Auch die Gänge 

waren überfüllt, an allen Eingängen hingen Menschentrau-

ben, die ein Wort zu erhaschen suchten, und in dem Raum 

zwischen der ersten Sitzreihe und dem Altar sassen die Leute 

auf der Erde, die Gesichter gespannt nach oben gewendet. Es 

herrschte Totenstille, während Niemöller sprach, und nach 

anfänglichem Ärger über unseren unbequemen Standort sah 

ich bald seine Vorteile ein, denn man konnte die Wirkung auf 

die Menge von keiner Stelle besser beobachten. Man hat Nie-

möllers Gestalt ja in Abbildungen gesehen; man hat sie leider 

auch im Film gesehen, wo er als ein stotziger Pastor wirkte, 

ein massiver «Hier stehe ich, ich kann nicht anders»-Mann. 

Niemöller ist klein und schmächtig, dunkel, mit gebogener 

Nase und kühnen, warmen Augen. Seine Stimme ist ruhig, 

unpathetisch, wenn auch zuweilen zu sehr die eines gerührten 

Schauspielers. Man glaubt gern, dass er Soldat war. Er ge-

horcht dem kategorischen Imperativ und schont weder sich 

noch seine Leute. 

Niemöller sprach nicht als einer, der einen langen Kampf 

erfolgreich bestanden hat. Die schwierigste Phase beginnt 

erst, seiner Meinung nach, und mir scheint heute, rückschau-

end, dass er sich wird sagen müssen, er habe diese schwere 

Schlacht gegen den «inneren Hitler» verloren. 
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«Da sind nun sechs Millionen Juden, ein ganzes Volk ist 

in unserer Mitte und in unserem Namen kalten Blutes gemor-

det worden», sagte Niemöller. «Was fangen wir mit dieser 

Tatsache an? Wenn ich einen von euch hier frage, so wird er 

antworten: ‚Da musst du schon den Ortsgruppenleiter fragen. 

Was konnte ich dazu?’, und der Ortsgruppenleiter wird mich 

an den Gauleiter verweisen, und so weiter hinauf bis in den 

Gerichtssaal an die 22. Und die? Nun, wir hören es ja jeden 

Tag: Sie schieben es drei Leuten zu, dreien, die glücklich aus 

dem Wege sind: Hitler, Himmler und Goebbels. Ja, liebe 

Freunde, diese drei sind tot; aber die Erbschaft von sechs Mil-

lionen Toten, die kann man ihnen nicht mit ins Grab legen, 

die müssen wir antreten, haben wir doch auch die erfreuliche-

ren Erbschaften aus ihrem Tun (oder was uns erfreulich 

schien) angetreten all die Jahre lang. Ich sage ‚wir’, damit ihr 

nicht sagt: Er hat’s leicht, er hat ein Alibi. Ich habe kein Alibi. 

Als ich vor einiger Zeit mit meiner Frau in der Nähe von 

Dachau war, wollte ich ihr die Zelle zeigen, in der ich sieben 

Jahre lang gesessen hatte, und da führte uns der Posten auch 

an eine Mauer mit einem eisernen Tor, die ich wohl kannte. 

Ich wusste, dahinter ist das Krematorium. Und hier, an einer 

Birke, hatten die letzten Überlebenden ihren toten Kamera-

den eine Gedenktafel angebracht. Es stand geschrieben: ‚In 

diesem Krematorium wurden in den Jahren 1933 bis 1945 

250’000 Menschen verbrannte Als ich las ‚1933’, fühlte ich, 

wie meine Frau an meinem Arme zitterte, und mich selbst 

überlief es heiss und kalt: Denn da ging mein Alibi. Was hast 

du denn 1933 getan, Pastor Niemöller? Hattest du nicht dei-

ner Gemeinde in Dahlem Gottes Wort zu predigen? Hast du 

sie gewarnt? Ein jedes meiner Pfarrkinder von damals kann 
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mir sagen, wenn ich ihm heute von Schuld rede: Du hast mich 

nicht gewarnt, Pastor Niemöller! Aber vielleicht wusste ich 

im Jahre 33 nicht, was in Dachau geschah? Nein? Hatte ich 

nicht Göring sagen hören und konnte ich es nicht in allen Zei-

tungen lesen: ‚Mit den Kommunisten, mit denen mach ich 

reinen Tisch. Mit denen wird aufgeräumt, in Dachau.’ Ich 

wusste also, was man meinen kommunistischen Brüdern und 

Schwestern in Dachau tat. Und ich habe nicht gewarnt. Was 

tun wir also? Gehen wir auf unser Kämmerlein, jeder für sich, 

und vergiessen ein paar Tränen? Das war die Mode nicht, als 

ich ein Junge war. Damals, wenn ich meine Mutter gekränkt 

hatte, sagte mein Vater nicht: ‚Martin, geh auf dein Zimmer 

und geh in dich!’ Nein, er sagte: ‚Du hast deiner Mutter weh 

getan, Martin, bitte sie um Verzeihung!’ Wir haben um Ver-

zeihung zu bitten, damit vergeben wir uns nichts. Wir verge-

ben uns etwas, wenn wir es nicht tun. Neulich, in meiner alten 

Gemeinde in Dahlem, erhielt ich Besuch von einem meiner 

damaligen Pfarrkinder, einem getauften Juden, der auch Ver-

folgungen erlitten hatte, und als ich ihn erkannte, sagte ich: 

‚Bruder, verzeih mir, wenn du kannst!’ Das, scheint mir, ist 

in unseren menschlichen Beziehungen der erste Schritt nicht 

um der anderen willen so sehr als um unser selbst willen. Ich 

sehe da manchen, der mir sagen will: Auch die anderen sind 

nicht ohne Schuld uns gegenüber. Gewiss nicht, und unser 

Schuldbekenntnis gibt nicht ihnen einen Freibrief gegen uns. 

Aber das ist ihre Sache, und eines anderen Schuld gegen mich 

nimmt nichts von meiner Schuld fort.» 

Es war zehn, als Niemöller von der Kanzel stieg, und ich 

versuchte, ihn zu sprechen, da ich in eigenen Schwierigkeiten 

für einen Rat von dieser Seite dankbar gewesen wäre. Aber 

Niemöller hatte in aller Eile etwas zu sich zu nehmen und  
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reiste gleich weiter nach Dortmund, wo er am nächsten Mor-

gen zu predigen hatte. Einer aus unserer Gesellschaft, ein hol-

ländischer Sergeant, überlegte während der Heimfahrt, wann 

er wohl in Dortmund ankommen könnte und wo dort über-

nachten, um Niemöller am nächsten Morgen predigen zu hö-

ren. 

Und trotzdem meine ich, Niemöller kämpft eine verlorene 

Schlacht. Die, die ihn gehört hatten, waren ergriffen; aber sol-

che, die nur von ihm etwas gehört hatten, sprachen anders. 

«Ja, Niemöller, da habe ich etwas versäumt», hörte ich sagen. 

«Ein aufrechter Mann, gewiss, ein Charakter und ein Christ; 

aber warum muss er aller Welt verkünden, dass wir und nur 

wir schuldig sind? Hat er es nötig als Deutscher, die unge-

heuren Forderungen, die an uns gestellt werden, auch noch 

gutzuheissen, indem er allenthalben bekennt, wie schuldig 

wir sind und dass es uns im Grunde noch viel zu gut geht?» 

Andere wieder (SPD, Schumacher) sprechen von «U-Boot-

Kommandanten in Priesterröcken, die gut täten, ihr Schuld-

bekenntnis für ihre eigene kleine Kaste zu leisten und nicht 

auf das ganze deutsche Volk auszudehnen». 

Die Katharsis des deutschen Volkes war im Frühjahr 45 

möglich, als die vergangene Schuld sich blitzartig enthüllte 

und Gegenwart und Zukunft in der Schwebe hingen. Ein 

Volk aber, das seit Jahr und Tag im Zustande der Rechtlosig-

keit und stets sich steigernder Auferlegungen von Seiten der 

Sieger lebt, verliert die Fähigkeit zur Erschütterung über die 

eigenen vergangenen Untaten. Es ist unvermeidlich, dass bei 

dem jetzigen Gang der Dinge das deutsche Volk wieder dahin 

kommt, sich als eine Nation zu betrachten «more sinned 

against than sinning» (King Lear, 3. Akt, 2. Szene). 
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5 

Potsdam 

Die Frage der Kollektivschuld ist natürlich für die Deutschen 

von praktischer Bedeutung. Ihre Vergangenheit stellt ihnen 

als Gesamtheit sowie als Einzelnen jeden Tag ein Bein, und 

wir haben schon gelegentlich der Haltung der Parteien gese-

hen, wie wenig die Sache nach Ansicht der Deutschen so-

wohl wie ihrer Besieger eine Frage der Moralphilosophie ist; 

vielmehr ist sie eine der praktischen Politik. 

Es wäre zu wünschen gewesen, dass die anderen Nationen 

sich selbst und den Besiegten eines von Vornherein klarge-

macht hätten: dass nämlich der Standpunkt, der in der Prä-

ambel von Versailles niedergelegt ist und die Bestimmungen 

dieses Vertrages rechtfertigen soll, als überwunden zu be-

trachten ist. Die Gesamtschuld eines Volkes ermächtigt kein 

anderes dazu, es in seiner Gesamtheit zu bestrafen. Anderer-

seits ist auch ohne Anerkennung einer Gesamtschuld eine 

Gesamthaftung nicht von der Hand zu weisen. Das Beispiel 

von der Familie des Bankrotteurs gilt durchaus, und man hat 

als Deutscher unrecht, wenn man sich darüber beklagt, dass 

noch Ungeborene, «die doch gewiss nichts dafür können», 

unter der Wiedergutmachung werden leiden müssen, die man 

ihren schuldigen Eltern auferlegt. 

Ein anderer Standpunkt hätte ebenfalls für ungültig erklärt 
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werden sollen, ehe man daranging, irgendwelche Regelungen 

in Bezug auf Deutschland ins Auge zu fassen, der nämlich, 

den ich den französischen nennen möchte: Da der deutsche 

Nationalcharakter «erwiesenermassen» unveränderlich sei 

und das deutsche Volk stets wieder auf den Weg der Gewalt 

führen werde, so seien gewisse Sicherheitsmassnahmen un-

erlässlich. Sollten solche Massnahmen das Aufhören der na-

tionalen Existenz des unverbesserlichen Volkes im Gefolge 

haben oder auch den Tod von einigen Millionen dieser uner-

wünschten Spezies, so sei dies immer noch ein geringeres 

Übel. Wie die Franzosen diesen Standpunkt mit ihrem Katho-

lizismus in Einklang bringen, ist hier nicht wesentlich, eben-

sowenig, wieso Juden, unter denen er verbreitet ist, gerade 

Juden, die darunter von jeher gelitten haben, sich bereit fin-

den, ihn anzunehmen. Uns gehen hier beide Thesen, die von 

der kollektiven Sühne und die von der Sicherung gegen das 

Verbrechervolk, in ihrer Anwendung und Wirkung auf die 

Deutschen an; und hier muss man sich klar sein, dass ein Frie-

densschluss in Europa heute ein pädagogischer Akt ist, von 

dem der Erfolg oder Misserfolg aller Bemühungen um «reed-

ucation» wesentlich bestimmt wird. Im Lichte von Potsdam 

kann Reeducation nichts anderes sein als neue Unterdrü-

ckung, Verbrennung von Büchern, Ausmerzung der Hierar-

chie von gestern, Ächtung gewisser Worte, Zeichen und Ge-

sinnungen, ohne dass etwas überzeugendes Neues an ihre 

Stelle getreten wäre. Im Lichte einer anderen Regelung, wie 

sie uns vorschwebte und wie sie in allen internationalen Ab-

kommen seit 1941 versprochen worden war, hätte man nicht 

einmal die Bücher zu verbrennen brauchen. «That ’ll show 

them that war doesn’t pay», wird oft erwidert, wenn man dem 

Missfallen an der gegenwärtigen Regelung Ausdruck gibt. In 
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Wirklichkeit zeigt es nur, «that defeat doesn’t pay», eine Tat-

sache, die niemand je bezweifelt hat. Ja, in letzter Konse-

quenz zeigt es, dass kein anderer Ausweg gelassen ist als eben 

Gewalt, «war» also, um das wieder zum Verschwinden zu 

bringen, was Gewalt gegen das vom Sieger selbst verkündete 

Recht auferlegt hat. Wenn etwa die These vom ungenügenden 

Lebensraum unter den Nazis falsch war – oder doch nicht die 

Lebensfrage, als die man sie darstellte –, so ist dieselbe These 

heute, nach dem Zustrom vieler Millionen Vertriebener in ein 

Deutschland, das seiner landwirtschaftlichen Basis im Osten 

beraubt ist, richtig. 

Und auf diesem Hintergrund wird heute wieder alles ge-

prüft, was mit den Fragen des deutschen Gestern und seiner 

Wirkung aufs Heute und Morgen zusammenhängt. Dieser 

Hintergrund leuchtet auf, von was immer man mit einem 

Deutschen spricht, vom Geschichtsunterricht in den Schulen, 

der noch nicht stattfindet, bis zum Nürnberger Prozess. 

Ich sprach im dritten Abschnitt von der Hoffnung, mit der 

die britischen Truppen von der Bevölkerung begrüsst wurden. 

Das war im Mai 45. Im Mai 46 hatte ich mich mit einem der 

Männer zu unterhalten, in denen wir die Besten im heutigen 

Deutschland sehen dürfen, einem Pastor der Bekenntniskir-

che und Freund von Niemöller, mit dem er zusammen vier 

Jahre lang in Dachau gesessen hat. Das Thema war Nürnberg, 

aber was der ruhige und etwas weltfremde Mann zu Nürnberg 

zu sagen hatte, war nicht bedeutend. Es fiel mir gleich auf, 

dass ihn die Unterhaltung als solche nicht sehr berührte, eher 

etwas quälte, und als ich ihn nichts mehr zu fragen hatte, be-

gann er, mit dem Ausdruck der ehrlichsten Verzweiflung: 

«Und nun erlauben Sie mir, Ihnen eine Frage zu stellen, deren 

36 



Antwort ich gern wüsste, um sie mir selbst und meinen Pfarr-

kindern jeden Tag wiederholen zu können: Was wird ge-

wollt? Soll das deutsche Volk vernichtet werden? Ist das der 

Plan? Man denkt das hier allgemein. Man bringt mir ein ge-

wisses Vertrauen entgegen. Man meint: Da steht einer, der 

hat gewiss nicht zum Gestrigen dazugehört. Der sollte vom 

Morgen etwas wissen, wofür er ja wohl etwas auf sich ge-

nommen hat. – Was soll ich nun denken, und was soll ich 

diesen Leuten sagen?» Im Mai 1945 sagte die kleine Nazi-

Frau aus Bocholt: «Ihr behandelt uns besser als unsere eige-

nen Leute», und weinte darüber. Im Mai 1946 fragte der Be-

kenntnispastor Wilm aus Mennighüffen: «Wollt ihr uns ver-

nichten?», und der monumentale Mann weinte beinahe dar-

über. Was hat das deutsche Volk in diesem Jahre erlebt, das 

die Meinung so ändern konnte? 

Wenn es wahr ist, dass die Potsdamer Beschlüsse es letz-

ten Endes sind, was die Illusion der ersten Monate zerstört 

hat, so kann man doch nicht sagen, dass mit ihrer Verkündung 

der Umschwung eintrat. Diese Bombe verhallte fast unge-

hört. Die Reparationsbestimmungen wurden von dem Mann 

auf der Strasse nicht verstanden. Ein Wort wie das vom «Le-

bensstandard, nicht höher als der durchschnittlich europäi-

sche, ausgenommen U.K. und USSR», war vollends jenseits 

konkreter Vorstellungen. Dass Deutschland als eines verwal-

tet werden und sich bald, wenigstens in gewissen wichtigen 

Ressorts, selbst als eines verwalten sollte, gab Hoffnung; man 

hatte dergleichen vorerst noch gar nicht erwartet. Über den 

grossen Schnitt im Osten hörte man wohl Äusserungen wie: 

«Man denke doch, Königsberg russisch!» oder «Mein Gott, 

man gibt den Polen viel!» Aber der nationale Trauertag, den 

man erwartet haben sollte, war die Verkündung von Potsdam 
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keineswegs, so wenig, dass ich meine Bekannten schliesslich 

fragte, ob sie denn die Schwere dieser Auferlegung gar nicht 

begriffen. «Mein Lieber», war die Antwort, «als ich 15 war, 

kam Adolf zur Macht. Seitdem ist so etwas wie Krieg, erst 

noch nicht mit Kanonen und dann ja mit Kanonen und noch 

anderem. Zwei Jahre lang sind wir jede Woche einmal um 

unser Leben gerannt. Das muss man erlebt haben, um es sich 

vorstellen zu können. Nun ist es zu Ende, gottlob! Du fragst, 

ob sich die deutsche Jugend denn nicht um Deutschland Sor-

gen macht. Die deutsche Jugend will tanzen. Man hat uns so 

viel von Volksgemeinschaft erzählt, dass nun unserethalben 

das liebe Vaterland zum Henker gehen kann.» 

Ich weiss nicht, wie es unter den Nazis wirklich um die 

Volksgemeinschaft stand, doch kann ich mir kaum denken, 

dass sie so allgemein als das Bindende empfunden wurde, wie 

das in Erez Israel der Fall ist. Nach der Kapitulation jedenfalls 

stieg eine solche Wolke von Selbstsucht, einer «Jeder für 

sich»-Haltung, von Schiebung, Denunziation, gegenseitiger 

Anschuldigung auf, dass man kaum annehmen kann, das sei 

aus dem Nichts gekommen und nur die Reaktion auf den 

strengen nationalen Zwang. Diese Wolke bedeckt noch heute 

Deutschland, und wenn da Journalisten von dem Neuen re-

den, das in Deutschland wachse, wenn Karl Barth sagt, «die 

Engel halten den Atem an, um zu sehen, was nun in Deutsch-

land geschieht», so fühle ich mich versucht, dagegen zu sa-

gen: «Die Engel halten den Atem an, um nicht zu riechen, 

was von Deutschland aufsteigt.» 

Der Deutsche einer anderen Zone war schon ein Auslän-

der. Ich erwähnte bereits die Austreibungen von Ruhrflücht-

lingen aus Bayern. Ich entsinne mich eines Bauvorhabens, 

mit dem ich als technischer Offizier befasst war. In der Stadt 
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fasst war. In der Stadt Remscheid, die bereits ein Kino hatte, 

wollte ein Schieber von Renommee noch einen Festsaal wie-

deraufbauen, der stark unter dem Bombardement gelitten hat-

te. Die Genehmigungen waren schon fast erteilt, als ich von 

der Sache hörte und den Bürgermeister darauf aufmerksam 

machte, dass man wohl kaum Arbeit und Material für einen 

solchen Zweck zur Verfügung stellen könnte, solange es in 

der Stadt noch 6’000 Obdachlose gab. Der Bürgermeister sah 

mich fassungslos an, ein Ratsherr, der zugegen war, klatschte 

ostentativ Beifall, worauf der Bürgermeister ungläubig lä-

chelte (ungläubig darüber, dass die Besatzung sich deswegen 

Sorgen machte). Das gleiche Erstaunen fand ich dann bei dem 

Schieber selbst, der gern wissen wollte, wer bei mir gegen ihn 

gehetzt habe, denn dass die Sache irgendeinen vernünftigen 

Menschen interessieren könne, und gar einen Engländer, das 

liesse er sich nicht einreden. «Und vor allem», sagte er, «ist 

es so, dass ich keinen Ziegelstein und kein Stück Holz aus 

den hiesigen Beständen nehme. Ich bekomme das alles durch 

meine Geschäftsverbindungen mit Herren der französischen 

Besatzung schwarz aus der französischen Zone.» Es wollte 

ihm nun gar nicht eingehen, als ich ihn darauf hinwies, dass 

meines Wissens auch in der französischen Zone obdachlose 

Deutsche lebten, die solche Materialien zunächst und drin-

gend benötigten. Die französischen Deutschen, meinte mein 

Freund, sollten wohl selber sehen, dass ihnen die englischen 

Deutschen nicht ein Schnippchen schlügen. – Man kümmerte 

sich herzlich wenig um die Deutschen anderer Zonen. Man 

schuldigte sie allenfalls an, den Nationalsozialismus erfunden 

zu haben, von dem «unsere Gegend» ja stets rein gewesen sei. 

Man frage auch einmal den Bauern nach den Ruhrevaku- 
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ierten, die er im Dorf hat, «diesen Tagedieben», wird er sa-

gen, «die nur essen wollen und nichts tun»; oder man frage 

den Ruhrarbeiter nach den Bauern, und er wird die Geschich-

te erzählen, wie er letzthin einen Sack Kartoffeln schwarz 

kaufen wollte und der Bauer ihm sagte: «Was kannst du mir 

geben, Hans? Den Perserteppich im Kuhstall hab ich schon, 

aber die braune Kuh muss eine Zahnbehandlung haben: nun, 

wenn du mir einen guten Zahnarzt schickst...» 

Und doch war dafür gesorgt, dass der Deutsche, sei er 

noch so egoistisch, noch so sehr nur damit beschäftigt, dass 

in der eigenen Stadt «die Nazis alle noch in Amt und Würden 

sind» – es war dafür gesorgt, dass selbst diesen Deutschen 

begreiflich wurde, dass Potsdam sie alle anging. Die Züge mit 

Vertriebenen kamen in einem Kreis nach dem anderen an. 

Und wie sahen sie aus? Wo sollte man Platz für sie herneh-

men? Was konnten sie tun? Auch gab es Mütter, Brüder, Tan-

ten, die darunter waren, und was sie von dem alten Zuhause 

zu erzählen hatten, war nicht das Beste. Und viele von diesen 

Verwandten kamen auch nie an, blieben verschollen; die 

Deutschen machten da eine Erfahrung, die wir kennen. Als 

der Winter kam, stellten andere Nöte sich ein. Der Bauer, der 

seine Saatkartoffeln aus Pommern bezogen hatte, bekam 

keine. Er bekam auch keinen Dünger von den sächsischen 

Werken oder von der stillgelegten Stahlindustrie in der Ruhr. 

Je mehr der Winter fortschritt, umso mehr drehte sich alles 

um die zwei Punkte: Unterkunft und Essen. Als ich Deutsch-

land im Oktober 45 verliess, um zwei Monate nach England 

zu gehen, da standen wohl die Kinder in Krefeld am Zug und 

bettelten um Chokolade: «Nix Chokolad, nix Cigret, Tom-

my?» Das kannten wir schon von Anfang an. Als ich aber im 

Dezember zurückkam, da standen sie von Krefeld bis Hamm 
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in jedem der Industrieorte, hielten ihre Hände hoch und 

schrien: «Bread, bread!» Der Winter war da, der erste Nach-

kriegswinter, den man als «schwer, sehr schwer, tragisch» 

angekündigt hatte. Man hatte versprochen, dass die Austrei-

bungen wenigstens während des Winters ruhen würden, und 

sie wurden von beiden, Tschechen und Polen, in verstärktem 

Masse betrieben. Als die UNO zum ersten Mal im Januar zu-

sammentrat, machten beide Länder diese Ankündigung, und 

die UNO gab nicht einmal einen Kommentar dazu. Man hatte 

zu viel mit der persischen Frage zu tun, an der doch, so mein-

ten wenigstens die Deutschen, nicht Tausende von Menschen 

stürben. Immerhin: Dies war «der schlimmste Winter». Man 

musste ihn aushalten. Das Wetter war gnädig. Man sah fast 

das Ende, als am 4. März die Kürzung der ohnehin knappen 

Rationen auf 1‘030 Kalorien verkündet wurde. Dieser 4. 

März ist wohl der Tag, an dem die Meinung zuerst weitere 

Verbreitung fand, man habe es auf die Ausrottung des deut-

schen Volkes abgesehen. So untüchtig konnten doch die Eng-

länder nicht sein, meinte man, dass sie die Notwendigkeit ei-

ner weiteren Herabsetzung nicht hätten kommen sehen. Wa-

rum haben sie nicht während des ganzen Winters etwas we-

niger Brot gegeben, um jenen plötzlichen Schnitt gegen Ende 

zu vermeiden, der moralisch und materiell so verheerend 

wirkte. Dass die Engländer selbst bald darauf anfmgen, Brot 

zu rationieren, was sie während des ganzen Krieges nicht ge-

tan hatten, dass «Fakten zur Welternährungslage», Indien, 

China etc. (freilich unter Auslassung der europäischen Fak-

ten, die durch Potsdam geschaffen worden waren), in allen 

Rathäusern und Lebensmittelgeschäften angeschlagen wur-

den, hatte keine Überzeugungskraft mehr. Wie so häufig bei  

41 



der englischen Verwaltung ging die Rechnung offenbar nicht 

auf, und man konnte je länger, je weniger verstehen, dass die 

Verwaltung mit dem Übelstand nicht fertig werden konnte. 

Man nahm also an, sie wollte damit nicht fertig werden; und 

während man den Deutschen Vorträge über Demokratie hielt 

und vor ihren Augen und den Augen der Welt ihre «Verbre-

chen gegen die Menschlichkeit» aburteilte, schien den Deut-

schen der Plan ganz offenbar der zu sein, die Welt, ohne eben 

Blut zu vergiessen, von 20 Millionen des gefürchteten Volkes 

zu befreien. Seit damals nahmen die Gerüchte kein Ende, 

England führe Nahrungsmittel aus Deutschland aus, und in 

jeder Stadt nannte man die Meierei in der nächsten Stadt, wo 

dies ganz bestimmt geschehe. Als endlich beim Herannahen 

des zweiten Winters, des «noch schlimmeren» (und das war 

eigentlich gegen die Verabredung), zu einer Zeit akuter Hun-

gersnot in der Ruhr, in der deutschen Presse abgedruckt wur-

de, dass in Amerika «die Getreidespeicher zum Bersten ge-

füllt» seien, da wiesen selbst die gemässigten Blätter darauf 

hin, «dass von einer Welternährungskrise die Rede nicht mehr 

sein kann, wenn jemals davon die Rede sein konnte». Und 

nun, das heisst seit dem Frühjahr 1946 immer entschiedener, 

wurden auch andere Wirkungen von Potsdam fühlbar. 

Am 28. März wurde das Abkommen über die deutsche In-

dustrie von den Grossen Vier unterzeichnet, die Ausführungs-

bestimmung zu dem Passus von Potsdam, der feststellte, eine 

deutsche Friedensindustrie solle nach Abgang der im Zuge 

der Abrüstung und der Reparationen abgebauten Maschinerie 

dem eigenen Bedarf dienen. Der deutsche Lebensstandard 

solle dabei den durchschnittlich europäischen nicht überstei-

gen. Dieser Plan setzte die Stahlerzeugung – und dies ist die  

42 



Schüsselindustrie – auf 5,4 Millionen Tonnen fest und die 

Kapazität der Industrie auf 7,5 Millionen. Die russische For-

derung war 4 Millionen gewesen, die englische 11 Millionen, 

mit den amerikanischen und französischen Vorschlägen ir-

gendwo zwischen diesen Zahlen. Nun, die russische Forde-

rung hatte sich im Wesentlichen durchgesetzt, aber England 

hatte den Plan dafür nur bedingungsweise unterschrieben. Er 

könne nur gelten, wenn Deutschland als Einheit behandelt 

werden würde – was bis heute nicht erfüllt ist –, wenn die 

Bevölkerung eine bestimmte Zahl (67 Millionen) nicht über-

schreite, wofür die Russen schon sorgen können, sei es durch 

ungenaue Angaben, sei es auch durch Verschickungen des 

Überschusses; und selbst dann müsse England erst einmal se-

hen, ob der Plan wirklich durchführbar sei. Immerhin, der 

Plan war unterschrieben, und nun wurde demontiert, de facto 

erst an einigen wenigen Stellen. Dafür wurden an die 700 

Fabriken in der britischen Zone allein auf die Demontage-Li-

ste gesetzt, und eine Wirtschaft, welche wieder auf die Beine 

zu kommen versuchte, lebte nur von einem Tag zum anderen. 

Was an moralischer und faktischer Verelendung durch Hun-

ger und Wohnungsnot nicht erreicht wurde, das leistete der 

«Plan für die deutsche Industrie», wie das Ding euphemi-

stisch hiess. Und wo der etwa noch zu wünschen übrigliess, 

da trat das Verbot für Kohlenverteilung für häusliche Zwecke 

ein (und das in der Ruhr (!), wo soundso oft die Kohlen, die 

nicht schnell genug nach den Exportländern abgeführt wer-

den konnten, auf den Halden lagen und die Arbeit in den Ze-

chen verhinderten, weil ein weiteres Aufpacken auf die Hau-

fen den ganzen Stoss zur Entzündung gebracht haben würde). 

Es kam dazu das Zurückhalten der Kriegsgefangenen, das 

Aufhören der Arbeitsmöglichkeiten für Hamburg und Kiel  
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durch Sprengung der Werften und so manches andere noch, 

das wir im Verlaufe unserer Erzählung berühren werden. Der 

Leser, und vielleicht gerade der Leser in diesem Lande, wird 

nun klarer sehen, wie schwer es für uns war, einem Pastor 

Wilm zu erklären, dass es keineswegs auf Vernichtung abge-

sehen sei; dass die Vernichtung nur – bedauerlicherweise – 

bei der Ausführung gewisser Abkommen mit unterlaufe. 

(Dabei müssen wir einräumen, dass die Engländer sich 

von den vieren in der schwersten Lage befinden und dabei 

von den vieren die Wohlmeinendsten sind. Mit ihren 22 Mil-

lionen Deutschen haben sie eine unverhältnismässig hohe 

Einwohnerzahl in ihrer Zone, die den Grossteil der Schwer-

industrie und einen guten Teil der mittleren Industrie enthält 

wie Textil (Wuppertal, Krefeld, Bielefeld). Sie haben den ge-

ringsten Anteil an der landwirtschaftlichen Produktion, und 

es war nicht ihre Schuld, dass jene «Einheit der Wirtschaft», 

die in Potsdam und noch einmal am 28. März gefordert wur-

de, von Frankreich, Russland und Polen nicht anerkannt oder 

sabotiert wurde. Auf die Gefahr hin, dass ich Russland in 

eben der böswilligen Weise überschätze, in der man so gern, 

von Seiten unterjochter Völker, England überschätzt, muss 

ich sagen: Die Art, wie England dadurch in seiner Zone in 

Schwierigkeiten geriet, dass Russland die wirtschaftliche 

Einheit zunächst anerkannt, dann jedoch sabotiert hat – 

wobei ihm die französische Weigerung, auch nur das Prinzip 

anzuerkennen, willkommen sein durfte –, hätte für einen 

Plan, auch Westdeutschland für den Kommunismus zu ge-

winnen, seine Vorteile. Gegen einen solchen Plan spräche al-

lerdings die russische Politik in der Frage Westpolens, die 

nicht geeignet ist, in Westdeutschland Sympathien zu gewin-

nen.) 
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Da wir von diesen Dingen sprechen, so will ich auf die Fra-

ge antworten, die hier und in anderen Ländern, die gegen 

Deutschland im Kriege standen, stets gestellt wird: «Hungern 

die Deutschen wirklich?» Gollancz, der sechs Wochen in 

Düsseldorf und der Ruhr zugebracht hat, antwortet darauf, 

dass 20 Prozent der städtischen Bevölkerung in der Tat von 

ihren Rationen leben, das heisst wirklich hungern. Das mag 

der Wirklichkeit entsprechen. Aber dazu kommt ein sehr viel 

grösserer Prozentsatz von Leuten, die stark unterernährt sind. 

Den Bauern geht immer noch nichts ab, und wie gesagt, sie 

haben Perserteppiche im Kuhstall. Das heisst, die deutsche 

Hungersnot ist zum Teil eine Frage der Verteilung, wenn 

auch nur zum Teil, denn es ist nun einmal so, dass die briti-

sche Zone und sogar die britische und amerikanische Zone 

zusammen nicht imstande sind, sich aus ihren eigenen Mitteln 

zu ernähren, besonders nicht, wenn sie für einige Millionen 

von Réfugiés aufzukommen haben. Die offizielle Ration seit 

dieser Zusammenlegung im Spätherbst ist 1‘550 Kalorien, 

aber gerade seit dem Spätherbst fanden einige der schlimm-

sten Hungerkrisen in der Ruhr statt, zum Teil deshalb, weil 

der amerikanische Seeleutestreik die Ankunft der erwarteten 

Komschiffe verhindert hat. 1‘550 Kalorien sind aber auch 

noch eine Hungerration, denn die Ärzte sagen, es seien zur 

normalen Ernährung eines Körpers, der keine besonders 

schwere Arbeit leistet, etwas weniger als 3’000 Kalorien er-

forderlich. Zudem ist die Kalorienrechnung nur eine Seite der 

Sache, da der Körper bestimmte Bestandteile in seiner Nah-

rung braucht, Proteine zum Beispiel. Der Brennwert ist nicht 

alles. 

Hunger sieht man nicht so leicht auf der Strasse wie an-

dere, mehr dramatische Unfälle, aber in Düsseldorf kann man 

ihn schon sehen. Die Kinder sehen nicht einmal am schlimm- 
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sten aus; aber die Mütter; oder ältere Leute. Die Mütter geben 

ihre Rationen den Kindern. Ihre Sorgen dagegen behalten sie 

für sich, und das gibt ihnen dann jene aschfahlen Gesichter 

und den leicht schwankenden Gang, auch jenen wie verwein-

ten Blick, an den man sich in Düsseldorf gewöhnt. Jeder 

Kraftfahrer wird bestätigen, dass es eine besondere Nerven-

probe ist, heute in Deutschland zu fahren, selbst in ländlichen 

Bezirken. Einmal sind die Leute gewohnt, auf dem Fahr-

damm zu gehen, weil in so vielen Städten die Bürgersteige 

von Schutt bedeckt sind; und dann reagieren sie so langsam, 

dass es eine Zeit dauert, ehe sie nach dem Hupen aus dem 

Wege gehen. Kinder sind beides, träge und undiszipliniert, 

liegen mitten auf dem Damm und rühren sich nicht oder ren-

nen einem gerade vor die Räder. Wenn Eleanor Roosevelt 

nach einer Flugzeugreise über Süddeutschland berichtet hat, 

die Deutschen sähen gut ernährt aus, so muss sie scharfe Au-

gen haben. Der Bericht Fenner Brockways aus Hamburg, 

schon vom August, wo er schreibt, dass jeder dritte Mensch, 

der ihm begegnet, die Spuren der Unterernährung zeigt, 

stimmt eher mit dem überein, was man von Statistiken er-

fährt, besonders auch von Krankenhausstatistiken, die in Es-

sen aufgestellt worden sind. 

Es ist wahr, dass es gestaffelte Rationen gibt und dass die 

Bergleute obenan stehen. Die Schwerstarbeiterzulage be-

kommt aber nur der Bergmann, und er bekommt sie in der 

Zechenkantine, damit er sie nicht mit seiner Frau und seinen 

Kindern teilt. Der Bergmann besteht aus verständlichen 

Gründen darauf, seine Rationen zu teilen. Aber das würde ihn 

weniger brauchbar für die wichtigste Arbeit machen, die es 

in Europa zu leisten gibt. Es ist nicht genug da, um seine Kin-

der an seiner privilegierten Stellung teilnehmen zu lassen, 

46 



und so zieht es der Bergmann vor, der Zeche femzubleiben 

und auf die Hamsterfahrt zu gehen. Im Dezember, als die 

Strassenbahner von Wuppertal einen Streik erwogen und der 

Bürgermeister schliesslich, ohne die englische Militärregie-

rung zu fragen, städtische Vorräte freigab, waren sie schon 

einige Tage lang mit einer Mohrrübe in der Tasche ausgefah-

ren. 

Dass es auch in kleinen Städten, wie Herford, Bielefeld 

etc., zusehends schlimmer wird, lehrt jeder Besuch, den man 

solchen Städten nach einigen Monaten Abwesenheit macht. 

Was endlich die Erhöhung der Rationen auf 1‘550 Kalo-

rien angeht, so muss gesagt werden, dass man sich davon 

kaum eine Besserung versprechen konnte. Die meisten Leute 

haben ihre Rationen immerhin auf dieses Niveau gebracht, da 

sie mit Geld und Gegenständen ihres Haushaltes immer ein 

paar hundert Extrakalorien zusammengebracht haben. Nun 

wird das Geld knapp, und die Haushaltungen sind ausgeplün-

dert. Es bleibt also für den Arbeiter und Angestellten wesent-

lich beim alten. 

Der anglo-amerikanische Plan will im Laufe von drei Jah-

ren die Rationen langsam auf 2‘300 Kalorien steigern. Das ist, 

wie ein deutsches KPD-Blatt es nennt, «geplanter Hunger», 

und nachdem man zuerst von «dem schlimmen Winter 1945» 

gesprochen hat, gesteht man jetzt, dass man den ihrer Reser-

ven entblössten Körpern noch Jahre der Unterernährung zu-

muten muss, mit dem Ziel einer Ernährung, die immer noch 

beträchtlich hinter dem zurückbleibt, was die Ärzte als uner-

lässlich ansehen. 

Ich will nicht von Haushaltsgütem, Schuhen, Kleidung 

(besonders Kinderschuhen), Heizung, Kochgas sprechen, um 

nicht den Eindruck zu erwecken, als beabsichtige ich, für 
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deutsche Kinder Mitleid zu erregen. Man hört ja oft sagen, 

dass es diese Kinder sind, die automatisch in 20 Jahren so 

handeln werden wie ihre Väter, mit denen man nach dem letz-

ten Krieg Mitleid hatte. Wenn dem so ist, so ist die Kur, der 

man sie jetzt unterwirft, geeignet, diesen ihnen natürlichen 

Automatismus aufs Kräftigste zur Wirkung zu bringen. 



6 

Reeducation 

Potsdam ist also der Stein, der jedem Versuch einer Neuer-

ziehung, jedem Versuch, das Vergangene zu erkennen, zu wä-

gen und irgendwie damit fertig zu werden, im Weg liegen 

musste. 

Was von offizieller englischer Seite in dieser Richtung 

versucht worden ist, ist im Wesentlichen negativ. Ich er-

wähnte die Ausmerzung der alten Bücher und – auch noch 

negativ, wie man sagen muss – die Herstellung neuer. Man ist 

da in grosser Verlegenheit, denn da man «Nazismus, Racis-

mus, Militarismus» ausmerzen will, so hat man sich in der Tat 

ein weites Feld zu jäten vorgenommen. Sind nicht einige der 

deutschen Volksmärchen entschieden grausam? Solche zwei-

felhaften Produkte lässt man lieber verschwinden, und nichts 

ist so rosenrot und mondscheinmild wie die neuen Bibeln. 

Geschichte ist auf jeden Fall ein Gebiet, wo Gefahren an jeder 

Ecke lauem, und so lässt man es bis dato ganz aus: Das deut-

sche Schulkind lernt keine Geschichte. Das Beste ist gewiss 

Kultur, aber das ist etwas für die Oberstufe. Man darf sogar 

den Nationalstolz sich an Beethoven und Kant erwärmen las-

sen, solange man nur Friedrich den Grossen draussen hält. 

Aber selbst Kultur ist kein so unzweischneidig Schwert, und 

eine Lehrerin, die «Maria Stuart» lesen lassen wollte, klagte 

mir ihr Leid, dass die Kollegen ihr denn doch entschieden da- 
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von abgeraten hätten, es sei denn, sie könne das Stück in einer 

gewissen gereinigten Ausgabe erhalten; anderenfalls sei da 

die Gefahr, dass die englische Königin in einem von der Be-

satzungsmacht durchaus nicht erwünschten Lichte erscheine. 

Als sie gar den «Kaufmann von Venedig» in Vorschlag 

brachte, kam sie der Entlassung nahe. «So schön ich es fin-

de», meinte sie, «es muss ja nicht immer ‚Nathan der Weise’ 

sein.» 

Und wie ist es mit neuen Büchern? Da ist zuallererst zu 

sagen, dass es ihrer herzlich wenig gibt. So seltsam es klingt, 

wenn man «Papierknappheit» von einer Seite erwähnen hört, 

die in Formularen, Rapporten, kurz, in einer papierfressen-

den, Zeit und Geist mordenden Bureaukratie Orgien feiert – 

der Fragebogen für die Denazifizierung allein ist ein Büch-

lein von zwölf Seiten Stärke –, so wird doch diese Papier-

knappheit als Grund angegeben für die in der englischen 

Zone herrschende Unterproduktion an Büchern und Zeit-

schriften. An Zeitschriften ist mir einzig eine Art Reader’s 

Digest in die Hände gefallen, der recht amüsant ist. Zum Bei-

spiel fand ich da zu einer Zeit, als Bevin längst seine Novem-

berrede über Palästina gehalten hatte und die Kommission 

sich vorbereitete, um über die Zulassung von 100’000 D.P.s 

zu befinden, einen ausführlichen Aufsatz von Lowdermilk 

über die geplante Entwicklung durch Bewässerung, die vier 

Millionen Juden eine Heimstätte in Palästina geben würde. 

Der deutsche Leser sollte offenbar den Eindruck gewinnen, 

dass diese Pläne unmittelbar vor der Ausführung stünden, 

und daran konnte er sehen, wie man in einer Frage verfährt, 

die die Deutschen grob und phantasielos in den Gaskammern 

lösen wollten. Später allerdings, als man in den Zeitungen 

von den Unruhen in diesem Lande mehr hörte, fühlte sich die  
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erste illustrierte Wochenzeitung in der Zone, die «Neue Illu-

strierte» in Köln, angeregt, einen kurzen Bildbericht zu ge-

ben, in dem die Forderungen der Juden im Wesentlichen als 

«Politik» abgetan wurden. Der Aufsatz enthielt die Feststel-

lung, dass England während des Krieges nach England (oder 

war es Palästina? es ist beides falsch) 250’000 Juden zugelas-

sen habe, und auch die, dass Herzl in seinem Schmerz, dass 

Uganda abgelehnt wurde, seinem Leben ein Ende gemacht 

habe. 

Soweit die Zeitschriften in der britischen Zone. Über die 

neuerschienenen Bücher kann ich keine genauen Angaben 

machen. Meist sind es kurze Schriften zur Zeitgeschichte, 

vorwiegend geistlichen Inhalts oder Berichte aus dem KZ. 

«Schreibe ein Buch: ‚Blechmarke no. 57436’, schreibe es als 

eine ‚Ich-Geschichte’ und verlege sie nach Mauthausen», 

hörte ich einen Verleger einem jungen Schriftsteller raten. 

«Du kannst sicher sein, es wird gedruckt.» Freilich, ein so 

ausserordentliches Buch, wie Irmgard Littens «Eine Mutter 

gegen Hitler» (A mother fights Hitler), das ursprünglich 

deutsch geschrieben worden ist, ein Buch, in dem nicht die 

Misshandlungen die grosse Rolle spielen, sondern die 

menschliche Tragödie und mehr noch die Beschreibung der 

Gestapo-Bureaus und der zweiten Garnitur der grossen Män-

ner, ist nicht in Deutschland erschienen; vermutlich, weil 

diese Mutter, die ihren Sohn nicht retten konnte, heute in 

England herumreist und die These vertritt, das deutsche Volk 

in seiner Gesamtheit sei nicht schuldig. Neben Aktualitäten 

gibt es allerorten kleine Auswahlen aus Heine, und so sehr 

ich den Dichter verehre und so viele Deutsche sich heute wie-

der mit aufnahmebereitem Herzen in den Heine vertiefen, so 

meine ich fast, dass geistige Nahrung anderer Art dringender  
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ist. Heine war auch wohl der Mann nicht, sich von der Zensur 

dem deutschen Volk präsentieren zu lassen. 

So macht die Hauptbuchhandlung Düsseldorfs einen recht 

leeren Eindruck. Zuweilen kommt eine Neuerscheinung aus 

Berlin, München, Stuttgart oder Freiburg herein und ist sofort 

vergriffen. Düsseldorf erhält nur 20 Exemplare solcher Aus-

gaben. «Ich weiss, warum Sie kommen», sagte die Verkäufe-

rin bei Schrobsdorff. «Sie wollen den Briefwechsel Thomas 

Mann-Frank Thiess. Wir hatten ihn. Sie wollen ausserdem 

die ‚Moabiter Sonette’ von Haushofer. Wir hatten sie. Und 

dann wollen Sie den Abschied von der bisherigen Ge-

schichte» von Weber. Da hatten wir sieben Exemplare. Nicht 

wahr, ich habe doch recht.» Sie hatte immer recht und konnte 

weder mir noch den wichtigeren deutschen Kunden helfen. 

Was also liest man in der britischen Zone? Man liest die alten 

Bücher noch einmal; und da die alten Bücher, nach der Aus-

merzung der ganz alten Bücher durch die Nazis die von Kol-

benheyer, Johst, Binding und Grimm sind, so bleibt man, wo 

man war, und leiht diese Lieblinge auch den englischen 

Freunden, die gern etwas Deutsches lesen: Wenn der, der zu 

sagen hat, nicht selber etwas Neues fördert, so ist er in Ge-

fahr, der Propaganda seiner Mündel zu erliegen. Dies aller-

dings – etwas Neues zu fördern – ist nicht so leichtgetan wie 

gesagt. Wenn es nur einer schärferen Zensur bei den Deut-

schen bedürfte: Aber, ach, sie geben wieder einmal mehr, als 

man von ihnen erwartet. Es hat ein «Umbruch» stattgefun-

den, ich weiss nicht der wievielte zu meinen Lebzeiten, und 

wenn Hitler sagte «14 Jahre Marxismus» und alle nach ihm 

sich beeilten, 14 Jahre aus der deutschen Geschichte auszu-

schneiden, obwohl doch manches in jedem Sinne Gute auch 

in diesen 14 Jahren stattgefunden haben muss, so sind es  
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heute «die vergangenen zwölf Jahre», die man in den Müllka-

sten wirft, seit man wagt, den Mund aufzumachen (ja, man 

wagt ihn nur mit dieser Formel aufzumachen); und gar seit 

man schreibt... Dass das deutsche Volk nicht begreift, dass 

man so nicht leben kann, wenn man alle zwölf Jahre sich der 

letzten zwölfe schämt! Es war schon leicht peinlich, dass man 

zu Anfang kein Konzert hören konnte, in dem es nicht minde-

stens einen Mendelssohn gab, wenn nicht gar einen Mahler 

oder Tschaikowsky, aber was ist diese kleine Schmiererei ver-

glichen mit der Presse und den Reden. Offenbar merkten die 

Leute selbst nicht, dass diese Verdammungsformel, diese 

Captatio malevolentiae, in vielen Fällen inhaltslos war, wie 

man denn Nazi-Lehren reinsten Wassers finden konnte, die 

mit solchem pathetischen Ausspeien eingeführt wurden. Viel-

leicht hat die Verschlechterung der Lage seit Potsdam doch 

schon einiges dazu beigetragen, hier das Schlimmste zu be-

seitigen. Heute sagt man bereits, und am meisten in den ehr-

lichen Blättern der SPD, «Hitler war schlimm, aber ...», und 

es steht zu hoffen, dass selbst diese Captatio malevolentiae in 

Fortfall gerät und die ungeschminkte Kritik übrigbleibt. 

Es ist ja bekannt, dass niemand Nazi war, und ganz beson-

ders ist niemand je für die Judenverfolgungen gewesen. Dies 

sagt man nicht etwa nur mir; man kann es in der Presse lesen, 

und besonders über den letzten Punkt wird der «arische» eng-

lische Offizier die gleichen Beteuerungen empfangen. Die 

Deutschen erzählen das auch einander – und sogar sich 

selbst... Dieser ehrliche Selbstbetrug ist in vielen Fällen ein-

fach Folge einer falschen Definition: Wenn nämlich Nazi sein 

heisst, den ganzen Tag in einem braunen Hemde herumzulau-

fen, aus vollem Herzen «Sieg Heil!» zu brüllen (und nicht nur  
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«gezwungenermassen» Heil Hitler!) und, die Arme in die 

Seite gestemmt, vergnügt zuzusehen, wie man den Rabbi in 

den Graben stösst, nun, dann sind in der Tat nicht viele Leute 

Nazis gewesen. Wenn «Judenverfolgung» heisst, die «End-

lösung» in Polen zu befürworten oder gar aktiv zu betreiben, 

so darf wohl die überwältigende Mehrheit für sich in An-

spruch nehmen, dagegen gewesen zu sein. Es ist aber keines-

wegs selten, von solchen Nicht-Nazis und Gegnern der Ju-

denverfolgung Dinge zu hören wie diese: «Dass England 

stets ängstlich darüber gewacht hat, dass Deutschland nicht 

zu dem Seinen kommen soll, nun, das ist wohl klar. Der Krieg 

war unvermeidlich, es sei denn, wir hätten freiwillig auf un-

ser Lebensrecht verzichtet», oder: «Wenn England sich nicht 

bald entschliesst, die guten Elemente im deutschen Volk zu 

benutzen, um einen Damm gegen die Diktatur der asiatischen 

Barbarei aufzurichten, so werden die Russen demnächst am 

Rhein sein; und ob das in Englands Interesse ist? ...» – «Prä-

ventivkrieg, meinen Sie?» erwiderte ich. «Aber ist Ihnen 

nicht aufgefallen, dass England den Begriff des Präventiv-

kriegs nicht kennt? Hätte es ihn gekannt, hätte es wohl so 

lange zugesehen, was in diesem Land gespielt wurde?» 

«Eben», ist die Antwort, «damit hat es auch nicht nur einen 

politischen Fehler gemacht, es hat sich sogar mit einem guten 

Teil der Schuld beladen, die man uns heut allein zuschieben 

will. Und wenn es zum zweiten Mal versagt, gegen eine Herr-

schaft, die mindestens so schlimm ist wie das Nazitum – ich 

meine, weit schlimmer, denn schliesslich sind diese Leute 

Russen und wir waren doch wenigstens Deutsche –, nun, so 

wird es verspielt haben.» 

Zur jüdischen Frage kann man hören: «Als ich Medizin 

studierte, da war es unmöglich für einen Deutschen, eine Pro-

fessur an einer deutschen Hochschule zu bekommen. 
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Es gab nur jüdische Professoren. Ist denn das recht? Ich bin 

gewiss gegen Folterungen, Erniedrigungen oder gar Massen-

ausrottung. Die Juden sollten nur von Deutschland weg. Aber 

glauben Sie ja nicht, ich sei Antisemit! Als am 9. November... 

(etc.)» 

Ich muss indessen darauf bestehen – denn man kann in 

diesem Punkt nicht vorsichtig genug sein –, dass die ange-

führten Meinungen keineswegs als «die Haltung der Deut-

schen» bezeichnet werden dürfen. «Die Haltung der Deut-

schen» ist eine Formel, die der Wirklichkeit entbehrt, denn 

wie wollte man die Niemöllers, Schumachers, Maria Se-

venichs, Wulles auf einen Nenner bringen. Was man mit ei-

niger Wahrheit sagen kann, ist dies: dass die grosse Mehrheit 

des Volkes einen moralischen Stoss erhalten hat, der sie ver-

anlasst zu rufen «Es war alles falsch, alles falsch!!!!!!», und 

dass sie nach dem hingehaltenen neuen Wort greifen wie nach 

einer Planke im Schiffbruch oder, um es den Unfreundlichen 

unter uns recht zu machen, wie nach einem neuen Mäntel-

chen, das die Blösse bedecken soll, die nach dem Herunter-

reissen des braunen Hemdes sichtbar wurde. Aber dies neue 

Wort «Demokratie» ist bis dato inhaltsleer, und wohin sie 

auch blicken, so werden die Deutschen nicht viel sehen, was 

man auf dieses Wort beziehen könnte. Sie haben einen Stoss 

bekommen, es war ihnen eine ganze Weile davon dumm im 

Kopf, und da sie sich umsehen, finden sie nichts als ein Wort 

und schreiben es als neuen Titel über die alten, noch halb ge-

glaubten Inhalte. 

So fragt man denn die Besatzungsmacht: «Wo ist denn 

nun die Demokratie? Wie sieht sie aus? Kann man sie essen?» 

Essen kann man sie offenbar gar nicht, man kann aber auch 

nicht dafür hungern, was immerhin noch ein Ziel wäre. Man 

hat auch nicht die Erlaubnis, die freie Verantwortung zu über- 
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nehmen, die der Inbegriff dieser Demokratie sein soll. Man 

kann allenfalls in Jugendheimen, Schulen – oder auch in Par-

lamenten (wir kommen noch darauf) – demokratische Erzie-

hungsspiele veranstalten, deren Unwirklichkeit keinem 

entgeht. Was ist die Aufgabe, die die Besatzungsmacht sich 

gestellt hat? Es ist eine dreifache: Sicherung, Wiedergutma-

chung und Neuerziehung. Soweit es sich um Sicherung und 

Wiedergutmachung handelt, gilt das Recht des Siegers; für 

die Neuerziehung beruft man sich auf das Menschenrecht. 

Und sobald man nur versucht, diese Unvereinbaren zu ver-

binden, dreht man sich im Kreise. «Wenn ihr euch erst als 

demokratisch erwiesen habt», sagt man, «so werden wir euch 

eigene Verantwortung geben.» «Ohne Verantwortung», er-

widern die Deutschen, «kann man Demokratie nicht einmal 

lernen.» Hört man einen englischen General zu einer deut-

schen Versammlung sprechen, so meint man, es spräche ein 

Befreier und politischer Pädagoge. Liest man die nächste 

Verordnung über Rationen, Requisitionen, Demontagen, so 

weiss man, dass man unterworfen ist. Was Wunder, dass 

Deutsche den Erzieher und Schutzherrn beim Wort nehmen 

und ihm sagen: «Aber unter Adolf ging’s uns besser.» Was 

Wunder, dass andere Deutsche nur einen Machthaber vor Au-

gen sehen, der verlogen genug ist, von Erziehung zur Demo-

kratie zu reden. 

Der Widerspruch zwischen den Aufgaben, die die Besat-

zungsmacht sich gestellt hat, macht auch die Arbeit des ein-

zelnen Organs dieser Macht fragwürdig. Deutsche Politiker 

wie Schumacher haben den ausführenden Organen vorge-

worfen, sie trieben auf eigene Faust «eine antibritische Poli-

tik» und «sie wüssten offenbar noch immer nicht, dass in 

London eine Labour-Regierung am Ruder ist». Ohne an die- 
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ser Stelle schon auf die Haltung des Tory-Colonels einzuge-

hen, der sich mit deutschen Tories umgibt und sich von ihnen 

seine örtliche Politik vorschreiben lässt, ohne die Fälle von 

Korruption, Misswirtschaft, Ungerechtigkeit in Abrede stel-

len zu wollen, die vorgekommen sind, wie sie in solchen Ver-

hältnissen immer vorkommen, glaube ich doch sagen zu dür-

fen, dass dieser Vorwurf an der eigentlichen Schwierigkeit 

vorbeizielt. Eher ist das Gegenteil richtig, dass nämlich der 

einzelne Offizier in seinem Willen, das Wohl der ihm Anver-

trauten zu fördern und durch Tat und Haltung schliesslich 

auch zu jener Erziehung beizutragen, von der so viel die Rede 

ist, durch die grosse Politik daran gehindert wird. Auf allen 

Stufen der Control Commission begegnet man solchen täti-

gen, hilfsbereiten Offizieren, deren letztes Wort doch immer 

ist, «aber ich darf ja nicht». Da ist ein Tory, Geschäftsmann, 

dem der Zufall die Aufgabe zugeteilt hat, die Entwicklung 

der deutschen Cooperativen zu überwachen. Der Auftrag hat 

ihn gefangengenommen. Stundenlang kann er davon erzäh-

len, wie viele Läden «wir» bereits im Regierungsbezirk 

Aachen haben, welche Schwierigkeiten «die Reaktion unse-

rem Wirken bereitet». Mit seinem zivilen Assistenten, einem 

deutschen Juden, tut er Gutes, soweit er darf. Da ist der Ma-

jor, der sich mit der Jugendbewegung zu beschäftigen hat. Er 

lebt in Vlotho im Jugendhaus, und ein Blick in eine Ver-

sammlung zeigt, dass er Vertrauen geniesst. Der Mann lebt 

mit den Jungen, lernt, erzieht – in seinen Grenzen; denn frei-

lich gibt es nur allzu viele Fragen, auf die es keine Antwort 

gibt, und die Grundlage der politischen Neuerziehung ist 

fragwürdig, solange man nicht auf ein grösseres Beispiel hin-

weisen kann als auf das Einzelner, die ihr Bestes tun. Man 

kann es nicht leugnen: Der Soldat und der Verwalter stehen 
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dem deutschen Volk mit schlechtem Gewissen gegenüber. 

Und während die Einzelnen in ihrem Bemühen fortfahren, 

mahlen die Räder der Denazifizierungsmaschine und zeigen 

die fragwürdige Kombination von Sicherung, Bestrafung 

und Neuerziehung in nuce. 



7 

Denazifizierung 

Der erste Schritt war leicht: Die Militärregierung war kaum 

eingesetzt, als sie politische und Kriegsverbrecher, über die 

man Listen besass, sowie Leute aus allen Gliederungen der 

Partei in Konzentrationslager sperrte. 

Zum zweiten handelte es sich darum, die zivile Verwal-

tung, die man brauchte, die Schulen, die man wieder eröffhen 

wollte, die Polizei, die Kirche etc. von den alten Kräften zu 

säubern und mit genehmen Männern zu besetzen. Da die Be-

setzung gerade der höheren Posten, wie Landrat oder Bürger-

meister, sofort nach der Okkupation getätigt werden musste, 

so wusste man freilich, dass man sich in vielen Fällen ver-

griff. Der Mann durfte nur kein Nazi sein, das heisst kein Mit-

glied der Partei; und wie viele gute Nazis wurden da zu Bür-

germeistern gemacht, die aus dem einen oder anderen Grunde 

kein Parteibuch besassen. Der Fall eines Oberbürgermeisters 

hat ein Jahr lang böses Blut gemacht. Ich kannte den Mann. 

Er war ein Nazi, aber da er zugleich Freimaurer war, so hat 

die Partei ihn dreimal abgelehnt, und das war nun sein Glück. 

Der Major, der von Besatzungsseite das Stadthaupt war, 

fühlte sich also völlig beruhigt und geriet bald unter den Ein-

fluss des tüchtigen Mannes, der aus dem gleichen Lebens-

kreise stammte wie er selber. Ich traf den Bürgermeister das 

erste Mal, als er für die Arbeiten der Besatzung einen techni- 
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schen Berater zu ernennen hatte. Der Vorgeschlagene war ein 

Mitglied der Partei. «Herr Bürgermeister», sagte ich, «die Er-

nennung ist Ihre Sache. Ich darf Ihnen da nicht reinreden. 

Aber empfinden Sie selbst es nicht als unstatthaft, heute wie-

der ein Parteimitglied an eine Stelle zu bringen, wo er Orders 

geben, Ausschreibungen machen, die eine Firma fördern und 

die andere übergehen kann, kurz, an eine Stelle von Autorität 

und Einfluss?» Er sah mich unter buschigen Brauen von un-

ten her an. Ich hatte zum ersten Mal in Deutschland den Ein-

druck, einem Feinde gegenüberzustehen. Allmählich lernte 

ich die Leute kennen, die in der Verwaltung eine Rolle spiel-

ten: die Stadträte der verschiedenen Ressorts, die Angestell-

ten der Militärregierung, die dem Bürgermeister ihren Eintritt 

verdankten, den Dolmetscher des Majors, der den wichtigsten 

Posten im Hause innehatte, einen ungemein zuvorkommen-

den, bieder beflissenen jungen Herm. Sie waren alle Nicht-

Nazis und gute Nazis zugleich. Der Wiedergutmachungsaus-

schuss für die rassisch und politisch Verfolgten führte dane-

ben ein mehr als kümmerliches Dasein. Ich nahm Gelegen-

heit, den Major darauf hinzuweisen, und war unvorsichtig ge-

nug, den Oberbürgermeister als einen Einfluss zu erwähnen, 

der sich wohl hemmend in Angelegenheiten des Ausschusses 

fühlbar machte. «Sie irren vollkommen», sagte der arglose 

Major, «ich, ich wollte diesen fragwürdigen Ausschuss auf-

lösen, nachdem er sich Übergriffe hatte zuschulden kommen 

lassen. Der Bürgermeister wies mich daraufhin, dass man das 

doch nicht tun könne.» Der Bürgermeister war kein Narr. 

Denazifizierung wurde damals so durchgeführt: Vor jeder 

Ernennung hatte der Kandidat einen Fragebogen auszufüllen, 

in dem die verschiedenen Gliederungen der Partei und ange- 
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schlossenen Organe, wie Deutsche Arbeitsfront etc., erwähnt 

waren. In manchen Fällen konnte man die Eingaben prüfen, 

da nämlich die Nazis ihre Parteiarchive nicht immer zerstört 

hatten. Und dann hatte man das Mittel der Denunziation. Fal-

sche Angaben wurden streng bestraft. Immerhin kam eine 

ganze Anzahl gewesener PGs in Amt und Würden, während 

gleichzeitig Leute entfernt wurden, denen man nichts zur Last 

legen konnte, als etwa dass sie dem NSKK, dem Nationalso-

zialistischen Kraftfahrerkorps, angehört hatten. Eines Tages 

kam die Dolmetscherin einer der Compagnien, die ich baulich 

zu betreuen hatte, zu mir und bat mich, ihrem Vater zu helfen. 

Der Vater sei ein sehr interessierter Lateinlehrer gewesen und 

habe sich in den NS-Latein-Fachverband eingeschrieben. 

Sonst liege nichts gegen ihn vor, und seine politische Unbe-

scholtenheit sei stadtbekannt. Er war entlassen worden. Ich 

brachte öfter in den nächsten Tagen das Gespräch auf diesen 

Herm und erhielt jedesmal die Antwort: «Debusmann? Der 

muss jetzt grosse Chancen haben, denn er hat sich ja bei sei-

nen Vorgesetzten und bei den angesehenen Bürgern der ver-

gangenen Zeit recht unbeliebt gemacht mit seinen Reden von 

Liberalität und demokratischer Erziehung.» Als ich ganz si-

cher sein durfte, ging ich zum Major. «Gewiss, ich weiss», 

sagte er. «Wir haben mehr als eine Ungerechtigkeit in dieser 

Sache auf dem Gewissen, und der Fall D. ist eine von ihnen. 

Es musste alles so schnell gehen. Aber nun sind seine Akten 

bei einer höheren Dienststelle in Düsseldorf, und ich kann da 

gar nichts mehr machen.» 

Diese Denazifizierung, von der Armee durchgeführt, war 

schleppend und ungerecht, und als besonderer Mangel wurde 

es empfunden, dass das deutsche Element dabei nur in der 

Form der Denunziation mitwirkte. Wie haben sie einander ge- 
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quält, bedroht, verraten! Welche dunklen Intriguen verpeste-

ten die Luft! Die Abgesetzten fühlten sich zu Unrecht heraus-

geworfen und suchten nun nach solchen, die mehr belastet 

waren, aber noch in Amt und Würden, um sie ihrerseits anzu-

geben. Die Antifaszisten sahen Nazis in allen kurulischen 

Sesseln, und die «guten Elemente», die sich bald die Christen 

nannten und oft nichts anderes waren als die belasteten Bür-

gerlichen, sahen in jeder Absetzung eine Ungerechtigkeit und 

fürchteten ständig ihre eigene. Eine besondere Schwierigkeit 

lag in der Klausel, dass die Denazifizierung nicht auf Kosten 

der «efficiency» durchgeführt werden sollte. Da war denn je-

der deutschnationale Landrat oder Fabrikherr unentbehrlich. 

Und er konnte das sogar mit einem gewissen Recht sagen, 

denn wenn man zwölf Jahre lang alle Liberalen von den Äm-

tern und der Leitung der Wirtschaft fernhält, wie will man da 

gleich genügend liberale Leute finden, die die Ämter ausfül-

len könnten. Hier zeigte sich nun die Wichtigkeit jenes 

Schlüsselpostens: der Sekretärin des Herm Obersten. «Wa-

rum beklagt ihr euch?» fragte ich einen Gewerkschaftler in 

einer kleinen Stadt Westfalens, als er mir diese Verhältnisse 

schilderte. «Warum habt ihr nicht längst den Oberst auf diese 

Dinge aufmerksam gemacht? Ich kenne den Obersten, und 

seine grössten Feinde müssen ihm lassen, dass er sich be-

müht, fair zu sein.» «Gewiss», meinte mein Freund, «der 

Oberst ist fair. Wir haben nichts gegen den Oberst. Aber als 

ich das erste Mal nach der Besetzung mit meinen Freunden 

aufs Rathaus ging, sah ich im Vorzimmer des Obersten Fräu-

lein X sitzen. Fräulein X spricht fliessend Englisch, wir nicht. 

Und Fräulein X ist sehr hübsch. Zudem wohnen ihre Eltern 

in einer Villa ausserhalb der Stadt, und kann man es dem 

Obersten verargen, wenn er im fremden Lande bei seiner 
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schweren Arbeit kultivierte Geselligkeit schätzt? Als ich 

Fräulein X im Vorzimmer sah, da wusste ich: Wir Eisenbah-

ner haben hier nichts zu melden.» 

Nach dem ersten Winter fand man, es sei nachgerade an 

der Zeit, die Denazifizierung schrittweise deutschen Händen 

anzuvertrauen. Man ernannte in jedem Kreise einen Aus-

schuss, der die ganze Arbeit noch einmal vorzunehmen hatte. 

Der Ausschuss sollte aus entschiedenen Antifaszisten zusam-

mengesetzt sein oder zumindest aus Nicht-Nazis. Er sollte, 

von der Verwaltung und der Polizei angefangen, eine Klasse 

der Bevölkerung nach der anderen durchgehen und gründli-

che Arbeit leisten. Es standen ihm für jede Sparte der Bevöl-

kerung Unterausschüsse zur Verfügung. Damit aber die Kon-

trolle doch der Besatzungsbehörde verblieb, hatte diese die 

letzte Entscheidung über jeden Fall. Es wurden vier Katego-

rien aufgestellt: Entweder war der zu Prüfende völlig sauber 

oder ein ausgesprochener «Nazi oder Militarist»; oder er ge-

hörte einer der beiden Zwischenstufen an, das heisst, er war 

nicht eben so schlimm, dass er entfernt werden musste, oder 

er war immerhin so belastet, dass Entfernung empfohlen 

wurde. Zu diesen letzten Kategorien gehörten weitaus die 

meisten. Die Besatzungsbehörde nun hatte sich das Recht 

vorbehalten, die Urteile des Ausschusses zu ändern, ohne An-

gabe des Grundes. Und da neben der Meinung der Behörde 

über die zu grosse Milde oder Strenge in jedem Fall auch wei-

ter das Kriterium der Unentbehrlichkeit wirksam blieb, so 

waren die Möglichkeiten der Ausschüsse beschränkt. Der 

Ausschuss hatte eine Empfehlung zu geben, ob jemand im 

Amte bleiben (oder angestellt werden) konnte oder ob er zu 

gehen habe; das heisst, das Befinden des Ausschusses erhielt  
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oder zerstörte eine Existenz. Es wurde ihm nicht die Freiheit 

gegeben, etwa einen Mann, der für den Posten eines Schuldi-

rektors untragbar war, doch als Lateinlehrer zu halten; oder 

einem Pensionär seine Pension nicht völlig zu nehmen, son-

dern sie entsprechend zu kürzen. Das machte viele Ausschüs-

se geneigt, nach der milden Seite vom Recht abzuweichen. 

Aber dann konnte es bald geschehen, dass die Behörde der 

Besatzungsmacht das Vertrauen in die Arbeit des Ausschus-

ses verlor und seine Urteile stets auf die nächsttiefere Stufe 

herabsetzte. 

Da sich der alte Fragebogen als unzureichend erwiesen 

hatte und besonders die Leute ausliess, die man als «Milita-

risten» bezeichnete, so hatte man nun den deutschen Aus-

schüssen ein Instrument in die Hand gegeben, das an Gründ-

lichkeit nichts zu wünschen übrigliess. Das Schriftstück um-

fasste zwölf Seiten, und es war da die Frage nicht etwa nur 

nach den Gliederungen der Partei und angeschlossenen Or-

ganisationen, sondern nach Stahlhelm, Verein für Deutsch-

tum im Ausland und so weiter; und schliesslich wurde noch 

ein bedeutender Platz für «Andere» ffeigelassen. Ein Auszug 

aus der Vermögensangabe von 1932 bis 1945 musste gege-

ben werden, damit man jemanden erwischen konnte, dessen 

Einkünfte sich seit 33 oder einem der folgenden Jahre plötz-

lich bedeutend erhöht hatten. Ferner fragte man, ob ein naher 

Verwandter des Gefragten einer der unter Paragraph soundso 

angeführten Organisationen angehört hatte, was denn doch 

dem nationalsozialistischen Grundsatz der «Sippenhaftung» 

recht nahekam und den Geprüften zum Denunzianten der 

Seinigen machte. Die Fragen gehen in die Hunderte, und der 

Volkswitz hat noch zwei hinzugefügt: 

173: Haben Sie als Junge mit Bleisoldaten gespielt? 173a: 

Wenn ja, mit welchen Regimentern? 
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174: Sind Sie nach den zwölf Jahren noch am Leben? 

174a: Wenn ja, warum? 

Um ganze Arbeit zu leisten, wurde angeordnet, dass die 

Prüfung bis auf den Vorarbeiter der DAF in den Fabriken und 

die entsprechende Stufe in anderen Teilen der Wirtschaft 

oder Verwaltung herunterzugehen hatte, und da fand sich 

dann wirklich jeder unter dem Damoklesschwert, der irgend-

wie irgendwann mit irgend etwas zu tun gehabt hatte. Allge-

meine Unsicherheit war die Folge, und sie wirkte sich läh-

mend in der ohnehin gehemmten deutschen Wirtschaft aus. 

Aber man versprach, oder vielmehr man forderte rasche Ar-

beit. Im April begannen die Ausschüsse ihr Werk, und bis 

Mitte September, zu den Wahlen, sollte die Prüfung durchge-

führt sein; denn es war wichtig festzustellen, wer schliesslich 

wahlberechtigt sein würde (Nazis und Militaristen durften 

nicht wählen). Die Sache ging in die Hunderttausende, und 

gleich zu Anfang zeigte sich, dass man der selbstgestellten 

Aufgabe technisch nicht gewachsen war: Es wurde nur ein 

Bruchteil der erforderlichen Fragebogen ausgegeben. Die 

Fragebogen (einzureichen in dreifacher Ausfertigung) wur-

den in England gedruckt, und Nachdruck in Deutschland war 

verboten. Einige Ausschüsse halfen sich, indem sie örtlich 

nachdrucken liessen, und mancher Kreiskommandant 

drückte dabei ein Auge zu. So entstand dann an manchen Or-

ten ein Handel mit Fragebogen, die mit 25 Mark auf dem 

schwarzen Markt verkauft wurden, und die Leute drängten 

sich mit ihren fertig ausgefüllten Dokumenten vor der Türe 

des Ausschusses und wollten in Gottes Namen schon denazi-

fiziert sein. Der Ausschuss musste das ablehnen. Er hatte zu-

erst die Gerichte, dann diese, dann jene Klasse zu erledigen 

und konnte ausser der Reihe niemanden behandeln. Zuweilen 
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wurden auch die Befehle geändert, und der Ausschuss, der 

schon halb durch die Polizei hindurch war, musste am ande-

ren Ende der Liste neu beginnen. Ein Ausschuss hatte die 

Kühnheit, gewisse Angestellte der Militärregierung vorzula-

den, die von ausserhalb des Kreises gekommen waren, die 

man örtlich also nicht kannte. Es kam nicht dazu. Die Sekre-

tärin des Obersten war auch hier der Stein, an dem das Recht 

zerbrach. Endlich wollten gewisse Korporationen, wie der 

Richterstand, die Kirche, die Eisenbahn, ihre Angestellten 

selbst denazifizieren und nicht dem Urteil des Kreisausschus-

ses unterwerfen; ein gefährliches Verlangen, dem dennoch 

besonders im Falle der Kirchen entsprochen wurde. Im April 

setzte sich die schwerfällige Maschine, stockend und knir-

schend genug, in Bewegung. Im Juni besuchte ich die Aus-

schüsse aller Kreise eines Regierungsbezirks in Westfalen. 

Die Schwierigkeiten, die oben erwähnt sind, erfuhr ich da 

bald im Einzelnen. Die Ausschussleute gaben stets nur ein 

kurzes Lachen auf die Frage zurück: «Und im September 

werden Sie fertig sein?» Ein einsichtiger Oberst machte mir 

klar, was dieses langgezogene Geschäft für ihn und seinen 

Kreis bedeute: «In Dörentrup», sagte er, «gibt es nur eine 

Halle, in der man sich zu Kino, Tanz und Versammlungen 

treffen kann. Sie gehört einem der Bauern. Ich muss warten, 

bis der Mann ‚durch’ ist, ehe ich ihm die Lizenz erteile, die 

Halle zu benutzen. Aber natürlich befindet er sich in einer der 

letzten Gruppen für die Prüfung. Die Fragebogen kommen 

nicht, wir haben soweit 500, das heisst für nicht ganz 200 

Fälle, da jeder in dreifacher Ausfertigung eingereicht wird. 

Ich darf auch keine drucken lassen. Die Lizenz kann ich auf 

keinen Fall geben. Nichts ist leichter, als eine solche Halle zu 

unerwünschten Versammlungen zu benutzen. Ich muss ganz  
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genau wissen, in wessen Händen der einzige Versammlungs-

raum des Dorfes ist. Aber da es der einzige Versammlungs-

raum des Dorfes ist, so wird für dieses Jahr zumindest 

Dörentrup keine Unterhaltung haben, und die Dörentruper 

werden das nicht gern haben. Und das, lieber Leutnant, ist nur 

ein Fall und nicht eigentlich ein schwerer. Wir haben aber 

schwere Fälle. Da sitzt ein Herr in meinem Kreis, den Sie 

kennen werden. Er sitzt auf seinem Gut in Rohbraken und 

bewohnt eine Villa von 50 Zimmern. Aber da er ein alter 

Mann ist und sich um keine irgendwie geartete Genehmigung 

bewirbt, auch kein Amt innehat oder Geschäft betreibt, so 

kann ich ihm nicht einmal zumuten, einen Fragebogen aus-

zufüllen. Sein Name ist Alfred Hugenberg. Sie müssen sich 

nicht wundern, lieber Leutnant, dass es der Deutsche nicht 

recht fassen kann, warum der Vorarbeiter Müller aus der We-

berei in Oerlinghausen schippen gehen kann, weil er Vor-

mann in der DAF war, während Herr Hugenberg friedlich in 

Rohbraken sein Pfeifchen raucht.» 

Während man sich so in den Klein-Industriestädten des 

Bezirks mit den Schwierigkeiten der Sache herumschlug, ent-

behrte das Bild in den rein ländlichen Kreisen nicht eines 

idyllischen Reizes. Da fand ich in einem Kreis alle Urteile 

des Ausschusses von der Besatzungsbehörde um einen Grad 

herabgesetzt, und auf meine Frage, warum das geschehen sei, 

erfuhr ich: «Wenn Sie den Ausschuss gesehen haben, werden 

Sie verstehen, warum.» Ich fand in dem Vorsitzenden einen 

behäbigen alten Herrn mit Schnauzbart, ein langjähriges Mit-

glied des Kriegervereins, des Vereins für Deutschtum im 

Ausland, des Reichskolonialbundes. Die Mitgliederliste, die 

er mir präsentierte, enthielt noch vier andere wie ihn. Im Gan-

zen waren sie neun. Er begann damit, dass er mir erklärte, es 
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habe nie Nazis im Kreis gegeben. Der Einzige, der einer war, 

der frühere Bürgermeister des Hauptorts, sei von ausserhalb 

dorthin geschickt worden, um dear old Dingsda zu verderben, 

und das sei ihm auch beinahe gelungen; aber nun sei das ja 

vorbei. Ich tat einen Blick in die Liste der Geprüften und 

fand, dass man einen SA-Mann – Mitglied seit 1932! – als 

beinahe einwandfrei erklärt hatte. Kein Wunder, dass die Be-

hörde die Urteile von dieser Stelle grundsätzlich um eins her-

aufsetzte. «Der Mann», begann der Präsident, der meinen Ge-

sichtsausdruck beobachtete, «der Mann war nie mit dem Her-

zen dabei. Wir kennen den Mann. Darum, weil wir die Men-

schen kennen und gerecht prüfen können, darum hat man ja 

die Ausschüsse in den Kreisen konstituiert. Wir wissen, wie 

der gefühlt hat, und auch, was er so mitunter im Freundes-

kreise gesagt hat. Und nun kommen Ihre Leute und ruinieren 

eine Existenz, ohne genaue Kenntnis des Falles, den sie doch 

uns überlassen sollten.» – «Ich achte Ihr Verantwortungsge-

fühl», sagte ich ihm, «aber ich sehe doch, dass Sie sowohl als 

vier Ihrer Kollegen aus Kreisen kommen, die man nicht eben 

als antifaszistisch bezeichnen kann. Glauben Sie nicht, ein et-

was, nun, mehr linksstehender Mann unter Ihnen würde die 

Arbeit beleben und ihr einen schärferen Zug geben? Dann 

möchte man Ihnen von unserer Seite auch weniger hineinre-

den.» – «Gewiss, gewiss», sagte er: «Da haben wir nun den 

Cohn gebeten und gebeten. Er ist Jude und Kommunist. Ein 

scharfer Mann. Kommt von Theresienstadt zurück. Aber er 

will nicht.» – «Was halten Sie von dem Ausschuss?» fragte 

ich unseren dortigen Sergeanten. «Ich würde ihn ‚Renazifi-

zierungsausschuss’ nennen», war die Antwort. «Aber seit ich 

den vom Nachbarkreis kenne, bin ich mit diesem hier schon 

eher zufrieden...» 
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Ein Landrat fasste die Lage etwa dahingehend zusammen: 

«Der Kreis der zu Prüfenden ist viel zu gross. Die Folge ist, 

dass die Kleinen drankommen und die Grossen entkommen, 

besonders die nicht nominellen Nazis. Die andere Folge ist, 

dass der Vorgang viel zu lange dauert. Die Sache müsste 

längst vergessen sein. Wie kann ein Volk, das dringendste 

Sorgen der Gegenwart und Zukunft hat, sich immer noch von 

der Vergangenheit die Hände fesseln lassen? Denazifizierung 

ist eine revolutionäre Massnahme, und wir haben keine Re-

volution gehabt, sondern einen Zusammenbruch. Eine Revo-

lution hätte rasche, harte Justiz geübt und wäre dann an die 

Arbeit gegangen. Wir schleppen uns mit einem schleichen-

den Übel, und wir zerren es um der Genauigkeit und der Ge-

rechtigkeit willen durch alle Gänge der bureaukratischen 

Mühle. Zuletzt kommt doch eine Ungerechtigkeit heraus. 

Denn das, dass es nur Leben gibt oder Tod, dass man jeman-

dem alles nimmt oder alles lässt, das kann keine Basis abge-

ben für gerechtes Urteilen. Ich bin ein SPD-Mann und habe 

keinen Grund, nachsichtig zu sein; aber ich verstehe unter 

diesen Umständen die Bedenken der rechtsstehenden Aus-

schüsse. Und zu welchen Formeln kommt man, um diesen 

ungeheuren Kreis zu sichten? Warst du anno 32 in der SA, so 

bist du schuldig, bist du anno 37 erst hineingegangen, so bist 

du unschuldig. Könnte nicht einer sagen: Die 32 gingen, 

glaubten noch an was. Die 37 kamen, nach den Nürnberger 

Gesetzen, mussten wissen, was gespielt wurde. Da hat man 

für die Lehrer eine besondere Kategorie erfünden: die Unpo-

litischen. Denn ‚drin sein’ mussten sie ja wohl von Amts we-

gen; aber vielleicht waren sie nicht mit dem Herzen dabei. Ja, 

könnte man so einen nicht fragen: Wieso waren Sie denn ‚un-

politisch’, verdammt noch mal? Wissen Sie, als Erzieher, 
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nicht, was es heisst, seine Unterschrift einer Sache zu geben? 

Sie haben den Führer betrogen, Mann, ebenso wie der grosse 

Schacht, der stolze Meineidige, Sie haben ihn glauben lassen, 

es stünden so viele hinter ihm, die in Wahrheit gar nicht hinter 

ihm standen. Sie haben ihm durch Ihre Massenzustimmung 

das Mandat zu seinen Schandtaten gegeben. Unpolitisch? 

Und so einer soll Jugend erziehen? Wenn es morgen einmal 

wieder anders kommt, so werden Sie wieder unpolitisch ge-

wesen sein wollen. Ich lobe mir den überzeugten Nazi. Er war 

etwas und kann vielleicht heut wieder etwas sein, wenn er’s 

ernst nimmt und sich einige Wahrheiten überlegt. Der Lan-

desschulrat sagt mir, er hätte sich für 80 Prozent seiner abge-

bauten Lehrer verbürgen können. Er ist SPD, hat auch keinen 

Grund, nachsichtig zu sein. Aber ich will es ihm glauben. Und 

die Jugend? Da darf einer nicht studieren, weil er HJ-Jugend-

führer war. Können Sie mir sagen, wo er Jugendführer hätte 

sein können, wenn nicht in der Hitler-Jugend? Aber vielleicht 

ist es vorzuziehen, dass er sich abseits gehalten hätte, unju-

gendlich und ‚privat’? Die Denazifizierung ist gescheitert, 

und ich fürchte fast, sie ist heute nicht mehr zu retten.» 

So etwa der Landrat. Das war im Juni 46. Inzwischen ist 

die Jugend amnestiert worden, und man hat kürzlich, für alle 

vier Zonen gemeinsam, ein neues System eingeführt. Es hat, 

irre ich nicht, den gleichen Fragebogen und umfasst den glei-

chen zu grossen Kreis, aber man hat fünf Kategorien anstatt 

der vier, und sie sind genauer beschrieben. Zudem ist die 

Denazifizierung nun eine regelrechte Gerichtsangelegenheit 

geworden, mit bestimmtem Strafmass für die verschiedenen 

Kategorien. Die Besatzungsbehörde hat nichts mehr dazu zu 

sagen. Die ganze Sache ist, soweit ich weiss, noch nicht in  
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Gang gekommen, wenigstens war sie es noch nicht zur Zeit 

meiner Abreise aus Deutschland. Eine neue Phase beginnt, 

ein jeder hofft, sie möge die endgültige sein, und keiner hat 

mehr Vertrauen, dass nicht wieder die wahrhaft gefährlichen 

Elemente entkommen. Niemand hat vor allem noch wirklich 

Interesse an der Sache. 

Wie sagt der Volkswitz? Es war doch das tausendjährige 

Reich: zwölf Jahre Hitler und neunhundertundachtundacht-

zig Jahre Denazifizierung. 



Politik 

a) Allgemein 

Die Denazifizierung war Strafe und Säuberung, also die Vor-

stufe zur Neuerziehung. Die Erlaubnis zu politischer Betäti-

gung war der erste Schritt in der neuen Erziehung. Man ver-

bleut einen ungezogenen Jungen und gibt ihm dann – aber 

hier geschah es gleichzeitig – ein schönes neues Spielzeug. 

Schade nur, dass der Junge, in neuem Papier verpackt, die 

alte Spielzeugeisenbahn wiederfand, die er Vorjahren in die 

Rumpelkammer geworfen hatte, weil sie nie so recht zog. 

Wird er es glauben, wenn man ihm sagt, der böse Onkel habe 

ihm das Spielzeug, das er im Grunde so sehr geliebt habe, nur 

weggenommen, und der gute Onkel erlaube ihm nun wieder 

damit zu spielen? Kritik dieser Art ist natürlich leicht, sie 

drängt sich auf. Aber der gute Onkel befindet sich bei seinem 

Erziehungswerk wirklich in ernsten Schwierigkeiten. Die er-

ste Schwierigkeit ist die seiner Stellung, dass nämlich die-

selbe Hand es ist, die das Spielzeug gibt und die den Rohr-

stock so gut zu handhaben weiss: nicht nur gegen die «Nazis 

und Militaristen» – das mochte noch hingehen, wenn er sich 

hätte bescheiden können, den kleinen Kreis der wirklich 

Schuldigen zu treffen, und es sich nicht in den Kopf gesetzt 

hätte, die fragwürdige Riesenaufgabe der Säuberung von 



Kopf bis Fuss anzugreifen, in die wir im vorigen Kapitel ei-

nen kleinen Einblick erhielten; aber die Hiebe der «Repara-

tion und Sicherung», die Austreibung, der Hunger und die 

Demontagen treffen ja das ganze Volk, und die breite Masse 

der relativ Unschuldigen mehr als die hohen Herren, deren 

Gewissen weniger rein sein dürfte. Die Demokratie von Wei-

mar war vom ersten Tage an mit der Niederlage belastet, und 

an dieser Belastung ist sie wohl letzten Endes gescheitert. Die 

alt-neue Demokratie von 1945 ist das Geschenk eines 

Schutzherrn, von dem pian nicht weiss, ob er nicht eigentlich 

mehr Zwingherr ist. Er hat beide Gesichter. Da darf man sich 

wohl fragen, ob – und wie lange – sie diese schwere Bela-

stung überleben wird. 

Zudem, das sagten wir ja schon, ist das Wiedersehen mit 

dem alten, abgetanen Gerät nicht durchaus erfreulich. Aber 

was konnte die Besatzungsmacht anbieten? Was konnte das 

deutsche Volk so schnell Neues produzieren? Ein politisches 

Leben sollte wieder in Gang kommen. Der Deutsche sollte 

lernen, wieder Verantwortungen zu übernehmen. Die alten 

Parteien, arg reduziert und zerschlagen, waren doch verhält-

nismässig am leichtesten wiederherzustellen. Sie waren auch 

die Form der Demokratie, die der Kontrolle am ehesten zu-

gänglich ist. Führer, die die Jahre der Drangsal in Lagern, im 

Versteck, weniger annehmbar in der Emigration überstanden 

hatten, Leute, die man wohl als die Besten der Nation be-

trachten durfte, wünschten, das Volk jener Demokratie zuzu-

führen, um derentwillen sie gelitten hatten. Sprecher sollte 

das Volk erhalten, die das deutsche Interesse gegenüber der 

Besatzungsmacht zum Ausdruck bringen konnten. Es war 

also wohl unvermeidlich, dass man das alte Parteienwesen 

wieder galvanisierte. 
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Man konnte das aber nicht ohne Einschränkungen tun. 

Wir erwähnten bereits die grosse Klasse derer, die politisch 

rechtlos wurden. Sie wurden auch zunächst nicht in irgend-

eine der neu- oder wiedergegründeten Parteien aufgenom-

men, und erst spät und langsam ging man zu solcher Auf-

nahme mit Bewährungsfristen über. Es wurde ferner von 

Vornherein festgesetzt, dass keine politische Meinung in ei-

ner der Parteien zu Gehör kommen durfte, «die faszistisch 

oder militaristisch war oder den Zielen der Alliierten in ir-

gendeiner anderen Weise widersprach». Diese Forderung be-

lastete die Freiheit des politischen Lebens, erniedrigte die 

Parteien sozusagen zu Quislingen, doch stellte sich bald her-

aus, dass man das Einhalten dieser Bedingung auf die Dauer 

nicht verlangen noch erwarten konnte. Man beraubte also die 

Parteien eines sehr wesentlichen Kredites beim eigenen 

Volk: dass sie nämlich die Interessen dieses Volkes frei ver-

träten, konnte es aber doch nicht verhindern, dass sie das 

wirklich taten. Denn es wurde bald offenbar, dass «die In-

teressen der Alliierten» nicht einheitlich waren, und da man 

selbst in offenem Gegensatz zu der Sovietunion sich befand, 

ganz besonders in Dingen Deutschland betreffend, wie wollte 

man von der SPD oder der CDU erwarten, dass sie «die ge-

meinsamen Interessen Englands und Russlands» respektier-

te? 

Endlich war man als Besatzungsmacht nicht in der Lage, 

den Parteien die «eigene Verantwortung» zu geben, von der 

man so viel sprach. Die deutschen Parteien haben vielmehr 

so wenig Möglichkeit, selbst Arbeit zu leisten, dass ihnen 

kaum etwas anderes zu tun bleibt, als Programme aufzustel-

len und einander mit Schmutz zu bewerfen. Die Programme 

sehen sich, von links nach rechts, ausserordentlich ähnlich. 

Wir werden sie im Folgenden kennenlernen und könnten ge- 
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radezu das Normalprogramm der deutschen Parteien von 

1945 herausstellen. Der Schmutz, mit dem man einander be-

wirft, ist besonders hart, da man nach den alten, eingetrock-

neten Lehmkrusten greift; und wenn man in dem Trümmer-

haufen Deutschland Leute gestikulieren sieht, die gegen die 

Trustherren und die finsteren Mächte der Reaktion wettern 

oder vor der Flut eines alles gleichmachenden Materialismus 

warnen, so kommt einem das etwas unwirklich vor. Es ist ein 

Schattenspiel «full of sound and fury, signifying nothing». 

Russland führte die Parteipolitik in seiner Zone sehr früh 

ein, im Juni 45, und sah darin ein gutes Mittel zur Durchfüh-

rung der eigenen Vorhaben in Deutschland. Ob es das war, 

bleibt abzuwarten. Immerhin ist man heute in der Ostzone 

praktisch beim Einparteisystem angekommen, und das war 

offenbar von Vornherein die Absicht. So schrieb Russland 

den Partnern das Tempo des demokratischen Fortschritts in 

Deutschland vor. Man darf daran zweifeln, ob England ohne 

grosse Bedenken Parteien, Parlamente, Wahlen so bald nach 

dem Zusammenbruch wiedereingeführt hätte. 

Das Volk selbst steht in weiten Kreisen den Parteien nicht 

nur mit Misstrauen gegenüber, sondern mit Furcht, und be-

sonders Frauen hört man oft sagen: «Ich wähle nicht. Lasst 

mich mit der Politik in Ruhe. Geändert wird durch mein Wäh-

len nichts, denn im Grunde macht ihr, die Engländer, doch, 

was ihr wollt. Wähle ich aber, wer weiss, ob mir das gut be-

kommen wird. Man hat so vielen Leuten einen Strick daraus 

gedreht, dass sie die NSDAP gewählt haben. Kann man sa-

gen, ob es uns nicht eines Tages übel vermerkt wird, wenn 

wir nun die SPD wählen?» 
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Unconditional surrender, noch dazu gegenüber vier Part-

nern, die untereinander nicht einig sind und von denen ein 

jeder auf seine Art bestraft, sichert und erzieht, auch gegen 

die anderen bestraft, sichert und erzieht, ist kein Boden für 

eine politische Neuentwicklung. Beim Parteiwesen zeigt sich 

noch klarer als in anderen Bereichen des nationalen Lebens, 

dass die Besatzungsmacht vielleicht strafen und sichern kann 

– ich habe gute Gründe zu glauben, dass das nicht möglich 

ist –, dass aber dann auf keinen Fall Raum für die Neuerzie-

hung bleibt. 

Arthur Mahraun, der ehemalige Führer des jungdeutschen 

Ordens, der ziemlich vergessen in einem westfälischen Städt-

chen lebt, ist gegen die politischen Parteien als Ausdruck ei-

ner deutschen Demokratie, und er entwarf mir von deren 

Treiben ein lebenswahres Bild: «Die Parteien», sagte er, 

«sind die legitime Zufluchtsstätte des Nationalsozialismus», 

und da er meinen verblüfften Ausdruck wahrnahm: «Natür-

lich sagen sie das nicht. Kein Nazi-Aktivist darf Mitglied bei 

ihnen werden; sie sind alle antifaszistisch, denn das war ja die 

Bedingung, die sie bei ihrer Neugründung anzunehmen hat-

ten: ‚Die deutschen antifaszistischen Parteien’, unterschrie-

ben sie ihre ersten gemeinsamen Manifeste in Berlin im vo-

rigen Juni. Aber da sie keine Verantwortungen übernehmen 

durften, so bleibt ihnen nichts als der Kampf, und der gute, 

alte deutsche Kampfgeist lebt sich in ihnen aus. Ich erzähle 

Ihnen ja nichts Neues, wenn ich Ihnen eine solche Massen-

versammlung beschreibe, gleichviel ob es sich um eine der 

Kommunisten handelt oder der Christlichen Demokraten: 

Die Tribüne ist mit Tannengrün geschmückt, mit Topfpflan-

zen umgeben, und das Bild eines Führer-Märtyrers prangt als 

eine Art Altar vorm Rednerpult, ob es nun der Thälmann ist 

oder der Herr von Witzleben. 
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Die Rückwand des Podiums ist mit einer riesigen roten Fahne 

drapiert, auf die Hammer und Sichel aufgenäht sind oder die 

drei Pfeile, unter denen man aber jedesmal noch die Spuren 

des überklebten Hakenkreuzes erkennt. Das ist eine Äusser-

lichkeit, dieses durchscheinende Zeichen ‚unsres vorigen 

Kampfes’, aber ich meine, es ist symbolisch zu nehmen. In 

Riesenbuchstaben prangen darüber die Schlagworte der Par-

tei: ‚Einheit des Reiches, Einheit der Partei, Einheit der Ar-

beiterklasse^ Jawohl: Ein Volk, ein Reich, ein Führer. Und 

nun beginnt die Veranstaltung. Die Musik spielt die Egmont-

Ouvertüre zur Erzeugung gehobener Stimmung. Ich habe ei-

nen Ihrer Offiziere ostentativ seinen Platz verlassen sehen, 

als dieses harmlose Stück erklang, und er sagte zu einem Ka-

meraden: ‚Ich werde wiederkommen, wenn es eine Ver-

sammlung gibt, die ohne Musik stattfindet. Dann werde ich 

auch bereit sein, die deutsche Politik ernst zu nehmens Der 

Offizier hatte recht. Nach der Musik erscheint ein Parteimit-

glied, das ein Gedicht vorträgt. Wenn es sich um eine kom-

munistische Versammlung handelt, so werden Sie, noch 

mehr als bei den anderen, darin vom Vaterland hören: besu-

delt, gebeugt, geschändet, in Trümmern, doch heilig, dreimal 

heilig uns eben in seiner Ohnmacht; geliebt, ersehnt, und von 

jenen Hunden!!!! in den Staub gezogen. Aber du wirst aufer-

stehen, heilig geliebtes Vaterland. Wir, wir werden dich er-

heben. Dann tritt ein Chor von weissgekleideten Jungfrauen 

und Männern der schwieligen Faust auf. Und was singt er? 

Ein Kampflied: vom nordischen Recken auf Brömsebro-

Moor, der niemals, ja niemals die Fahne verlor, und wenn er 

auch fiel auf heldischer Bahn, wir Kommenden tragen die 

Fahne voran; und wo jener sank in den Freiheitstod, wir tra-

gen die Fahne durch Kampf und durch Not: Vorwärts, der 
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Freiheit entgegen! Es folgt eine Totenehrung, während deren 

jeder in gesammeltem Schweigen eine Minute stehend ver-

harrt. Und dann, nach kerniger Begrüssung durch den örtli-

chen Vorsitzenden, ergreift der Redner das Wort gegen die 

Verderber von gestern, gegen die Reaktion (oder die Kom-

munisten, je nachdem), gegen die neuen Volksverderber auf 

dem schwarzen Markt, auf den Bauernhöfen, in den Amtsstu-

ben, und wenn es sein darf, auch gegen die Engländer. Und 

gewiss haben Sie darauf geachtet, wo der Redner den gröss-

ten Beifall erhält. Wenn Herr Schumacher von der SPD etwas 

von den Schlotbaronen und Junkern sagt, die heruntermüss-

ten, so werden viele geschulte Zuhörer sagen: ‚sehr richtig’ 

und auch klatschen; aber wenn er sagt: ‚Die Ruhr bleibt 

deutsch!’, so wird das ganze Sportstadion in minutenlangen, 

tosenden Beifall ausbrechen. Die anwesenden Herren von der 

Militärregierung rutschen unbehaglich auf ihren Sitzen, und 

das ist vielleicht das Schönste daran. Und wenn der Redner 

abgetreten ist, ist das das Ende? Nein: Der örtliche Vorsit-

zende dankt ‚ergriffen’, spricht von ‚dieser Feierstunde’, und 

endlich tritt noch einmal der Chor in seine Rechte, und das 

gesamte Publikum erhebt sich von den Stühlen und fällt ein 

in das Kampflied der Partei: ‚Auf zum letzten Gefecht!’ Ja-

wohl, lieber Herr: ‚Die Reihen fest geschlossen!’ Die engli-

schen Herren sind höflich und erheben sich auch von ihren 

Plätzen. Sie stecken die Köpfe zusammen: War das auch alles 

noch angängig? Sollte man den Redner nicht kommenlassen 

und ihm bedeuten, dass da einiges doch wohl zu weit gegan-

gen wäre? Die Deutschen stecken beim Herausgehen auch die 

Köpfe zusammen: Gott sei Dank, er hat es ihnen gegeben. Ih-

nen? Allen, mein Lieber, es brauchen nicht eben die Englän-

der zu sein. Ihnen: Das sind alle, die etwa an der gestrigen  
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und der heutigen Not schuldig sein mögen und die sich nur 

vorsehen sollen, denn nicht immer wird das getretene Volk 

ohnmächtig sein, und der ‚Tag der Abrechnung’ naht einmal 

wieder. Nur man selbst, die Menge auf den Bänken, fühlt sich 

aufs Schönste erhoben und hat sich nichts vorzuwerfen. Es 

war ja ‚die Reaktion’, die uns in dieses Elend geführt hat, oder 

‚die da Christum leugnen’, oder ‚die Diktatur, die uns heut 

von Neuem bedroht’. Müssiges Spiel? Gewiss ist das ein 

müssiges Spiel, was die Parteien treiben, da sie für nichts 

wirklich verantwortlich sind. Aber das eine haben sie doch 

schon erreicht: Sie haben die Atmosphäre gründlich vergiftet. 

Auf dieser Grundlage wird ein neues politisches Leben nicht 

gedeihen.» 

Soweit Mahraun, und ich gestehe, dass ich auch ihm einen 

etwas ausführlicheren Bericht in den Mund gelegt habe, als 

es der war, den er mir in der Tat gegeben hat. Aber ich weiss, 

dass er meine Version gern unterschreiben wird. 

Wenn ich jetzt eine Darstellung der einzelnen Parteien 

versuchen will, so muss ich noch einmal darauf hinweisen, 

dass mein Bericht für die britische Zone gilt, und besonders 

für das Land, in dem ich mich während meines Dienstes in 

Deutschland aufhielt, nämlich «Nordrhein-Westfalen». Die 

Parteien der anderen Zonen kann ich nur kurz streifen, da ich 

sie nicht aus eigener Erfahrung kenne; nur so viel sei hier 

gleich gesagt, und dies trägt zu dem Bilde der deutschen 

Schwierigkeiten noch einen besonderen Zug bei: dass die 

Parteien in den verschiedenen Zonen sich durchaus verschie-

den entwickelt haben, so dass in dieser Hinsicht – wie in Din-

gen der Verwaltung, des Wahlsystems, der Gewerkschaften 

– es heute bereits so ist, dass die Reichseinheit nur mit  

79 



Schwierigkeiten wiederherzustellen sein wird. Was besonders 

die neue Partei, die Christlich-Demokratische Union, angeht 

(in Bayern heisst sie Christlich-Sozial), so ist sie von einem 

Kritiker aus ihren eigenen Reihen für die verschiedenen Zo-

nen folgendermassen beschrieben worden: In Berlin sei sie 

fortschrittlich, in der Ruhr reaktionär, in Bayern partikulari-

stisch, in der französischen Zone klerikal. Wir kommen auf 

die CDU, das Problemkind der deutschen Politik – und die 

stärkste Partei im Westen –, noch genauer zu sprechen, wol-

len aber unsere Überschau mit den bekannten alten Parteien 

beginnen. 

b) KPD 

Die KPD durfte mit der Hoffnung antreten, der Erbe nach dem 

Zusammenbruch zu werden, und als solch präsumptiver Erbe 

wurde sie von den braven Bürgern im Rheinland im Sommer 

45 gefürchtet. Sie hatte von Vornherein den Vorteil, dass sie 

sich auf die mächtige Bruderpartei im Osten stützen konnte, 

von der sie, wenn auch illegal, mit ausgezeichnetem Schu-

lungsmaterial versehen wurde und mit der sie stets einen leb-

haften Verkehr und Menschenaustausch unterhielt. Die Men-

ge interessanter und dabei allgemeinverständlicher Literatur, 

die bei einer Gelegenheit wie dem grossen Kongress in Hamm 

im Januar 46 an jeden der 1‘300 Delegierten verteilt wurde, 

ist erstaunlich. Ebenso bewundernswert ist die Organisation 

der Partei, die von der Zonenleitung bis zu den Stras-sen- und 

Betriebsgruppen in den Industriestädten auf Dreierausschüs-

sen ruht: dem politischen Leiter, dem Kaderleiter und dem 

Verantwortlichen für Werbung und Schulung. In den höheren  
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Gliederungen der Partei, den Bezirks- oder Provinzleitungen, 

werden diese drei durch ein volles Ministerium für Fragen 

der Landwirtschaft, Frauen, Jugend, Wirtschaft, Wohlfahrt 

etc. unterstützt. Diese gründliche Organisation bedeutet zu-

gleich eine Schwierigkeit für die Partei, die unverhältnis-

mässig viele ihrer besten Leute in den Lagern verloren hat. 

Ihre bedeutendsten Führer sind durchaus ehemalige Konzen-

trationäre, und man merkt ihnen die Spuren ihrer Leiden an. 

Max Reimann, der Vorstand der Partei in der britischen Zone, 

vielleicht die am besten gelittene Persönlichkeit in der heuti-

gen deutschen Politik, ist ein kranker Mann, der monatelang 

dem Dienst an der Partei fernbleiben musste, zum Bedauern 

seiner Freunde und selbst seiner Gegner. Die englischen In-

telligence-Offiziere, die zum allergrössten Teil dem Kommu-

nismus nicht sympathisch gegenüberstehen, erwähnen 

«Max» mit einer gewissen zärtlichen Achtung und werden 

nicht leicht eine Gelegenheit versäumen, den meisterhaften 

Redner zu hören und nachher einen «heart to heart talk» mit 

ihm zu haben (von dem freilich beide Teile wissen, dass er 

nicht so ganz heart to heart ist). Max ist krank, Kaiser ist 

überanstrengt, Lichtenstein und Müller sind überlastet. Die 

kleineren Grössen der Partei müssen bei den ständigen 

Schwankungen einer politischen Truppe, die nicht selbst ihre 

Politik bestimmt (sie wird in Berlin gemacht, oder vielmehr 

in Moskau), häufig ausgewechselt werden, und es ist nicht 

ohne Reiz zu beobachten, wie bald die «Scharfen» in den ent-

scheidenden Stellungen erscheinen, bald wieder die Friedfer-

tigen, und wie besonders die Haltung der Partei zur SPD ent-

sprechend wechselt. Unter dieser Überbeanspruchung leidet 

die straffe Organisation, und es ist nirgends so schwer, selbst 

einfache Auskünfte zu erhalten, wie bei den Kommunisten.  
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Es handelt sich da nicht um ein Geheimhalten. Die gleichen 

örtlichen Fragen, die etwa bei der Bezirksleitung für Westfa-

len ohne Weiteres beantwortet werden, sind bei der überge-

ordneten Parteistelle in Düsseldorf unbekannt. 

Andererseits hat diese durchgreifende Organisation, die 

Disziplin, die Hingabe der Genossen, die klaren Anweisun-

gen, die sie erhalten und weitergeben, es den Kommunisten 

ermöglicht, allerorten als die Aktiven aufzutreten, die Leute 

mit den praktischen Vorschlägen, die Leute, die unmittelbare 

Hilfe leisten. Sie sind die Vordersten, wo es sich darum han-

delt, für den Betriebsrat etwas zu erreichen, in der Stadt eine 

Wärmehalle für Wohnungslose einzurichten, eine Kriegsge-

fangenenfürsorge zu organisieren. Sie haben ihren Anteil 

daran, dass nach der Besetzung die Ruhrschächte in Betrieb 

blieben und man sie nicht «versaufen» liess. Sie stehen be-

sonders auch hinter den «unparteiischen» Kulturbünden, die 

in allen Städten blühen. Es ist dabei ihre Absicht, wirklich zu 

helfen und gleichzeitig Vertrauen zu gewinnen; und der glei-

chen Absicht kommt ihr Programm entgegen. 

In Hamm haben die Kommunisten erklärt, es hiesse den 

Arbeiter irreführen, wenn man ihm für die Gegenwart den 

Marxismus verspräche. Man habe zunächst die liberale Re-

volution von 1848 zu Ende zu führen, die man dem deutschen 

Volk noch immer schuldig geblieben sei. Darum sei man 

heute zwar für entschädigungslose Enteignung des Besitzes 

der Kriegsverbrecher und Nazi-Aktivisten und ebenso für 

entschädigungslose Enteignung aller Güter über 100 Hectar, 

um die notwendige Bodenreform durchzuführen. Man sei für 

Nationalisierung der Schwerindustrie. Keineswegs aber 

wolle man das mittlere und kleine Eigentum antasten oder die 

Privatinitiative (ausserhalb der Schwerindustrie) im minde- 
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sten beschränken. Sie seien eine nationale, wenn auch nicht 

nationalistische Partei; die am meisten nationale, wenn es 

darauf ankäme. Mit keinen Annexionen im Westen könnten 

sie sich einverstanden erklären. «Die Ruhr bleibt deutsch.» 

Besonderen Nachdruck legen sie auf die Einheit Deutsch-

lands, eines Deutschlands aber, das mit den fatalen Traditio-

nen des Bismarckreiches und des Dritten Reiches endgültig 

gebrochen habe. Die Beseitigung dieser Traditionen und ihrer 

Träger, deren Macht auch nach der Niederlage man nicht un-

terschätzen dürfe (obwohl die westlichen Besatzungsmächte 

sie geflissentlich unterschätzten), würde nicht nur Verhält-

nisse schaffen, die Europa ohne Weiteres über die deutschen 

Absichten beruhigen dürften; sie würde auch die Probleme 

der Produktion und mithin der Ernährung zum guten Teil aus 

der Welt schaffen. Nur die Reaktion wolle deren Lösung der 

Besatzungsmacht aufbürden. Kaiser, der Führer des nieder-

rheinischen Bezirks der Partei, sprach sich im Landtag in 

Düsseldorf in dem Sinne aus, dass es gelte, erst im eigenen 

Hause das Viele in Ordnung zu bringen, was das deutsche 

Volk aus eigener Kraft ordnen könne, ehe man sich über die 

Engländer beklage und sie um Hilfe angehe. Freilich sollten 

die Engländer den notwendigen Reformen nicht im Wege ste-

hen. 

Das einheitliche Deutschland, das den Kommunisten vor-

schwebe, könne nur von einer geeinten Arbeiterklasse getra-

gen werden; darum müsse man den Bruderzwist zwischen der 

KPD und SPD endlich aus der Welt schaffen. Hieran seien 

auch die Arbeiter in ihrer Mehrzahl interessiert, und nur die 

reaktionären Quertreiber in ihrer Führung, die Schumachers, 

stemmten sich dieser notwendigen und heilsamen Entwick-

lung entgegen. Eine Wiederholung von Weimar sei die Folge:  
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Wieder würden die sogenannten Arbeiterführer der SPD, die 

zum Teil noch die alten Persönlichkeiten seien (Severing), 

genötigt, mit den stärkeren Bürgerlichen in Koalition einzu-

treten, und die Sache würde genau so sich entwickeln, wie 

schon einmal, dass nämlich ein Kompromiss nach dem ande-

ren geschlossen, eine Stellung nach der anderen aufgegeben 

würde, bis die Herren zum zweiten Mal «der Gewalt wei-

chen» müssten. Was not täte, sei also Einheit des Reiches, 

Einheit der Partei, Einheit der Arbeiterklasse. 

Es ändert an diesem Programm nicht viel, dass etwa Max 

Reimann kürzlich doch wieder den marxistischen und revo-

lutionären Charakter der KPD betont hat. Man geht kaum 

fehl, wenn man solche Äusserungen als taktische Manöver 

bezeichnet. 

Das Programm durfte Anspruch darauf erheben, populär 

zu sein, und die praktische Tätigkeit der Kommunisten durfte 

es nicht minder. Wie ist es nun zu erklären, dass die Partei 

bei den ersten Wahlen in der britischen Zone, den Wahlen für 

Gemeinde- und Kreisvertretungen im September und Okto-

ber 46, eine Niederlage erlitten hat? 

Die Gründe scheinen mir wesentlich aussenpolitischer 

Natur. Man liebt die Russen nicht, man fürchtet sie wie den 

Gottseibeiuns, und keine Versicherung von Seiten des «gros-

sen Max» wird die Leute an Rhein und Ruhr davon überzeu-

gen, dass die Russen und die KPD nichts miteinander zu tun 

hätten. Dass die Russen nicht geliebt werden, hat nahelie-

gende Gründe. Die unmittelbare Erfahrung mit den russi-

schen D.P.s ist der am wenigsten entscheidende. Die Berichte 

von russischen Greueln in den ersten Monaten nach der Ok-

kupation im Osten sowie über arbiträre Massnahmen, wie 

Verschleppungen deutscher Techniker etc., sind wichtiger.  
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Der hauptsächliche Widerstand aber wird wohl durch die 

Wandlungen der russischen Satelliten, Polen und Tschechen, 

ausgelöst: durch die Austreibungen und die Grenzziehung im 

Osten. Die KPD hat über diese Dinge nichts zu sagen ge-

wusst, was in deutschen Ohren gut geklungen hätte. Über die 

gründlichen Demontagen sagten sie, das ganze deutsche Volk 

sei schuldig, Wiedergutmachung müsse geleistet werden, 

und am meisten Anspruch hätten diejenigen darauf, die am 

schwersten gelitten haben, nämlich die östlichen Nachbarn. 

Dieses schwere Leiden erkläre auch die Greuel, die man nicht 

verteidigen wolle, über die zu klagen man aber nicht das 

Recht habe. Über die Ostgrenze und die Austreibungen aber 

blieben die kommunistische Presse und die kommunistischen 

Redner stumm, bis nach der Stuttgarter Rede von Byrnes. 

Dann sagten sie, man habe ja in Potsdam nicht sie gefragt. 

Sie hätten diese Dinge nicht erwähnt, um nicht Wasser auf 

die Mühle des Chauvinismus zu leiten, der sich wieder lustig 

rege. Deutsche Proteste würden in der Tat nur dies bewirken, 

nämlich die Innenpolitik chauvinistisch verseuchen und eben 

dadurch eine Lösung der Frage selbst in noch weitere Ferne 

rücken. Nach aussen würden deutsche Proteste heute ohnehin 

verhallen, und zwar so lange, bis die Welt sicher sein könne, 

dass sie es mit einem gereinigten und friedfertigen Deutsch-

land zu tun hat. Dann, so wolle die KPD hoffen, möge eine 

Lösung gefunden werden, welche auch den deutschen Not-

wendigkeiten gerecht wird. Bis dahin gelte es in erster Linie 

ein Deutschland aufzubauen, das imstande sei, Vertrauen ein-

zuflössen, und da liesse man es noch sehr an Tatkraft und gu-

tem Willen fehlen. In der Industrie und auf dem Lande hebe 

die Reaktion wieder ihr Haupt, und ehe sie nicht vernichtet 

sei, könnten aussenpolitische Forderungen (nach Osten!) 

nicht erhoben werden. 
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Hätte Molotow nach der Byrnes-Rede einige Bereitschaft 

gezeigt, in der Frage des deutschen Ostens westlichen und 

deutschen Wünschen entgegenzukommen, so hätte die KPD 

wahrscheinlich eine stärkere Stellung in dieser brennenden 

Frage eingenommen, und dies wäre für ihren Erfolg zur Zeit 

der Wahlen wichtig gewesen. Molotows Antwort an Byrnes, 

man habe nicht Millionen von Polen in den «wiedergewon-

nenen Gebieten» angesiedelt, um sie wieder zurückzuschik-

ken, und was immer in Potsdam über eine vorläufige Grenz-

ziehung gesagt worden sei, die Ostmächte hätten sie als end-

gültig anzusehen, verdammte die KPD zu einem verlegenen 

Schweigen. Die erste Runde des Kampfes mit der SPD, die 

aussenpolitische, hat die KPD verloren. Man wollte am 

Rhein nicht «russisch werden». Die Expansion des Ostens, 

das Einparteisystem mit seiner an die jüngst vergangene Zeit 

erinnernden Propaganda, das beides war nicht nach dem Her-

zen der Westdeutschen. Der überwältigende Wahlsieg der 

SPD in Berlin, dem einzigen Ort in Ostdeutschland, wo noch 

frei gewählt werden durfte, schien gezeigt zu haben, dass die-

se Dinge auch durchaus nicht nach dem Herzen der Ostdeut-

schen waren. Die KPD beklagt sich, die alte Goebbelssche 

Propaganda gegen die Commune und das russische Unter-

menschentum sei noch lebendig und habe mehr als alles an-

dere zu ihrer Niederlage beigetragen. Sie hat darin zum Teil 

recht; und wenn sie sagt, dass der einzelne Engländer, ja die 

gesamte englische Verwaltung trotz aller Reden über die 

Wahrung der Interessen aller Alliierten nichts dazu täte, 

diese Propaganda ausser Kraft zu setzen, dass man auf engli-

scher Seite vielmehr selbst davon infiziert sei, so hat sie wie-

der recht. Solange aber Molotow selbst alles tut, um dieser 

Propaganda Vorwände zu geben, wird die Gegenpropaganda 
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der KPD nicht überzeugen, und so ist es gekommen, dass sie 

die aussenpolitische Runde gegen die SPD verloren hat. 

Mit einer Einsicht und Biegsamkeit, die Bewunderung ab-

nötigt, hat sich die KPD seit den Wahlen auf die «Frage des 

täglichen Brots» (Max Reimanns Formel auf dem Parteitag in 

Wuppertal nach den Wahlen im September) konzentriert, und 

hier darf sie auf grösseren Erfolg hoffen. Die Niederlage, wel-

che der KPD in ländlichen Bezirken nur 6 Prozent, in gewis-

sen Industriegegenden 12 Prozent der Stimmen brachte, hat 

sie dennoch nicht zu einer Splitterpartei herabgedrückt, da sie 

nach wie vor in allen Kreisen vertreten ist. Andere Parteien, 

das Zentrum zum Beispiel, sind in vielen Gegenden völlig 

ausgefallen. Die KPD bleibt eine grosse Partei, die allenthal-

ben auf ihre Minimalpositionen zurückgedrängt ist. Sie un-

terhält nach wie vor ihre vollen Parteigliederungen, ihre Kul-

turbünde und besonders ihre «Betriebsgruppen» in den Fab-

riken und Bergwerken, und hier hat sie bereits einen wichti-

gen Erfolg errungen. Es handelt sich um die Haltung der 

Bergarbeiter in der Frage der Kohlenversorgung der deut-

schen Haushalte. Es scheint sich da um eine nebensächliche 

Angelegenheit zu handeln, besonders von hier aus gesehen, 

aber die Entwicklung des Falles zeigt die Taktik der KPD – 

und die Haltung der Besatzungsbehörden – so deutlich, dass 

es sich lohnt, darauf näher einzugehen. 

Im ersten Nachkriegswinter bekamen die deutschen Haus-

halte keine Kohlen. Die Städte versuchten, mit Brennholz 

auszuhelfen, aber gerade in der Industriegegend war das nicht 

leicht, und über das Fällen jedes zweiten Chausseebaumes 

hinaus konnte nicht viel Hilfe geleistet werden. Die Waldbe-

stände im Sauerland waren unerreichbar, denn es mangelte an 
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Fuhrwerken. Ich habe persönliche Erfahrungen mit dieser 

Schwierigkeit, da es mir nicht gelang, 500 Festmeter Bau-

holz, die im Herbst für meine Bauarbeiten in den Forsten an 

der Sieg bereitlagen, auch nur aus dem Wald zu schaffen, «da 

dem Fuhrunternehmer in Crottorf sein Pferd\ verendet» sei, 

wie die bündige Entschuldigung hiess. In dieser Not machten 

die Bergarbeiter den Vorschlag, sie wollten Sonderschichten 

einlegen, um Kohle für die Zivilbevölkerung zu fördern. Sie 

könne durch Pferdefuhrwerke von den Zechen abgeholt wer-

den, wenn Brennstoff für diesen Zweck nicht zur Verfügung 

gestellt werden sollte. Der Vorschlag wurde von der Besat-

zungsmacht nicht angenommen. Als aber im zweiten Winter 

sich die Situation wiederholte, kam man von englischer Seite 

auf das Angebot der Bergarbeiter vom vorigen Winter zu-

rück, und eines Tages im Oktober erschien in den Zechen ein 

Anschlag von Seiten der Britischen Kohlenkontrolle (NGCC 

– North German Coal Control), einer Behörde, die aus briti-

schen Kohlenfachleuten besteht und von der Kontrollkom-

mission weitgehend unabhängig ist. Der Anschlag klang wie 

ein Befehl und forderte die Bergleute auf, an gewissen Sonn-

tagen Kohle für die Zivilbevölkerung zu fördern. 

Sofort schickte die kommunistische Presse Reporter zu 

den Führern der Bergarbeitergewerkschaft, von denen ein 

grosser Teil kommunistisch ist, und erfuhr, dass die Beleg-

schaften dieses Ansinnen ablehnen müssten. Kohlenversor-

gung für die Zivilbevölkerung solle sich im zweiten Winter 

von selbst verstehen, meinten die Gewerkschaftler, und es 

könne den Bergleuten nicht zugemutet werden, Sonntags-

schichten zu fahren. Die bedrohlich ansteigende Unfallkurve 

habe gezeigt, dass der Ruhetag notwendig sei. Die Alters-

schichtung der Bergleute sei nicht die gleiche, 
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wie die vor dem Kriege. Habe es damals nur etwa 20 Prozent 

Bergleute über 50 Jahre gegeben, so sei heute fast die Hälfte 

der Belegschaft über 50. Ernährung und Unterkunft täten ein 

Übriges, die Arbeitskraft der «Kumpels» herabzusetzen. So 

käme es denn, dass die Unfälle gegen Ende des Arbeitstages 

und gegen Ende der Arbeitswoche in beängstigendem Masse 

zunähmen. Der «Arbeitsbefehl» der NGCC könne nicht an-

genommen werden. Wenn die Besatzungsbehörde es nicht als 

ihre Verpflichtung anerkenne, die deutschen Haushalte im 

zweiten, härteren Winter mit Brennmaterial zu versorgen, 

wenn sie eine besondere Anstrengung der Bergleute hierfür 

für nötig erachte, so möchte sie wenigstens die Bergleute auf 

eine Stufe stellen, auf der sie eine solche Mehrarbeit leisten 

könnten, ohne sich zu gefährden, das heisst, sie solle die 

längst ausstehenden Forderungen der Bergleute auf Lohner-

höhung, menschenwürdige Unterkunft und Teilnahme der 

Familien an ihren Sonderzuteilungen an Lebensmitteln erfül-

len. 

Die NGCC stellte fest, sie habe keinen Befehl erteilt, son-

dern auf einen Vorschlag zurückgegriffen, den die deutschen 

Bergleute selbst im vorigen Winter gemacht hätten. Sie müs-

se es ihnen überlassen, ob sie durch eine besondere Anstren-

gung ihren Landsleuten helfen wollten oder nicht. Sie selbst 

sei nicht bereit, ohne eine solche Anstrengung «Hausbrand» 

zu verteilen. Zugleich lud sie die sozialdemokratischen Ge-

werkschaftler aus der Bergarbeitergewerkschaft und vom all-

gemeinen Gewerkschaftsbund ein, ihren mässigenden Ein-

fluss in den Belegschaften geltend zu machen. 

Es war recht eigentlich ein Fall Gruener: Die aufgestauten 

Leidenschaften entluden sich an einer an sich geringfügigen 

Frage. Denn was immer die kommunistischen Arbeiterführer 
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vorbrachten, es war den Bergleuten durchaus möglich, eine 

Sonderschicht im Monat zu fahren, ganz besonders in den 

Wintermonaten, wo man nicht einmal am Sonntag zu arbei-

ten brauchte, sondern die Schicht auf einen der zahlreichen 

Feiertage legen konnte. Auf der anderen Seite durfte es der 

NGCC wohl angetragen werden, die Ausfuhr um den gerin-

gen Betrag zu kürzen, der für die deutsche Zivilbevölkerung 

notwendig war. Gewisse Zumutungen erregen selbst in ei-

nem besiegten und schuldigen Volk Erbitterung, und eine 

solche war es, dass die Leute in der Ruhr, die auf dem Koh-

lenflöz sassen, unterernährt, ohne Wohnung und genügende 

Kleidung, wie sie waren, Winter auf Winter in ihren Unter-

künften frieren sollten. 

Die SPD, nachdem sie in langen Verhandlungen festge-

stellt hatte, dass von der NGCC kein Entgegenkommen zu 

erwarten war, wandte sich an die Bergleute mit der Bitte, die-

ses weitere Opfer für ihre Genossen aus anderen Industrien 

auf sich zu nehmen. Die Familien der Bergleute selbst bekä-

men ja eine Zuteilung von Heizmaterial. Sie sollten Verant-

wortungsgefühl zeigen und sich nicht benehmen wie eine pri-

vilegierte Klasse. Dies sei weder ein patriotisches Benehmen 

noch ein sozialistisches. Die Gewerkschaft, die zum ersten 

Mal eine praktische Aufgabe zu bewältigen hatte, war ge-

spalten. Es fand endlich, im November, eine Urabstimmung 

in den Zechen selbst statt, und der kommunistische Stand-

punkt errang überwältigende Anerkennung. So wenigstens 

sah es aus. In Wahrheit ist dieser Satz nicht ganz richtig. 

Nicht der kommunistische Standpunkt errang Anerkennung, 

sondern die Kommunisten hatten es verstanden, das auszu-

drücken, was die überwältigende Mehrheit der Bergleute 

wollte. Die Gewerkschaft, eine «überparteiliche Organisa- 
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tion», die aber in ihren Spitzen und in den meisten Industrien 

– ausser eben im Bergbau und in Teilen der Metall- und Bau-

industrie – auch in ihrer Masse durchaus im Geiste der SPD 

geführt wird, musste feststellen, dass sie sich bei ihrem ersten 

praktischen Auftreten im Gegensatz zu der Arbeiterschaft be-

fand. Das Vertrauen der Bergleute genossen vielmehr die 

Kommunisten. Die NGCC tat alles, um diesen Erfolg der 

KPD zu ermöglichen. 

Die «Sonderschichten» waren ein test case. Allenthalben 

verstehen es die Kommunisten, die populären Forderungen 

zu stellen; und allenthalben leisten die Verhältnisse und lei-

stet die Haltung der Besatzungsbehörden ihnen Vorschub. 

Durch ihre Politik der «Frage des täglichen Brots» darf die 

KPD hoffen, das Vertrauen weiter Kreise des Proletariats zu-

rückzugewinnen. 

Wir können die KPD nicht verlassen, ohne einen Blick auf 

die besondere Entwicklung zu werfen, die sie in der Soviet-

zone in Form der SED, der Sozialistischen Einheitspartei 

Deutschlands, genommen hat. 

Das Verlangen nach Einheit der Partei und Einheit der Ar-

beiterklasse wurde dort unter russischer Ägide im Mai 1946 

erfüllt und in der Folge eine unabhängige SPD in der gesam-

ten Zone verboten, ausser in Berlin, jener Republik der vier 

Zonen, in der ein solches Verbot nicht durchzuführen war. 

Die Führer der KPD und der SPD im Osten, Pieck und Grote-

wohl, reichten einander in einer dramatischen Einheitsfeier 

die Hände, und die Partei schritt seitdem von Erfolg zu Er-

folg, was unschwer zu verstehen ist, wenn man beobachtet 

hat, wie frei die Wahlen waren, die seither in der Zone ver-

anstaltet wurden. Die Sovietbehörden liessen es sich dabei 

angelegen sein, die Rechtsparteien, das heisst die Christli-

chen Demokraten und die Liberaldemokraten – letztere sind  
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eine Fortsetzung der alten Deutsch-Demokraten –, freundlich 

anzuerkennen, ausser eben im Augenblick der Wahlen, wo 

man ihnen denn doch erhebliche Schwierigkeiten bereitete. 

Von den Rechtsparteien war unter diesen Umständen auch 

kaum eine Gefahr zu befurchten. Als unangenehmer sollte 

sich die SPD erweisen, die in Berlin neben der SED weiter-

bestand. Ihr Wahlerfolg im Oktober wurde schon erwähnt. 

Ein kurzer Spaziergang durch Berlin, und zu mehr hatte 

ich nicht Gelegenheit, zeigt die überwältigende Propaganda, 

die der SED zur Verfügung steht. Ihre Literatur beherrscht 

die Buchläden, ihre Plakate grüssen riesengross von öffentli-

chen Bauten; aber bezeichnender sind die Erntefeste, Revo-

lutionsfeste und so weiter, die die Partei veranstaltet und wo 

Tanz, Essen, Trinken, Zigaretten, Fahnen und Gesänge ei-

nem begeisterten Volk gratis gegeben werden. Die Kinder in 

der Schule werden nicht ausgelassen, und man hat auf der 

ersten Seite der neuen Schulhefte Folgendes vermerkt: «Lie-

bes Schulkind! Das Papier, das zu diesem Schulheft für Dich 

Verwendung findet, ist ein Geschenk der SED. Die SED hat 

für Dich, liebes Schulkind, darauf verzichtet, das Papier, das 

(wie Du wohl weisst) so knapp ist, für ihre eigene Propa-

ganda zu verwenden. Lerne also gut und lerne freudig, liebes 

Kind, damit Du zu einem tüchtigen Genossen – oder Genos-

sin – im Staat des deutschen Sozialismus heranwächst.» 

War die Eroberung des Ostens unter den Fittichen einer 

wohlmeinenden Besatzungsmacht verhältnismässig leicht, so 

erwies es sich als schwer, die wichtigere Aufgabe der Gewin-

nung des Westens durchzuführen, wo man von Seiten der Be-

satzung, wo nicht der Bevölkerung, mit entschiedenem Wi-

derstand zu rechnen hatte. Die Engländer befanden sich in 

keiner leichten Situation. Vielleicht hätten Sie Lust gehabt, 

92 



die SED kurzerhand zu verbieten, aber das erlaubten ihnen 

ihre demokratischen Grundsätze nicht, noch auch ihre Bezie-

hungen zu dem Verbündeten. Im Mai, gleich nach der Grün-

dung in Berlin, wurde das Feld sorgfältig gesichtet. Das Er-

gebnis war für die Engländer beruhigend: Nicht nur standen 

die bürgerlichen Kreise einer SED im Westen ablehnend ge-

genüber; der schärfste Widerstand kam von der sozialdemo-

kratischen Arbeiterschaft, die die angebotene Ehe durchaus 

als Unterwerfung unter eine neue Diktatur fürchtete. Die 

Neuauflage Goebbelsscher Propaganda in Berlin klang 

schlecht in ihren Ohren. Die wenigsten waren auch nur bereit, 

die Einheit als prinzipiell wünschenswert anzuerkennen, und 

auch solche Arbeiter fügten hinzu, dass es jetzt jedenfalls da-

für noch nicht an der Zeit sei. Man müsse erst wissen, ob es 

die Kommunisten ehrlich meinten, wenn sie versichern, sie 

würden sich in der neuen Partei nicht die Führung anmassen. 

Bei so beschaffenen Dingen glaubte man es sich erlauben 

zu dürfen, die Bitte von Pieck und Grotewohl zu gewähren, 

sich dem Volk in den grösseren Städten der britischen Zone 

vorzustellen. Die Vorträge fanden im Sommer 46 in Braun-

schweig, Essen, Köln und einigen anderen Städten statt und 

hatten nicht den Erfolg, den die Gründer der Partei erwartet 

hatten. Dennoch wurde nun von mehreren kommunistischen 

Kreisleitungen der Antrag gestellt, in ihrem Kreise gemein-

sam mit den Genossen von der SPD eine SED gründen zu 

dürfen. Diesen Anträgen wurde unter gewissen Bedingungen 

entsprochen. Man durfte ein Comité zur Bildung einer SED 

aus den örtlichen Sozialisten und Kommunisten bilden. Ge-

lang es einem solchen Comité innerhalb dreier Monate, die 

Mehrzahl der örtlichen Mitglieder beider Parteien zum Bei- 
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tritt zu bewegen, so sollten die bisherigen Organisationen der 

SPD und KPD in dem betreffenden Kreise aufgelöst werden 

und die Führer sich in der neuen Partei vereinigen. Der Zu-

sammenschluss gelang in keinem Falle. 

Nach diesem Misserfolg änderte die KPD ihre Taktik der 

SPD gegenüber. Das Liebeswerben um die Führung hörte 

auf, und man versuchte, die Massen von ihren Führern zu 

trennen. Die Angelegenheit der Sonderschichten, von der wir 

gesprochen haben, ist auch auf diesem Gebiet durchaus als 

Erfolg zu werten. Gelingt es den Kommunisten, die Massen 

in noch mehreren solchen Fällen davon zu überzeugen, dass 

sie es sind, die die Interessen der Arbeiterschaft wahrnehmen, 

während sich die Führer der SPD mit den deutschen Bürger-

lichen oder mit der Besatzungsmacht kompromittieren, so 

mag schliesslich eine Isolierung der SPD-Führer die Folge 

sein. Die deutsche Not und die unnachgiebige Haltung der 

Sieger können nicht verfehlen, solche Gelegenheiten zu 

schaffen, und dies meinte Schumacher mit seinem Wort von 

der antibritischen Politik der örtlichen Besatzungsbehörden: 

antibritisch und anti-Labour. So standen die Dinge Ende 

1946, als ich Deutschland verliess. 

c) SPD 

Die SPD, die wir bisher nur in ihren Beziehungen zu den 

Kommunisten betrachtet haben, ging aus den Herbstwahlen 

als die stärkste Partei der britischen Zone hervor, wenn auch 

nur um einige hunderttausend Stimmen stärker als die CDU 

und erheblich schwächer, was die Anzahl der errungenen 

Sitze angeht. Das letztere ist eine Folge des eigenartigen 

Wahlsystems, auf das wir noch zu sprechen kommen; da aber 
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das Faktum der Übermacht der Christlichen Demokraten für 

den weiteren Verlauf der Parteigeschichte in der Zone bedeu-

tend ist, so erwähnen wir es schon hier. Im Lande Nordrhein-

Westfalen ist die CDU nach Stimmen und Sitzen die stärkste 

Partei. Die Hauptstärke der SPD liegt in Hamburg und Han-

nover, den evangelischen Grossstädten, nicht im katholi-

schen Rheinland. 

Man kann wohl kaum sagen, die SPD verdanke ihren Er-

folg ihrem Programm. Das Programm folgt in seinen Grund-

zügen mehr der reinen marxistischen Linie als das der KPD, 

die deshalb von den SPD-Leuten für überflüssig erklärt wird. 

In praxi kommen beide Programme im Wesentlichen auf das-

selbe hinaus. Auch die SPD will die Schwerindustrie natio-

nalisieren, auch sie will Enteignungen des Grossgrundbesit-

zes zur Durchführung einer Bodenreform, die freilich nicht 

ganz so weit geht wie die im Osten durchgeführte, da man 

die kleinen Bauernstellen, die dort geschaffen wurden, für 

unwirtschaftlich hält. Auch sie will, auf der anderen Seite, 

das kleine Gewerbe und das Handwerk nicht antasten, und 

die Ökonomen der Partei, der Oppenheimer-Schüler Nölting 

und Victor Agartz, sprechen von Wirtschaftsdemokratie und 

Genossenschaft. Man darf wohl fragen, ob der Mann auf der 

Strasse in Deutschland überhaupt viel von diesen Program-

men versteht oder wissen will. Man will «mit der Reaktion 

aufräumen, die uns ins Unglück gestürzt hat», gewiss, man 

fühlt allgemein, dass es Zeit für eine grundlegende Änderung 

der deutschen Wirtschaftsform sei. Man spürt dies auch im 

«christlichen» Lager. Wenn also von Nationalisierung der 

Grossindustrie und von der notwendigen Bodenreform ge-

sprochen wird, so klatscht wohl die grosse Mehrheit der 

Wählerschaft Beifall; aber um die feinen Unterschiede zwi- 
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schen einem Sozialismus dieser oder jener Prägung machen 

sich wohl nur wenige ernsthaft Sorgen. Und wenn die SPD 

die Einheit des Reiches auf einer weniger zentralistischen 

Grundlage anstrebt als die KPD, so ist es doch vor allem die 

starke Betonung der Einheit gegenüber jedem Partikularis-

mus oder gar Separatismus, die vom Volk aus solchen Reden 

herausgehört und gutgeheissen wird. 

Das Programm ist also kaum für den Erfolg der Partei ver-

antwortlich zu machen, vielmehr sind es zwei Gründe, von 

denen der eine ein negativer ist, der andere ein positiver. 

Einmal liebt man die SPD um dessentwillen, was sie nicht 

ist. Sie gestattet es dem Arbeiter, marxistisch zu sein, ohne 

dabei russisch zu werden. Sie gestattet es dem religiös indif-

ferenten Bürger, gegen die Revolution zu sein, die vom Osten 

her droht, ohne sich dabei kirchlich zu geben. Sie bietet eine 

breite Ebene der Sammlung für die, denen Deutschland mehr 

am Herzen liegt als die «rote Internationale» oder das «christ-

liche Abendland». Hier ist der SPD ihre Unabhängigkeit von 

den Interessen einer anderen Macht von entschiedenem Vor-

teil. Die SPD ist ebenso orthodox in Fragen der Westgrenze 

wie die KPD, aber sie hat es sich nie nehmen lassen, auch 

nicht zu einer Zeit, als dies noch zu den verbotenen Äusse-

rungen gehörte, gegen die Potsdamer Regelung im Osten zu 

protestieren. Sie durfte dabei allerdings mit der Toleranz 

rechnen, die England einer Partei entgegenbringen würde, die 

ihm im Grunde mehr als jede andere sympathisch sein muss. 

Was der Führer der deutschen Konservativen («Deutsche 

Rechtspartei»), Herr von Ostau, in einer Rede in Münster im 

vorigen Sommer sagte, wirft ein bezeichnendes Licht nicht 

so sehr auf die SPD als auf einen Teil ihrer Wählerschaft.  
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«Das Zentrum», sagte von Ostau, «erklärt sich bereit, mit je-

der Partei eine Koalition einzugehen. Wir sind hierzu nicht 

bereit. Nie werden wir etwa mit dem Zentrum oder mit der 

CDU zusammengehen, und dass wir nicht mit den Kommu-

nisten gehen werden, versteht sich von selbst. Ich muss aber 

eine Ausnahme für die SPD machen. Wir sind durchaus be-

reit, die SPD zu stützen. Die SPD, liebe Freunde, ist heute 

nicht mehr die alte, marxistische Partei, als die sie sich viel-

leicht noch gibt. Niemand in deutschen Landen hat entschie-

dener die deutschen Interessen seit dem Zusammenbruch ver-

treten als Kurt Schumacher. Er hat es in einer Weise getan, 

die der Führer einer Rechtspartei sich wohl hüten würde 

nachzuahmen. Schumacher hat unsere Unterstützung.» 

Die SPD ist eine Partei des Common sense. Man darf ihr 

getrost seine Stimme geben, ohne sich damit für einen bedeu-

tenderen Umsturz einzusetzen, als es der sein wird, den man 

im Gefolge des Zusammenbruchs ohnehin nicht wird vermei-

den können. Und man darf als Deutscher sicher sein, dass 

man sich damit weder Moskau verpflichtet noch Rom. 

Der positive Grund für den Erfolg der SPD ist, scheint mir, 

in der Persönlichkeit ihrer Führer zu suchen. Was der engli-

sche Soldat zugunsten Max Reimanns zu sagen weiss, ist, 

«dass er gar nicht aussieht wie ein Kommunist!» Aber die 

Müller, Lichtenstein, Wascher sehen aus wie welche, und 

Schumacher, Böckler, Agartz sehen aus wie Deutsche. Schu-

macher verkörpert recht eigentlich das Deutschland, auf das 

Engländer wie Deutsche ihre Hoffnungen setzen. Ich hörte 

den englischen Sozialisten Fenner Brockway, jenen ehrlichen 

und warmherzigen Mann der Indépendant Labour Party, 

Schumacher beschreiben: 
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«Er stieg die Treppen zur Tribüne hinauf, auf zwei Genossen 

gestützt. Er schien völlig ausser Atem, als er oben angekom-

men war, und hielt einen Augenblick inne, ehe er seine An-

sprache begann. Ich sah ihn mir gut an, und mein Mut begann 

zu sinken. Einen Arm hat er im vorigen Kriege verloren, der 

rechte Ärmel hängt schlaff herunter; die Lippen fallen ein 

über den Kiefern, aus denen ihm die Nazis die Zähne ausge-

schlagen haben, die Ohren stehen noch ab, an denen sie ihn 

gerissen haben. ‚Nein’, sagte ich mir, ‚der führt nirgends hin, 

der ist zu Ende.’ Er begann zu sprechen, und nach fünf Mi-

nuten wusste ich: Das ist der Mann.» Ich weiss nicht, ob ich 

Brockway hierin ganz folgen kann: Schumacher ist kein ef-

fektvoller Redner, wie Reimann einer ist. Er beginnt fortis-

simo und bleibt fortissimo bis zum Ende. Seine Anstrengung 

erregt mehr Mitgefühl als ungeteiltes Vergnügen, und seine 

Reden geben ihre volle Wirkung mehr dem Leser als dem 

Hörer zu erkennen. In der eigenen Partei gibt es bessere Spre-

cher, Gnoss und Agartz zum Beispiel. Trotzdem, dieser miss-

handelte, keuchende Mann auf der Tribüne, dieser lange, 

bleiche Krüppel mit dem Turmschädel, den nahe beieinan-

derliegenden Augen, der fleischlosen, vorspringenden Nase 

stellt das Deutschland dar, dem man Vertrauen schenken 

darf, wenn man denn bereit ist, irgendeiner Erscheinung in 

Deutschland Vertrauen zu schenken. Seine Formeln sind 

schlagend, sein beissender Witz trifft unbedingt, seine Worte 

gehen von Mund zu Mund. Wenn etwas aus diesen gequälten 

Jahren übrigbleibt, so ist es Schumacher. Nicht allerdings als 

ein neuer «Führer», obwohl das deutsche Publikum in seiner 

Haltlosigkeit ihn gern als einen «Führer» akzeptieren möch-

te. 

Mit einem Programm, auf das grosse Teile des deutschen 

Volkes sich einigen könnten, mit einer Reihe überzeugender 
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Persönlichkeiten in der Führung, mit der mehr oder weniger 

ausgesprochenen Billigung der Besatzungsmacht scheinen die 

Aussichten der SPD günstig. Es hängt im Wesentlichen von 

der Besatzungsmacht ab, ob sie es wirklich sind. Eben die Tat-

sache, dass sie sozusagen Regierungspartei ist, stellt für die 

SPD eine Belastung dar, an der sie bei fortschreitender Ver-

schlechterung der Lage scheitern kann. Schumacher hat es in 

Köln im September ausgesprochen: «Wenn das deutsche Volk 

wieder die Erfahrung macht», sagte er, «dass Demokratie das 

ist, was immer dann eintritt, wenn das Volk am Boden liegt, 

wenn Trümmer, Hunger, Arbeitslosigkeit, Hoffnungslosig-

keit den Hintergrund für diese Demokratie abgeben, wenn das 

Volk schliesslich Demokratie gleichsetzt mit Verzweiflung, 

dann kann die SPD die Verantwortung auf die Dauer nicht 

übernehmen. Es ist uns nicht bange vor dem Rückgang in den 

Stimmen der Partei, der sich unter solchen Umständen einstel-

len muss. Wir haben die Jahre durchgestanden, in denen ein 

kleiner Kreis von Sozialdemokraten unter Gefahr und Be-

schränkung Weiterarbeiten musste. Damals hatten wir eine 

Hoffnung. Heute geht es darum, ob diese Hoffnung berechtigt 

war. Es handelt sich darum, dass die Werte, für die wir damals 

geradestanden, dass diese Werte selbst in der Katastrophe des 

deutschen Volkes unwiederbringlich verlorengehen. Dafür 

können wir die Verantwortung nicht übernehmen.» 

Der Rede folgten neun Bedingungen an die Besatzungs-

macht, von deren Erfüllung die Partei ihre Mitarbeit abhängig 

machte. Es klang wie ein Ultimatum, und dies Ultimatum trug 

zu dem Sieg im zweiten Wahlgang nicht wenig bei: Die SPD 

hatte den Mut gehabt, die deutsche Sache zu vertreten. Aber 

der SPD wurde vor ihrem eigenen Mut bange. Schon das «Ul-

timatum» selbst forderte zwar «schleunige» Hilfe, hütete sich 
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aber wohl, eine Frist für die angedrohte Non-Cooperation zu 

geben. Im Gegenteil, Schumacher betonte in Köln, dass die 

SPD auf jeden Fall erst die Wahlen und «die im Winter fol-

genden politischen Ereignisse» abwarten wolle. Gemeint war 

die Konferenz über Deutschland, die damals auf den Novem-

ber angesetzt war. Inzwischen ist einiges Wasser den Rhein 

hinuntergelaufen, und schliesslich ist der Rhein zugefforen 

und man erfriert in ungeheizten Unterkünften. Es folgten die 

Ankündigung der Zonenzusammenlegung und der anglo-

amerikanische Fünfjahresplan, von der Presse der SPD als 

«der erste Schritt» und «Wendepunkt» begrüsst; aber man 

hungert trotz des Fünfjahresplans und unter dem Fünfjahres-

plan. Es folgten Ankündigungen über ein Aufhören der De-

montagen und am nächsten Tage eine Liste neuer Demonta-

gen, Sprengungen von Werften und Stillegungen von Zement-

fabriken (!). Es folgte die Einladung der SPD-Delegierten 

nach England und der freundliche Empfang, der ihnen dort an 

höchster Stelle bereitet wurde, aber dann die neue Annähe-

rung an Russland und das Bündnis mit Frankreich, das «den 

französischen Wünschen bezüglich Ruhr und Rhein mehr als 

bisher Rechnung zu tragen» verspricht. Die England sympa-

thische unter den deutschen Parteien wird von England nicht 

beständig genug gestützt. Rauhere Stimmen erheben grössere 

Forderungen. Die Musik kommt uns, denke ich, bekannt vor. 
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d) CDU 

Es war einsichtigen Beobachtern schon vor dem Zusammen-

bruch klar, dass der Nationalsozialismus zwei mögliche Er-

ben haben könnte: den Marxismus und die Religion. Sie ha-

ben sich beide gemeldet, der Marxismus in der KPD und die 

Religion, in politischem Gewände, in der CDU. Die SPD ist 

die neutrale Ebene zwischen den beiden. 

Die Christlich-Demokratische Union einfach als eine ge-

tarnte Zentrumspartei aufzufassen wäre falsch. Die Zen-

trumspartei war eine katholische Interessenvertretung, und 

wenn die CDU in ihrer Mehrheit katholisch ist, so liegt das 

vielleicht einfach daran, dass die Katholiken in Deutschland 

von jeher der Religion eine bedeutendere Stellung in ihrem 

Leben eingeräumt haben als die meisten Protestanten. Ebenso 

falsch würde es sein, das Wort «christlich» in der CDU so zu 

verstehen wie bei den Christlich-Sozialen der Stoeckerzeit, 

nämlich als nichtjüdisch oder anti-jüdisch. Ich will hier nicht 

als Gegenbeweis die Berliner Anomalie anführen, dass näm-

lich der dortige örtliche Parteivorstand ein Herr Kantorowicz 

ist. Juden hat man immer in leitenden Stellungen bei ihren 

Feinden gefunden. Aber hier ist von Christentum in diesem 

Sinne nicht die Rede. Die Gründer der CDU halten sich viel-

mehr ans Christentum als eine Lehre, die einen jeden weltli-

chen Totalitätsanspruch zurückweist, komme er von rechts 

oder von links. Sie glauben nicht, dass es solchen Ansprüchen 

gegenüber auf die Dauer genügen kann, vernünftig zu sein, 

wie es die guten alten SPD-Gewerkschaftler sind, ohne die 

Stütze zu haben, die die christliche Lehre von der Freiheit der 

Persönlichkeit und vom Naturrecht dem religiösen Menschen  
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gewährt. Sie können sich auf Maritain berufen (Les Droits de 

l’Homme) oder auch auf Gollancz (Our Threatened Values). 

Christentum ist für sie europäisches Erbe, und sie meinen, 

Europa wird christlich sein, oder es wird nicht sein. 

Sich aufs Christentum zu berufen gewährt einem Volk, 

das so wie das deutsche sich auf Gnade oder Ungnade hat er-

geben müssen, auch den Vorteil, dass es christliche Gesin-

nung von sich selbst und von den Siegern fordern darf. Man 

ist bereit, christlich zu handeln, aber man hat auch Anspruch 

darauf, christlich behandelt zu werden. 

Indem man sich auf das gemeinsam Christliche be-

schränkte, hoffte man zugleich, den Gegensatz der Konfes-

sionen zu überbrücken, der sich in der deutschen Politik von 

je unheilvoll ausgewirkt hat; aber freilich ist das nicht so 

leichtgetan, wie denn das neue Zentrum – es gibt auch diese 

Partei wieder – nicht müde wird, darauf hinzuweisen, dass 

«christlich» in politicis gar nichts bedeute. Die Katholiken 

haben eine politische Doktrin, sagen die Zentrumsleute. Die 

Calvinisten haben eine andere. Die katholische ist heute reif 

für einen christlichen Sozialismus. Die calvinistische steht 

hinter dem amerikanischen Hochkapitalismus. Wo es sich um 

eine Entscheidung der praktischen Politik handelt, sagen wir 

um Bodenreform, Zerschlagung der Konzerne, Wahlrecht, 

kann christliche Gesinnung nicht als Richtschnur dienen. Der 

Christ kann für Latifundien sein oder für Bauernwirtschaften, 

für Monopolkapitalismus oder für Sozialismus. Das Wort 

«christlich» in die Politik einzuführen sei eine Irreführung 

oder doch eine Selbsttäuschung. Man kann diese Kritik 

schwer von der Hand weisen. Christentum kann mit den wi-

dersprechendsten politischen Interessen verbunden werden,  
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und für die Zukunft der CDU ist es entscheidend, welche In-

teressen in der Partei schliesslich die Oberhand gewinnen 

werden. 

Die CDU wird denn auch aus den verschiedensten Quellen 

gespeist. Da sind zunächst die alten christlichen Gewerk-

schaften, Kreise, die es an Entschlossenheit zu sozialer Er-

neuerung mit jedem SPD-Gewerkschaftler aufnehmen. Leute 

von der protestantischen Bekenntniskirche sind dabei. Die 

hohe katholische Geistlichkeit hat von Vornherein der neuen 

Partei ihren Segen gegeben, und dieser Segen gab ihr gleich-

zeitig das Prestige, das diese Geistlichkeit sich durch ihren 

Widerstand gegen die Nazis erworben hatte. Sie gab der Par-

tei ihren grossen Mann, einen Mann, der es an Popularität mit 

Schumacher aufnehmen konnte. Der Bischof von Münster, 

Kardinal Graf von Galen, war der Inbegriff unabhängiger, 

männlich-christlicher Haltung, und wie er sich nicht gescheut 

hatte, den Nazis «ein kräftig Wörtlein» zu sagen, so war er 

auch einer der ersten, die die Unbill der Sieger nicht schwei-

gend hinnahmen. Der Tod des Kardinals ist ein unersetzlicher 

Verlust, und der Schaden ist umso grösser, als sein Geist im 

Volk in einer Weise spukt, die er sich wohl würde verbeten 

haben. Man hat in Tausenden von Exemplaren eine «Rede 

des Kardinals in Rom» verbreitet, dem Stil und Geist nach 

das Machwerk eines Priesters der untersten Stufe, in der nach 

kurzer katholischer Einleitung die kochende Volksseele zum 

Ausdruck kommt und in reinstem Nazi-Stil die kommende 

Vergeltung den Peinigern des deutschen Volkes in Aussicht 

gestellt wird. Die «Rede» erregte Begeisterung weit über den 

katholischen Volksteil hinaus, und man schloss allgemein, 

dass es «nun doch wohl klar sei, dass die Engländer den Kar-

dinal vergiftet haben, als er aus Rom zurückkehrte». Dass die 

katholische Presse vor der Fälschung gewarnt hat, kann die  
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Freude wenig mindern. «Das haben die Engländer von ihr 

verlangt», sagen die Leute. Man braucht in Deutschland nicht 

die Leute von Nürnberg als Märtyrer. Die sind discreditiert. 

Die unterdrückte Empörung heftet sich an reinere Gestalten 

und fälscht sie in Nazis um, wenn sie nichts mehr dagegen 

sagen können. Man tut das unbewusst; man ist sich keines-

wegs im Klaren, dass es Nazi-Meinungen sind, die man dem 

grossen Widersacher von Goebbels in den Mund legt. Herr 

von Ostau steht hinter Schumacher – wie er ihn sieht –, und 

die unbewussten Nazis machen einen Nationalhelden zwei-

felhafter Art aus dem Kardinal. Keine Denazifizierung kann 

diese Tendenz treffen, und wie es um die «reeducation» steht, 

wird an diesem Fall so recht klar. Die CDU, das liegt in ihrer 

Natur, ist dieser Gefahr besonders stark ausgesetzt. 

Neben den christlichen Gewerkschaften und der hohen 

Geistlichkeit sind die Leute des Zwanzigsten Juli ein bedeu-

tendes Element in der CDU. Dieser Kreis ist in sich keines-

wegs einheitlich. Zu ihm gehörten Demokraten, wie Goerde-

ler, Jungkonservative, Offiziere; der «soziale General» von 

Schleicher war ein Vorläufer dieser Widerstandsbewegung, 

wie denn überhaupt der 30. Juni 1934 mit dem 20. Juli 1944 

einiges zu tun hat. «Langsame Arbeit», sagte ich dem Ober-

bürgermeister von Herford, als er mir diese Zusammenhänge 

darlegte. «Die Armee war nicht fertig», erwiderte er. «Die 

Generale waren nicht eher bereit mitzumachen; und ohne die 

Armee konnten wir nicht handeln.» – «Ich weiss», gab ich 

zurück, «in Deutschland muss die Revolution immer von der 

hohen Obrigkeit genehmigt werden.» – «Da Sie die hohe Ob-

rigkeit erwähnen», sagte der Bürgermeister, «vergessen Sie 

nicht, dass wir Christen sind! Der Mord an der Obrigkeit ist 

uns nicht gestattet, und auch Hitler war gesetzliche Obrig- 
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keit.» Diese Zwanzigster-Juli-Leute sind im Wesentlichen 

Protestanten; auch der Bürgermeister, mit dem ich sprach, ist 

Protestant und nimmt auch als solcher eine wichtige Stellung 

in der Partei ein. Zu diesen Zwanzigster-Juli-Leuten gehören 

viele ehemalige Deutschnationale. Der Bürgermeister, heute 

durchaus zum linken Flügel der CDU zu rechnen und zwei-

fellos ehrlich in seinen Bemühungen um Bodenreform und 

Wirtschaftsdemokratie, gehörte ebenfalls der DNVP an. Es 

ist nichts gegen solche Leute zu sagen; aber ihre Gegenwart 

in der Partei macht anderen, weniger erwünschten Elementen 

Mut, ihr beizutreten. 

Es war das unvermeidliche Schicksal der CDU, dass sie 

von solchen rechtsstehenden Elementen überlaufen wurde, 

die woanders keine politische Heimat fanden. Nicht dass sie 

sich nicht, vielleicht strenger als andere Parteien, gehütet 

hätte, nominelle Nazis aufzunehmen (wenn sie auch bald da-

hinterkam, dass es eine Unmöglichkeit ist, die vielen, die sich 

nur wenig versündigt hatten, auf Lebenszeit zu politischer 

Unmündigkeit zu verdammen); aber die deutschen Bürger 

fanden bald heraus, dass sie «selbstverständlich» in diesen 

Kreis gehörten. Jener Kreisleiter der Bauernschaft im Jäger-

hut und mit einer stolzen Vergangenheit im Kriegerverein 

antwortete auf die Frage, was er wählen würde, «so rechts wie 

möglich». «Und das ist?» – «Natürlich CDU.» Jener Fabrik-

direktor in Bielefeld antwortete auf die gleiche Frage: «Sie 

müssen mich gar nicht fragen. Sie können es sich wohl den-

ken. Ich bin streng christlich erzogen und war immer ein De-

mokrat.» Besonders die Frauen schlossen sich der Partei der 

besseren Stände gern an, wobei der Hinweis auf das Religiöse 

von grosser Anziehung war, und mancher sozialdemokrati-

sche Politiker sagte nach den Wahlen: «Die Frauen waren es 
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wieder. Die Frauen haben uns den Hals gebrochen.» Bauern, 

Frauen, verschüchterte Kleinbürger und grosse Herren laufen 

der Partei zu, und der ursprüngliche Kern von christlichen 

Gewerkschaftlern, überzeugten Katholiken und Bekenntnis-

christen findet sich da in einer eigenartigen Gesellschaft. 

Was besonders die grossen Herren angeht, so reicht diese 

Schicht etwas weit nach rechts, und man weiss, dass auch der 

alte Hugenberg, als er noch auf seinem Gut sass, sich eines 

Tages «zur Verfügung stellte». 

Die Industrie steht zur Partei, und sie, die Partei, stellt kei-

nen geringen Teil des Personals, das die hohen Posten der 

Verwaltung innehat. Das ist nicht unnatürlich, wenn man be-

denkt, dass es in Deutschland nicht mehr viele Sozialisten 

und Kommunisten mit Erfahrung in Verwaltungsdingen gibt. 

Die annehmbarsten Persönlichkeiten waren dann solche ehe-

maligen Deutschnationalen oder Leute der Deutschen Volks-

partei, die sich unter dem Regime verhältnismässig sauber-

gehalten hatten und im besten Fall in irgendwelcher Verbin-

dung mit den Ereignissen des 20. Juli standen. Solchen Leu-

ten gegenüber war man von englischer Seite geneigt, fünf ge-

rade sein zu lassen. Die CDU hat sich denn auch für ein «un-

parteiisches» Beamtentum, ein Beamtentum der «Fachleu-

te», eingesetzt, und sie durfte sicher sein, dass solche «Fach-

leute» ihr nahestünden. 

So ist denn der Vorwurf der Reaktion nicht unberechtigt, 

der von der Linken gegen die CDU erhoben wird, und die 

Männer, die die Partei im Sommer 45 gegründet haben, sind 

einigermassen verlegen über den Zuwachs, der ihnen aus re-

aktionären Kreisen zuteil wird. «Sprechen wir doch einmal 

nicht von christlicher Doktrin, vom Abendlande und von der 

roten Flut des Materialismus», sagte ich einem dieser Über- 
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zeugten. «Sehen Sie sich Ihre Fahrtgenossen an: Wer, meinen 

Sie, ist der bessere Christ, wenn’s darauf ankommt, Hugen-

berg oder Schumacher? Und wem von beiden kann man mit 

grösserem Recht den Vorwurf des Materialismus machen? 

Die CDU wird überschwemmt von Elementen, die von Chri-

stentum und europäischer Idee weniger wissen wollen als die 

Sozialisten. Sie kann an ihnen zugrunde gehen.» – «Wir brau-

chen diese Leute», war die Antwort. «Wir können auf diesen 

Zuwachs an Macht nicht verzichten!» 

Die Spannung innerhalb der Partei ist gross. Beinahe stän-

dig finden Annäherungsversuche zwischen ihrem Gewerk-

schaftsflügel und den Sozialisten statt, und Beobachter, bei 

denen der Wunsch der Vater des Gedankens ist, sprechen seit 

einem Jahr von dem «unmittelbar bevorstehenden Auseinan-

derbrechen der CDU». Aber die Partei hält zusammen. Unter 

der geschickten Leitung ihres Führers in der britischen Zone, 

Konrad Adenauer, beschwichtigt sie die linken Elemente 

durch das Programm eines christlichen Sozialismus, gewinnt 

sie überzeugte Liberale durch ihren Föderalismus, den sie 

dem «gefährlichen preussischen Zentralismus der Marxi-

sten» entgegenstellt, wohl wissend, dass sie die Konservati-

ven in ihren Reihen durch solche Programmpunkte nicht aus 

der Ruhe bringt. Sie braucht weniger aggressiv nationali-

stisch zu sein als die Marxisten, da sich der Nationalismus bei 

ihr von selbst versteht. Sie nennt sich «die einzige neue Par-

tei» und hat damit formal ganz recht. Aber für den deutschen 

Wähler ist sie die gute alte Partei, die Partei, die am wenig-

sten Umstellung von ihm verlangt, die ihm in der Betonung 

des Christlichen und des Europäischen einen festen Anker 

gibt gegen die Mächte des Unbekannten, vor dem ihm graust. 
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Nach den Wahlen befindet sich die CDU in der britischen 

Zone in starker Stellung, im Lande Nordrhein-Westfalen do-

miniert sie. In fast allen Kreisen hat sie dort die Mehrheit, in 

vielen die absolute Mehrheit in den Kreisvertretungen. Die 

SPD muss zur Zusammenarbeit bereit sein. In der Frage der 

Sonderschichten hat die CDU sich auf die Seite der Bergar-

beiter gestellt, wie die Kommunisten, allerdings erst, als man 

sehen konnte, wie der Hase lief. Es war ein ausgezeichneter 

Schachzug gegen die SPD. Die wachsende Macht der CDU 

gibt den Kommunisten eine neue Rechtfertigung in ihrem 

Kampf gegen die Reaktion, die «Morgenluft wittert», und die 

SPD, «die ihr Spiel spielt». Im Osten, sagen sie, ist man mit 

solchen Erscheinungen fertig geworden. Im Osten gibt es Bo-

denreform, Nationalisierung, Rechtsreform und keine gehei-

men Weinabende «christlicher» Grossindustrieller in dem 

gleichen Düsseldorf, dessen Hotels schon einmal, im Jahre 

32, gewisse folgenschwere Zusammenkünfte solcher Herren 

über der Flasche Wein gesehen hätten. Im Osten gibt es keine 

«Fachleute» wie den deutschnationalen Leiter des Amtes für 

Landwirtschaft und Ernährung, der die Bodenreform verhin-

dert und den schwarzen Markt beschützt. In der Besatzungs-

zone einer kapitalistischen Macht dagegen ... (kapitalistisch 

auch unter einer Labour-Regierung) ... 

Man kann dem schwer widersprechen. «In der CDU», sagt 

Schumacher, «macht der linke Flügel die Doktrin, aber der 

rechte macht die Politik.» Wenn die CDU zusammenhält, so 

ist Schumachers Partei zwischen ihr und der KPD in einer 

schwierigen Lage. 

Von zwei Seiten her wird der Zusammenhalt der CDU be-

droht, obwohl die Bedrohung bisher nicht ernst ist: von der 

DRP, der konservativen Deutschen Rechtspartei, und vom 

Zentrum. 
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e) DRP 

Die DRP ist konservativ und monarchistisch. Sie geht auf die 

Jungkonservativen vom Schlage Rauschnings zurück, auf die 

Offiziere des Zwanzigsten Juli und auf die Deutschvölkische 

Freiheitspartei, die sie – so sagt wenigstens ihr Führer Herr 

von Ostau – von ihrem Antisemitismus gereinigt habe. 

Weshalb die Deutschvölkische Freiheitspartei sich in einen 

Gegensatz zu den Nazis begeben hat, der so stark war, dass 

die Nazis ihren Führer, Reinhold Wulle, vier Jahre lang ins 

KZ gesteckt haben, ist mir nie ganz klar geworden. Ein For-

scher, der sich mit den politischen Nuancen der zwanziger 

Jahre beschäftigt, wird zweifellos die Antwort geben können. 

Genug, die DRP lehnt Hitler mit der gleichen Entschiedenheit 

ab, wie die anderen Parteien dies tun, und kann dafür ihre hi-

storische Rechtfertigung erbringen und auf ihre Märtyrer hin-

weisen. Man kann vielleicht sagen, dass in ihren Augen Hitler 

einer ist, der eine gute Sache missverstanden und in ihr Ge-

genteil verkehrt hat. Er hat die deutsche Freiheit auf völki-

scher Grundlage in die «undeutsche» Diktatur des totalen 

Staates verwandelt. In solchen Wortspielen und Gegensätzen 

ist von Ostau Meister. Militarismus, sagt er: nein! Aber sol-

datischer Geist: ja. Totaler Staat: nein. Aber Preussentum im 

Sinne Möllers und Spenglers: ja. Herrenvolk: nein. Aber völ-

kisches Bewusstsein: ja. Marxismus: nein. Aber Schumacher: 

ja. Junkertum: nein. Aber Adel: ja. Nur zum Kommunismus 

sagt er ein donnerndes Nein; und zu der CDU. Die CDU ist 

ihm die unehrliche Verklitterung reaktionärer Politik (Reak-

tion: nein. Konservatismus: ja) mit sogenanntem christlichen 

Bekenntnis. 

Man darf der DRP getrost einräumen, dass sie ehrlich ist. 
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Sie hat den Mut, konservativ zu sein. Sie ist die einzige Grup-

pe, die nicht an dem wütenden Geheul gegen das Preussen-

tum teilnimmt, die darauf verzichtet, über die letzten zwölf 

Jahre hinaus die ganzen letzten 200 Jahre aus der deutschen 

Geschichte auszuschneiden (wie es die anderen tun) und in 

Bismarck und Friedrich Kriegsverbrecher zu sehen. Aber 

eben wegen ihrer Ehrlichkeit ist sie der CDU nicht – oder 

noch nicht – gefährlich. Die Herren, die in der CDU ein de-

mokratisch-christliches Unterkommen gefunden haben, den-

ken gar nicht daran, ihren Konservatismus zu bekennen. Es 

ist dazu noch nicht an der Zeit. Man lacht über die DRP, man 

zuckt die Achseln. Es bleibt abzuwarten, ob sie oder eine an-

dere Partei rechts von der CDU sich zu etwas entwickeln 

wird, worüber man nicht die Achseln zucken kann. 

f) Zentrum 

Der andere Widersacher der CDU ist das Zentrum. Die Ent-

wicklung, die die CDU nahm, musste das Zentrum wieder 

auf den Plan rufen. Einer seiner Führer, Dr. Stricker, jetzt Mi-

nister im Kabinett des Landes Nordrhein-Westfalen, setzte 

mir die Gedanken auseinander, die diese neue Partei vertritt. 

«Die heutige Parteienkonstellation», sagte Stricker, «wird 

praktischer Arbeit nicht standhalten. In der britischen Zone 

halten sich die Linken und die CDU etwa die Waage; man 

wird also Koalitionen haben, die nicht arbeitsfähig sind, wie 

das in Weimar der Fall war. Das Unerfreuliche ist, dass ein 

Schnitt durch das Volk geht: Auf der einen Seite stehen die 

Marxisten, auf der anderen die Besitzenden, die sich christ-

lich nennen. Das Wort christlich wird dadurch, wie schon 
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einmal, in eine Verbindung mit Reaktion, Besitz, ‚vested in-

terests’ gebracht, die unhaltbar ist. Christentum hat mit Besitz 

nichts zu schaffen, und die Konservativen sollten die Reli-

gion nicht politisch missbrauchen. Für den christlichen Ge-

danken ist kein Raum in der Politik. Es kann eine katholische 

Partei geben. Das ist etwas Greifbares. Eine christliche Partei 

entzieht sich der sauberen politischen Definition. Die Unhalt-

barkeit dieser Sache muss sich herausstellen, sobald die Par-

teien beginnen, Verantwortungen zu tragen. Dann wird guten 

Christen die Rolle nicht recht sein, den Deckmantel für wohl-

bekannte Interessen herzugeben. Kann denn die CDU über-

haupt bestimmte Interessen vertreten? Was werden die sozia-

listischen Elemente in der Partei dazu sagen, wenn sie mit-

helfen sollen, die Stellung der deutschen Grossindustrie wie-

der aufzurichten? Die CDU muss in ihre heterogenen Teile 

auseinanderfallen. Und nun sehen Sie sich auf der anderen 

Seite die SPD an: Sie ist zwar eine weit homogenere Gruppe 

als die CDU, aber glauben Sie, ihr linker Flügel wird auf die 

Dauer der Versuchung widerstehen können, mit den Kom-

munisten sich in einer Art sozialistischer Einheitspartei nach 

Berliner Muster zu vereinigen? Und wenn das geschieht, 

glauben Sie, die Art von SPD-Wählern, die nicht orthodox 

marxistisch sind, die Leute, die mehr hinter Schumacher ste-

hen als hinter der marxistischen Doktrin der Partei, würden 

in einer sozialistischen Einheitspartei bleiben können? Dieser 

rechte Flügel der SPD, zu dem Schumacher selbst gehört, 

sieht sich zu einem Kampf nach zwei Seiten verdammt, der 

ihm nicht natürlich ist. Man darf sagen, dass er den Leuten 

der Christlichen Gewerkschaft in der CDU nähersteht als den 

Kommunisten. So hat die heutige Gruppierung der deutschen 

Parteien etwas Unwirkliches: Da schlägt sich das Volk mit 
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einer ‚Reaktion’ herum, die nicht recht greifbar ist. Da ver-

sucht Schumacher zu beweisen, dass man als Sozialist durch-

aus christlich sei, und die Leute von der CDU sagen, man sei 

doch als Christ ohnehin ‚sozial’. Es ist Ihnen sicher nicht ent-

gangen, dass die Fronten heute schief verlaufen, dass der 

Bürgerkrieg, der sich in der Presse austobt, im Volk gar nicht 

als wirklich empfanden wird. Was not tut ist eine Partei der 

Mitte, die den linken Flügel der CDU und den rechten Flügel 

der SPD umfasst. Das neue Zentrum ist der Kristallisations-

punkt dieser Mittelpartei. Wenn verantwortliche Arbeit be-

ginnt, wird diese Mitte sich finden. Dann wird die linke SPD 

mit den Kommunisten zusammen die eine grosse marxisti-

sche Partei bilden, und der rechte Flügel der CDU wird als 

das erscheinen, was er wirklich ist. Wir werden eine Art La-

bour Party haben, eine Communist Party und eine Conserva-

tive Party, und mit einer solchen gesunden Anordnung wird 

politische Arbeit möglich sein.» «So ist also das neue Zen-

trum», fragte ich, «keine christliche Partei?» «Beileibe nicht. 

Es ist auch keine katholische Partei. Es ist, wie sein Name 

sagt, eine Partei der Mitte.» 

Schumacher ist für diese Gedanken empfänglich und füh-

renden Zentrumsleuten wie Spiecker durch Freundschaft ver-

bunden. Man traf sich bei gemeinsamen Bekannten und auch 

bei den Dominikanern in Walberberg, den politisch gebilde-

ten Patres, die, so sagt man, Schumacher schliesslich sogar 

zur Anerkennung des nicht eben marxistischen Jus naturale 

brachten. Man darf wohl sagen, dass die Orden, Dominikaner 

und Jesuiten besonders, nicht so unbedingt hinter der CDU 

stehen wie die Bischöfe und dass sie die geplante Vereini-

gung von linker CDU, rechter SPD und Zentrum als tragen-

der Mitte begrüssen würden. 
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«Ich hätte gewünscht, die CDU wäre seinerzeit nicht ge-

gründet worden», sagte mir ein Jesuitenpater in Büren. «Ich 

kann mir unter einer ‚christlichen Partei’ nichts vorstellen. 

Da sie aber einmal gegründet ist und da sie jenes unorgani-

sche Gemenge von christlichen Sozialisten und Schwerindu-

striellen wurde, so sehe ich eine Lösung nur in der Idee, die 

Ihnen Dr. Stricker vom Zentrum entwickelt hat. Die Frage für 

mich ist nur die, ob das Zentrum tragfahig genug sein wird, 

diesen notwendigen Zusammenschluss zu bewirken. Sie ha-

ben die Bauern hier in der Gegend gefragt, was sie im Herbst 

wählen werden. Die Gegend ist streng katholisch, und Sie ha-

ben sicherlich eine grosse Anzahl von Zentrumsstimmen er-

wartet. Ich nehme an, Sie sind enttäuscht worden (er hatte 

recht). Nun, die Leute hier wissen nicht recht, was sie von 

dem neuen Zentrum halten sollen, das nicht christlich sein 

will und nicht einmal katholisch. Das alte Zentrum, meinen 

sie, heisst eben heute CDU. Auf der anderen Seite misstrauen 

aber auch solche Liberale dem Zentrum, die zwischen der 

SPD und der CDU stehen und die sich eigentlich zu dem 

neuen Zentrum hingezogen fühlen sollten. Für sie ist der Na-

me der alten Firma ein Stein des Anstosses: Sollten diese 

Wölfe im toleranten Schafspelz, so ist ihr Gedankengang, im 

Grunde doch nichts anderes sein als eine klerikale Partei?» 

Der Pater hat die Gefahren richtig gesehen. Die Wahlen 

brachten dem Zentrum einen geringen Erfolg, und eine An-

zahl seiner Mitglieder verliess die Partei und ging zur CDU 

über. Es sieht so aus, als ob das Zentrum auseinanderbricht, 

nicht die CDU. Die CDU hat sich gegenüber der Bedrohung 

von rechts und von links als stabil erwiesen. Die «unwirkli-

che Front» in der deutschen Politik, von der Stricker sprach 

– ihre Unwirklichkeit drängt sich jedem auf, der sich nur  
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oberflächlich mit deutscher Parteipolitik beschäftigt –, der 

«unechte Bürgerkrieg», besteht weiter. 

g) Andere 

Dies ist, in grossen Zügen, die Stellung und Entwicklung der 

neuen deutschen Parteien, wie sie sich mir als unparteiischem 

Beobachter dargestellt haben. Die anderen Splitterparteien, 

die es neben den drei grossen, KPD, SPD, CDU, und den bei-

den kleinen, DRP und Zentrum, noch gibt, ändern nichts an 

diesem Bild. Die FDP, Freie Demokratische Partei, eine Neu-

auflage der alten Deutschen Demokratischen Partei, würde 

wohl in die vom Zentrum geplante Partei der Mitte hineinge-

hen, wenn auch mit einer kapitalistischen Reservatio menta-

lis. Die separatistische Rheinische Volkspartei ist im Sterben, 

wenn nicht Frankreich sie noch einmal mit Geld galvanisiert. 

Von der Radikalsozialistischen Partei, der Freiwirtschaftli-

chen Vereinigung und ähnlichen braucht kaum gesprochen 

zu werden. 
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9 

Verwaltung 

Beim Lesen des vorigen Kapitels wird der Leser sich gefragt 

haben, was denn eigentlich die Funktion von Parteien sei, die 

keine wirkliche Verantwortung übernehmen dürfen. Es 

wurde bereits gesagt, dass es vielleicht nicht im Sinne der 

Besatzungsmacht war, die Parteien zu einem Zeitpunkt wie-

der ins Leben zu rufen, in dem die Verwaltung noch nicht in 

ihre Hände gelegt werden konnte. Sie hatten während dieser 

langen Monate in der Tat nichts zu tun, als ein Schattenspiel 

von Demokratie aufzuführen, oder, um es weniger negativ 

auszudrücken, sie hatten das Volk an das Funktionieren einer 

Demokratie schrittweise zu gewöhnen. Es war eine Art Vor-

schule. Welche üblen Folgen diese Vorschule, oder dieses 

Schattenspiel, gezeitigt hat, haben wir gesehen. Immerhin 

war das Erscheinen einer Presse, die nicht von der Besat-

zungsmacht herausgegeben wurde, wie die ersten Mittei-

lungsblätter, sondern die deutsche Meinungen zum Ausdruck 

bringen durfte, ein entschiedener Fortschritt. Auch diese 

Presse ist nicht frei von Beaufsichtigung; man darf aber sa-

gen, dass die Aufsicht milde ist. Die deutsche Presse drückt 

sich frei und nicht selten scharf über die Politik der Besat-

zungsmacht und ihrer Verbündeten aus. Natürlich blieb die 

Presse nicht von dem Geiste eines Parteikampfes verschont, 

der umso heftiger geführt wurde, je weniger Realität den Par- 
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teigegensätzen innewohnte. Zur Zeit des Wahlkampfes war 

die Lektüre recht quälend, und wenn man bedenkt, dass in 

der britischen Zone die Zeitungen so ziemlich das einzig 

Neue waren, was man zu lesen bekam, so wird der Hunger 

nach Lesestoff, besonders in der Jugend, begreiflich. Wie in 

alter Zeit haben die Freien Demokraten die vornehmste und 

interessanteste Presse, so wie man auch unter ihnen einige 

der kultiviertesten Leute findet. Sie erfreuen sich darum all-

gemeiner Beliebtheit und Duldung, wenn auch niemand sie 

als Partei sonderlich ernst nimmt. An zweiter Stelle – und 

auch dies ist nach dem Vorhergehenden verständlich – steht 

die Presse des Zentrums. 

Die Einführung der Parteien in die Verantwortung ging 

ausserordentlich langsam vor sich, in der britischen Zone 

langsamer als in den anderen. Nach der Besetzung übte zu-

nächst die Militärregierung in den Kreisen, Regierungsbezir-

ken und Provinzen allein die Gewalt aus, wobei ihr ernannte 

Landräte und Oberbürgermeister in den ländlichen und städ-

tischen Kreisen zur Hand gingen, und in den Bezirken und 

Provinzen ernannte Regierungspräsidenten und Oberpräsi-

denten mit ihren Ressortchefs. Die erste Verwaltungsreform 

bestand, etwa um die Jahreswende, darin, in den Kreisen Bei-

räte einzuführen, die vorläufig immer noch von der Besat-

zungsmacht ernannt wurden, bei deren Ernennung man aber 

einigermassen das Kräfteverhältnis der Parteien in dem be-

treffenden Kreis berücksichtigte, soweit man sich ein Bild 

davon machen konnte. Gleichzeitig führte man, nach engli-

schem Muster, eine Teilung der Gewalten durch dergestalt, 

dass man einer jeden deutschen Kreisverwaltung zwei Spit-

zen gab, den Oberbürgermeister oder Landrat und den Ober-

kreisdirektor oder Oberstadtdirektor. Man ging dabei von  
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dem englischen Beispiel aus, dass der Mayor – in Deutsch-

land also der Oberbürgermeister oder Landrat als Vorsitzen-

der des Kreistages – politisches Haupt ist, während der Town 

Clerk – dem in Deutschland der neugeschaffene Posten des 

Direktors entsprach – ein unpolitischer Beamter ist, dessen 

Funktionen ausführender Natur sein sollen. 

Man versprach sich von dieser Neuerung den Erfolg, dass 

der Beamtengeist aus der deutschen Verwaltung verschwin-

den würde. Das Haupt des Kreises sollte nicht mehr einer 

sein, der Befehle empfangt und weitergibt, sondern eine po-

litische Persönlichkeit, dem eine Exekutive in Gestalt des Di-

rektors zur Seite stand. Diese Form der Verwaltung war in 

England in Jahrhunderten einer demokratischen Entwicklung 

gewachsen. Ob man sie auf ein Deutschland übertragen 

konnte, das eben aus der schärfsten Form staatlicher Disziplin 

herausgebrochen worden war, bleibt fraglich. Zunächst führt 

die Teilung der Gewalten zu Kompetenzstreitigkeiten und ei-

nem Gefühl der Machtbeschränkung auf beiden Seiten. Da es 

immer noch die Militärregierung war, die in allen wichtigen 

Dingen das Sagen hatte, so war es schwer verständlich, wa-

rum der Militärregierung für die wenigen Aufgaben, die 

«selbständig» zu leisten waren, zwei Handlanger zur Verfü-

gung stehen sollten anstelle von einem. Ferner wirkte sich die 

Teilung durchaus zum Nachteil der Linksparteien aus. Die 

Stelle des «unparteiischen» Direktors war den Leuten von der 

CDU gerade recht, und auch für die politischen Posten hatten 

sie mehr Kräfte zur Verfügung als die linken, die mit ihren 

Leuten haushalten mussten. Endlich erschwert auch diese 

Einrichtung, so wie jede Übertragung von politischen Formen 

einer Besatzungsmacht auf ihre deutsche Zone, die spätere 

Reichseinheit. 
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Der nächste Schritt in den Kreisen war der, die ernannten 

Beiräte und Bürgermeister (bzw. Landräte) durch gewählte 

zu ersetzen, und dies fand in den Herbstwahlen statt, von de-

nen schon die Rede war. Hier nun hatte das deutsche Volk 

sich mit einer weiteren Übertragung zu beschäftigen, da die 

Wahl nach englischem System durchgeführt wurde, genauer, 

nach einem modifizierten englischen System; denn während 

70 Prozent der Stimmen Personen gegeben wurden, nicht Li-

sten, wurden die verbleibenden 30 Prozent proportional aus-

gewertet. Das Wahlsystem war verwirrend, und die Resultate 

waren es noch mehr. Hätte man die Reserveliste von 30 Pro-

zent ganz fortgelassen und wirklich die Wahl nach engli-

schem Muster als reine Personenwahl stattfinden lassen, so 

wäre das Prinzip im deutschen Volke besser begriffen wor-

den. Da aber die Proportionalität sich doch am Ende wieder 

einschlich, so wurde nicht einmal die beabsichtigte Erzie-

hung zur Demokratie nach englischem Muster erreicht. Diese 

Demokratie ist ja insofern keine mathematisch strenge, als 

sie die kleinen Parteien benachteiligt, ja möglichst zum Ver-

schwinden bringt und unter den grossen Parteien dazu neigt, 

einer ein entschiedenes Übergewicht zu geben. Da ein sol-

ches Übergewicht mit einer geringen Stimmenmehrheit in je-

der «constituency», ja praktisch mit einer Stimme Mehrheit, 

erreicht wird, so kann es auch ebenso leicht wieder verloren 

werden, wie man an den «landslides» bei englischen Wahlen 

sehen kann. Das System ist nicht «gerecht», hat aber den 

Vorteil gegenüber dem Proportionalwahlrecht, dass es regie-

rungsfähige Mehrheiten ermöglicht, die von einer Opposition 

überwacht werden, die jederzeit in die Lage versetzt werden 

kann, selbst Mehrheit und mithin Regierung zu werden. Die 

30 Prozent Proportionalwahl machten dieses System unklar. 
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Es sollte also doch wieder eine Beziehung zwischen Stimmen 

und Sitzen geben; aber diese Beziehung war so ausser aller 

Proportion, dass die kleinen Parteien und die Linken, die 

stark im Nachteil waren, nicht müde wurden zu fragen, was 

denn bei einer «Demokratie» herauskommen sollte, bei der 

die Kommunisten 14mal so viele Stimmen brauchten wie die 

CDU, um einen Kandidaten durchzubringen. 

Als die Wahlen durchgeführt waren, wurden die Militär-

regierungen in den Kreisen durch einen «Kreisresidenten» er-

setzt, und die deutschen Behörden durften nun gewisse Ver-

antwortungen selbst übernehmen. 

Inzwischen war auch auf höherer Stufe, in den Provinzen, 

der Verwaltungsbehörde ein ernannter Rat von politischen 

Persönlichkeiten beigegeben worden. Die Einrichtung war 

jedoch nicht von langer Dauer, da man im Sommer 46 daran-

ging, die britische Zone neu zu organisieren, ähnlich wie man 

das auch in den anderen Zonen machte. Man vereinigte meh-

rere Provinzen zu einem Land, und in der britischen Zone 

fasste man zunächst die Provinz Westfalen und die nördli-

chen Regierungsbezirke der alten Rheinprovinz (Koblenz 

und Trier sind französisch) zu einem Lande «Nordrhein-

Westfalen» zusammen. Man nennt das allgemein den «Ruhr-

staat», und damit trifft man den Sinn dieser Staatenbildung. 

Man ernannte einen Ministerpräsidenten und ein Kabinett 

und vereinigte die Beiräte der beiden Provinzen zu einem 

Landtag von 200 Mitgliedern, der im Oktober feierlich in 

Düsseldorf eröffnet wurde. Man ist geneigt, in einer solchen 

Gründung eine Duodez-Republik zu sehen, aber man darf 

nicht vergessen, dass die zwölf Millionen Einwohner des 

Ruhrstaats das Zwanzigfache des Jishuv darstellen und dass 

seine Industrie einiges Gewicht hat. 
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Als die ernannte Verwaltung eben an die Arbeit gegangen 

war, zeigte das Wahlergebnis in den Kreisen, dass in der Zu-

sammensetzung des Ministeriums sowohl als auch des Land-

tages die politischen Verhältnisse im Ruhrstaat allzuwenig 

berücksichtigt worden waren, und die CDU als die stärkste 

Partei verlangte noch vor den Wahlen für den Landtag, die 

im Frühjahr 47 stattfinden sollen, eine Umbildung der gegen-

wärtigen Regierung. Weder die anderen Parteien noch die 

Besatzungsmacht konnten sich diesem Wunsche versagen, 

und nach langem Hin und Her nahmen im Dezember ein 

«vorläufig endgültiges» Kabinett und ein ebensolcher Land-

tag ihre Arbeit wieder auf. Diese Arbeit war nicht nur durch 

die Anwesenheit der britischen Militärregierung gehemmt, 

sondern auch dadurch, dass eine Reihe der wichtigsten Mini-

sterien wie Wirtschaft, Landwirtschaft-Ernährung, Verkehr 

nur eingeschränkte Befugnisse hatte. Sie unterstanden Be-

hörden, die für die ganze Zone eingesetzt waren, und jetzt, 

nach der Zusammenlegung der britischen und der amerikani-

schen Zone, Behörden, die für beide Zonen gemeinsam han-

deln. Endlich zeigten die Staatshäupter im Ruhrstaat und den 

anderen Ländern der Zone die Neigung, ihre Kompetenzen 

selbst zu beschränken und eine Reihe wichtiger Funktionen 

vorläufig der Militärregierung zu überlassen, da solche Funk-

tionen in naher Zukunft von Reichsbehörden ausgeübt wer-

den sollen. Die Verhandlungen zwischen den Ländern über 

diesen Gegenstand warfen ein Licht auf zentralistische und 

partikularistische Tendenzen der Parteien; besonders aber 

wurde die tragisch zerfahrene Situation im Reich dabei deut-

lich. 

Das nächste war, ein Wahlrecht auszuarbeiten, das sich 

den deutschen Wünschen und Gewohnheiten besser als das 
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bestehende anpasste. Dem Landtag war dabei von Seiten der 

Besatzungsbehörde «volle Freiheit» gelassen, die Freiheit 

nämlich, das bestehende Verhältnis von 70 Prozent Perso-

nenwahl und 30 Prozent Reserveliste auf ein Verhältnis von 

60 Prozent und 40 Prozent umzuändem. Der Ausschuss, der 

sich mit diesem Gesetz zu beschäftigen hatte, quälte sich 

rechtschaffen mit dieser seiner «Freiheit» und legte dem Ple-

num mit halbem Herzen einen Entwurf vor. Das Plenum hatte 

die Kühnheit, ihn nach zwei stürmischen Verhandlungstagen 

abzulehnen. 

Die Verhandlungen riefen die trübsten Erinnerungen an 

den Weimarer Reichstag hervor. Es wurde weniger über das 

Gesetz gesprochen, als dass die Parteien Gelegenheit nah-

men, einander «wieder einmal die Wahrheit zu sagen». Es 

macht kein Vergnügen, erwachsene Männer einander zurufen 

zu hören: «Nazis! Profitierer!»; oder einen alten Politiker wie 

Adenauer sagen zu hören: «Eine Regierungspartei der Besat-

zungsmacht? Wir?? Mir hat man kein Bankett in London ge-

geben.» 

Als alles zu Ende war, kam der Führer der Freien Demo-

kraten zu mir, ein Mann von grosser Vornehmheit und Kul-

tur, und sagte: «Ich glaube nicht, dass Sie einen günstigen 

Eindruck von der jungen deutschen Demokratie erhalten ha-

ben.» Ich konnte kaum widersprechen und murmelte etwas 

von mangelnder Erfahrung und der Geduld, die man mit jun-

gen Institutionen haben müsse. «Aber das ist ja das Betrü-

bende», sagte er. «Es sind doch alles alte Parlamentarier. Ein 

Adenauer, ein Henssler ...» – «Wir hoffen eben auf die jungen 

Parlamentarier», meinte ich. Und ich hätte hinzufügen kön-

nen, dass wir auf eine Zeit hoffen, in der ein Landtag sich an 

tatsächlichen Aufgaben wird bewähren dürfen. 
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10 

Gewerkschaften 

Das Problem der Verantwortung: Der Leser wird in dem, was 

wir in den letzten Abschnitten behandelt haben, diese Frage 

immer wieder auf sich zukommen sehen. Wie kann der gute 

Wille, die Einsicht, die Umkehr, denen man auf deutscher 

Seite begegnet, fruchtbar gemacht werden, wenn man ihnen 

die Hände fesseln muss? Vor dem Beobachter steigt die Be-

fürchtung auf, das deutsche Volk möchte noch einmal auf 

den Weg des Faust gewiesen werden: 

Musst ich nicht mit der Welt verkehren? 

Das Leere lernen, Leeres lehren? 

Und, um nicht ganz versäumt, allein zu leben 

Mich doch zuletzt dem Teufel übergeben? 

Nirgends zeigt sich diese Gefahr deutlicher als in der Ge-

schichte der Gewerkschaften. 

Die deutschen Gewerkschaften waren, wie man weiss, die 

ältesten und bestorganisierten in der Welt, und die positive 

Leistung der Weimarer Republik, auf die man Kritiker gern 

hinweist, war im Wesentlichen eine gewerkschaftliche Lei-

stung. Ihre Geschichte geht in die Zeit Bismarcks zurück. Sie 

zu erzählen würde hier zu weit führen. 
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Am Ende der Republik standen die Gewerkschaften reich, 

mächtig und gut organisiert da, die einzelnen Produktions-

zweige waren alle in einem Allgemeinen Deutschen Gewerk-

schaftsbund zusammengefasst, welcher auf allen Stufen der 

Organisation funktionierte, das heisst, der ADGB war nicht 

etwa eine «Dachorganisation», die die Spitzen der einzelnen 

Verbände auf höchster Stufe zusammenfasste, sondern er be-

stand auch in der Provinz und in der Ortsgruppe, so dass Fra-

gen von allgemeinem Interesse für die Gewerkschaften auf 

allen Ebenen erörtert und erledigt werden konnten. Eine mög-

liche Gefahr dieser straffen Gliederung nach preussischer Art 

war, dass ein Schlag, der gegen das Haupt geführt wurde, alle 

Glieder lähmen konnte, wie das in der Tat im Mai 33 geschah. 

Politisch waren die Gewerkschaften keineswegs einheit-

lich ausgerichtet. Da gab es neben den sogenannten «freien» 

Gewerkschaften, die in enger Beziehung zur SPD standen, die 

«christlichen», die besonders im rheinisch-westfälischen In-

dustriegebiet bedeutend waren, und die «Hirsch-Duncker-

schen», eine liberale Gruppe. Die «Freien» waren bei Weitem 

die mächtigsten; ihre Tätigkeit wurde aber, besonders gegen 

Ende der Republik, nicht unerheblich durch eine Gruppe links 

von ihnen gestört, die sich Revolutionäre Gewerkschaftsop-

position nannte und gelegentlich, wie bei dem Verkehrsstreik 

im Winter 32/33, mit den Nazis gemeinsame Sache machte. 

Politische Uneinigkeit, innere Unsicherheit und der 

Wunsch zu temporisieren trugen wohl mehr als die straffe Or-

ganisation zu der Katastrophe bei, die die Gewerkschaften im 

Mai 33 ereilte. Sie begingen den Fehler, sich bei der national-

sozialistischen Maifeier im ersten Jahr des tausendjährigen 

Reiches nicht auszuschliessen, und erhielten am nächsten Ta-

ge die Quittung für ihr liebenswürdiges Verhalten, indem ih- 
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re Bureaus geschlossen, ihr Vermögen sequestriert und die 

gesamte Organisation in die Deutsche Arbeitsfront (DAF) 

überführt wurde. 

Als die Gewerkschaften im Frühsommer 45 wieder ins Le-

ben zurückfanden, zogen sie die Lehre aus den Erfahrungen 

von vor 33 in der Weise, dass weltanschauliche Spaltungen 

zu vermeiden seien. Es sollte also keine freien, christlichen, 

liberalen, kommunistischen Verbände mehr geben, sondern 

alle Arbeiter sollten sich in einer gemeinsamen Interessenver-

tretung zusammenfinden. 

Alle Arbeitnehmer, genauer gesagt: Man wollte auch jene 

Spaltung in Arbeiter und Angestellte vermeiden, die die Be-

wegung vor 33 geschwächt und Erscheinungen gezeitigt hatte 

wie den «Deutschnationalen Handlungsgehilfenverband». 

Bei den Gewerkschaften aller Parteirichtungen bestand die 

Absicht, die Arbeitenden in Deutschland in eine Einheit zu-

sammenzubinden, die jenseits der Parteien stand, eine Ein-

heit, wie sie auch vor den Parteien bereits ins Leben gerufen 

worden war. Dieses arbeitende Deutschland sollte in die Lage 

versetzt werden, die notwendigen Umformungen in der Indu-

strie in seinem Sinne entscheidend zu beeinflussen, ja die 

Führer wollten wohl, dass diese Vereinigung schliesslich die 

Leitung der Industrie übernehmen solle. Sie meinten auch, 

das arbeitende Deutschland der Gewerkschaft sei ein vertrau-

enswürdiger Verhandlungspartner für die Alliierten, ein Part-

ner, der bessere Sicherheiten bot als die wiederaufgewärmte 

Demokratie von Weimar. 

Die britische Besatzungsmacht stand diesen Bemühungen 

wohlwollend gegenüber, besonders war sie durchaus damit 

einverstanden, dass die Unterschiede zwischen freier, christ-

licher etc. Gewerkschaft in der neuen Gründung verschwin-

den sollten. Zwei Dinge jedoch erschienen ihr unzulässig: 
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einmal, dass die Gewerkschaft den Einfluss auf Besitz und 

Planung der Produktion haben sollte, den sie wünschte; dann, 

dass sie in einer straffen Organisation zusammengefasst wür-

de. Die Gewerkschaftsführer hatten es eilig, den historischen 

Augenblick nicht zu verpassen, von dem sie wohl wussten, 

dass er nicht wiederkehren würde. Nach dem Zusammen-

bruch waren die deutschen Industriellen zu verschüchtert, um 

sogleich wieder als eine Macht aufzutreten. Das würde an-

ders werden, meinten die Gewerkschaftler, wenn die Nieder-

lage erst Monate und Jahre zurückliegen und man in diesen 

Kreisen sehen würde, dass die gefürchtete Änderung in den 

Verhältnissen der Produktion zumindest noch nicht spruch-

reif war. 

Die Besatzungsmacht wollte sich nicht entscheiden. Das 

Koalitionskabinett, das den Krieg geführt hatte, hatte offen-

bar keine durchgreifende Änderung in der Struktur der deut-

schen Industrie beabsichtigt. Es wollte wohl nur solche 

Schritte durchführen, die zur Sicherung der eigenen Interes-

sen unvermeidlich waren, wie die Enteignung der früheren 

Besitzer in der Kohlen- und Metallindustrie und die Weiter-

führung dieser Industrien in eigener Regie durch deutsche 

Vertrauensleute. Die Labour-Regierung schien auch hier 

dem Grundsatz der «continuity» zu folgen und nicht geneigt, 

über solche Massnahmen hinauszugehen. Man wollte in die-

ser wichtigen Frage freie Hand behalten. Und wenn man auch 

die deutsche Gewerkschaft möglicherweise als einen ange-

nehmeren Partner betrachtete als die Parteien oder industri-

elle Zusammenschlüsse, so wünschte man doch überhaupt 

keinen deutschen Partner von überragender Bedeutung vor 

sich zu sehen, da man selbst nach dem gewonnenen Kriege, 

gewonnen in Gemeinschaft mit Verbündeten, deren Politik 
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man erst beobachten und abwarten musste, der Arbiter in der 

eigenen Zone zu bleiben wünschte. 

Hierzu kam das demokratische Bedenken gegenüber einer 

schnell wachsenden grossen Organisation auf deutscher Sei-

te. Das Nächstliegende schien zu sein, den Arbeitern im 

kleinsten Kreise zu gestatten, sich gewerkschaftlich zusam-

menzuschliessen und ausserdem zur Wahrung ihrer täglichen 

Interessen in Betrieben mit über 20 Angestellten Betriebsräte 

zu bilden. 

Während also die Führer der Gewerkschaft, Männer wie 

der alte Böckler in Köln, die die deutsche Gewerkschaft aus 

ihren Anfängen in den neunziger Jahren zu dem bedeutenden 

Faktor entwickelt hatten, den die Welt vor 33 bewunderte, 

während die Böcklers, Böhms, Meiers sich um den «Charter» 

für die Gewerkschaften bemühten, reichten die Arbeiter einer 

Fabrik oder eines Ortes ihrem Kreiskommandanten Anträge 

zur Bildung örtlicher Gewerkschaften ein. Es geschah dabei, 

dass in einer Fabrik drei verschiedene Gewerkschaften ge-

nehmigt wurden, während es an anderen Orten in dem glei-

chen Kreis, in anderen Industrien und Berufen, gar keine Ver-

tretungen gab. Dabei war es den alten Gewerkschaftlern un-

möglich, auch nur einige Ordnung in das Verfahren der ge-

stellten und genehmigten Anträge zu bringen, und während 

an einem Ort etwa die Leder- und Bekleidungsindustrie einen 

gemeinsamen Verband organisierte, ging anderswo die Tuch-

industrie allein und die Schuhmacher hatten ihre eigene Ge-

werkschaft. 

In diesem unklaren Zustand befand sich die Angelegen-

heit, als eine Delegation von drei englischen Gewerkschaft-

lern, Lawther, Tanner und Bullock, im November 45 nach 

Deutschland kam, um mit den deutschen Genossen Fühlung 

zu nehmen. Die Delegierten, die sich in anderen Teilen der 
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Zone länger aufhielten, hatten nur eine Begegnung mit den 

deutschen Gewerkschaftlern im Ruhrgebiet. Sie trafen sie in 

Düsseldorf, sprachen freundliche Worte und gaben ihnen 

etwa eine Stunde Zeit, um Fragen zu stellen, die sie in einer 

etwas onkelhaften Weise beantworteten. Zu einer freien Aus-

sprache kam es nicht. Man sagt, als die Engländer fort waren, 

sei der alte Böckler in Tränen ausgebrochen, und Böckler ist 

kein Hysteriker. Er hat ein Leben der Gewerkschaftsarbeit 

hinter sich, hat zwölf Jahre lang geharrt und gehofft und hat 

sich endlich, von seiner Hoffnung geschwellt, wie ein Junger 

in die neue Arbeit gestürzt. Was er nun erwarten durfte, 

machte ihm der Brief klar, den die Delegierten ihm zurück-

liessen. Der Brief enthielt in freundschaftlicher Form eine 

Warnung vor den Gefahren der «Überzentralisation», zu der 

Böcklers Plan einer «Einheitsgewerkschaft» führen würde. 

Diesen Plan, hiess es, könnten die englischen Genossen nicht 

gutheissen. Böckler wurde angewiesen, die Gewerkschaft 

statt dessen in 14 autonomen Industrieverbänden aufzubauen, 

die man später auf einer Stufe, die noch nicht bestimmt war, 

in einer Dachorganisation zusammenfassen könnte. 

Industrieverbände hatten einen Vorteil vor Berufsgewerk-

schaften. Unter einem Industrieverband versteht man eine 

Gewerkschaft, zu der jeder gehört, der in einer bestimmten 

Industrie arbeitet. «Jeder, der durchs Zechentor geht», wie 

die Deutschen das ausdrücken, gehört dem Industrieverband 

Bergbau an, gleichviel ob er ein Steiger ist, ein Stollen-Zim-

mermann oder ein Angestellter der Verwaltung. Durch den 

Industrieverband wurde es auch erreicht, dass nicht Ange-

stellte ihre eigene Gewerkschaft hatten, deren Interessen von 

denen der Arbeiter verschieden waren. Es war eine gute Zu- 
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sammenfassung, und Böckler und die Seinen machten sich 

nicht ohne Hoffnung daran, die Industrieverbände im Gebiet 

der nördlichen Rheinprovinz zu organisieren. Am 1. Dezem-

ber reichten sie die Anträge zur Genehmigung der autonomen 

Industrieverbände ein. Am 1. Februar wurden die Genehmi-

gungen erteilt. Wenn allerdings Böckler glaubte, er könne 

nun im Gebiet der Provinz 14 Verbände einrichten, so hatte 

er sich geirrt. Die Genehmigung wurde für 29 Verbände auf 

diesem engen Raum gegeben. Man hatte anstelle eines Indu-

strieverbandes «Metall» fünf unabhängige Verbände geneh-

migt, einen für Aachen und Umgebung, einen für Düsseldorf 

und Umgebung, einen für Oberhausen und so weiter. Ebenso 

gab es sechs Verbände für Bauwesen, drei für Bergbau, zwei 

für Textil etc. Wo es notwendig gewesen war, einem der Ver-

bände für Bauwesen und einem für Metall die gleichen Gren-

zen zu geben, etwa in den Kreisen Essen, Oberhausen, Mül-

heim und Dinslaken, wurde dafür gesorgt, dass die Verwal-

tungen in zwei verschiedenen Städten lagen, möglichst weit 

voneinander entfernt: Es sollte vermieden werden, dass die 

Führer der verschiedenen Verbände zusammenkämen und 

doch etwas wie eine Einheitsgewerkschaft aufbauen könnten. 

Böckler war entmutigt. «Dies», sagte er, «ist das Ergebnis 

von acht Monaten angestrengter Bemühungen, Verhandlun-

gen, Eingaben. Wenn wir wieder auf den Zustand der Bis-

marckzeit zurückgehen sollen, wie können wir da hoffen, je-

mals eine arbeitsfähige Gewerkschaft auf die Beine zu brin-

gen? Die Einrichtung in dieser Form ist vollkommen zweck-

los. Wir müssen Gewerkschaftsschulen einrichten, um dem 

deutschen Arbeiter die Bildung zu vermitteln, die ihm wäh-

rend der Jahre der ‚Arbeitsfront’ nicht zugänglich war. Wir 

müssen andere Einrichtungen schaffen, die nur von der Ge- 
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samtheit der Gewerkschaften getragen werden können. Ich 

meine oft, das Beste wäre, sich mit der ganzen Sache nicht 

weiter zu beschäftigen.» 

Während dies in der Rheinprovinz geschah, befand man 

sich in Westfalen noch in jenem Zustand der örtlichen An-

träge und Genehmigungen, von dem ich eingangs gesprochen 

habe. In den ersten Monaten des Jahres 46 wurden schliess-

lich auch dort die Gewerkschaftler zu Zusammenkünften mit 

dem Leiter der englischen Behörden eingeladen, der die un-

demokratische Schnelligkeit bedauern mochte, mit der die 

Führer im Rheinland trotz aller auferlegten Beschränkungen 

ihre Verbände aufgebaut hatten. Man bestand auf englischer 

Seite darauf, dass die Mehrheit der Arbeiter selbst in jedem 

Falle entscheiden solle, welche Form der Gewerkschaft sie 

wünsche: Industrieverbände, Einheitsgewerkschaft, Berufs-

verbände etc. Dies entspricht dem Prinzip einer sich Schritt 

für Schritt von unten herauf entwickelnden Demokratie. Nur 

war es nicht leicht, dem deutschen Arbeiter dies Geschenk 

der Demokratie zu machen, da er doch, in seiner grossen 

Masse, nicht einmal wissen konnte, worin die feinen Unter-

schiede der Organisationen bestanden, die man ihm da vor-

führte; noch weniger konnte er deren Vorteile und Nachteile 

gegeneinander abwägen. Wenn es darauf angelegt war, dem 

deutschen Arbeiter schnell zu einer Vertretung zu verhelfen, 

die ihm bei der Erfüllung seiner praktisch-politischen Aufga-

ben helfen konnte, so hätte man vielleicht jenen Prozess einer 

demokratischen Entscheidung auf unterster Stufe abkürzen 

oder gar überspringen dürfen, da es im Grunde darauf hinaus-

lief, Farbenblinde zwischen Rot und Grün wählen zu lassen. 

Aber war das die Absicht? Endlich gelangte man auch in 

Westfalen zu einer Organisation auf der Grundlage von Indu- 
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strieverbänden. Aber da man mit den örtlichen Anträgen 

noch länger als im Rheinland fortgefahren war, so war nun 

der erste Schritt, alle bisherigen Anträge, die laufenden wie 

die genehmigten, zu annullieren. «Da haben wir einen 

schwierigen Brief zu schreiben», sagte der Leiter des Bureaus 

in Münster. «Die Genossen haben doch schon Beiträge ge-

zahlt und sich Statuten gegeben. Es wird die Begeisterung et-

was dämpfen, wenn wir ihnen jetzt mitteilen müssen, dass 

das alles ungültig ist und dass sie auf weitere Entscheidungen 

warten sollen. Zudem», fuhr er fort, «gibt es nun bei uns Un-

klarheiten, die die Genossen im Rheinland vermieden haben. 

Die Angestellten wollen ihre eigene Gewerkschaft haben, die 

durch alle Industrieverbände hindurchgeht und sie recht ei-

gentlich ihres Wertes beraubt. Ferner wollen die Eisenbahner 

eine Gewerkschaft haben, die nichts mit der Provinz zu tun 

hat, sondern das Gebiet der Eisenbahndirektion Münster um-

fasst. Es wird nicht leicht sein, die Leute unter einen Hut zu 

bringen, und jedes weitere Warten lässt die Gegensätze stär-

ker hervortreten.» 

Die Befürchtung erwies sich als richtig. Als die Gewerk-

schaftler der Zone sich im März in Hannover trafen, stellte es 

sich heraus, dass man im Rheinland Industrieverbände orga-

nisiert hatte, dass man in Westfalen noch nicht einig war, dass 

in Hamburg die Berufsgewerkschaft, besonders die Ange-

stelltengewerkschaft, neben den Industrieverbänden bestand, 

und dass Hannover bereits bei der Einheitsgewerkschaft an-

gekommen war. Die Versammlung trennte sich nach drei Ta-

gen, ohne zu einer Einigung gelangt zu sein. 

Diese Einigung wurde im Wesentlichen im Sommer und 

Herbst 1946 erreicht. Zugleich wurde den Gewerkschaften 

ein Plan mitgeteilt, nach dem sie sich in drei Phasen zu ent- 
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wickeln hatten, bis sie ihre endgültige Form erreicht haben 

würden. Fast alle Verbände hatten zur Zeit meiner Abreise 

die «Phase zwei» erreicht und bereiteten sich auf die endgül-

tige Phase vor. In der Rheinprovinz hatte man eine weitge-

hende Zusammenlegung der 29 Verbände genehmigt, aber da 

inzwischen Rheinland und Westfalen zu einem Lande verei-

nigt worden waren, so wünschten die Gewerkschaftler nun 

auch die Verbände über das ganze Land auszudehnen. Die 

Besatzungsmacht bequemte sich, spät, dem doppelten Druck 

von Seiten der deutschen Arbeiterschaft und von Seiten des 

östlichen Verbündeten nachzugeben. Im Osten nämlich wa-

ren die Gewerkschaften in einer wahren Treibhausluft em-

porgeschossen und seit dem Mai 46 das kräftige Instrument 

der Sozialistischen Einheitspartei. Die Massnahmen der Be-

satzungsmacht im Westen halten sich stets an den schmalen 

Grat zwischen zwei Gefahren: dass man dem unterworfenen 

Volk zu schnell Freiheiten einräumt, ist die eine. Die andere 

ist, dass man den Kommunisten unwillkommenen Anlass zu 

Vergleichen mit dem fortschrittlichen Osten gibt. Wie aus-

senpolitische Erwägungen überhaupt auch in der Stellung zu 

den Gewerkschaften eine Rolle spielen, dafür ist, denke ich, 

schon der Besuch der englischen Gewerkschaftler im Winter 

45 ein Beispiel. Das Aufkommen einer starken Gewerk-

schaft, die sich über die ganze britische Zone hinweg einheit-

lich entwickelt hätte, wäre zweifellos von Frankreich nicht 

gern gesehen worden, und solange die Frage der Ruhr nicht 

geklärt war, war es besser, die Entwicklung zu bremsen. Es 

sollte mich nicht wundern, wenn Lawther, Tanner und 

Bullock vor ihrer Deutschlandreise in diesem Sinne instruiert 

worden wären. 

Im Herbst 1946 war man kräftig dabei zu organisieren und 
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durfte das in verhältnismässig grosser Freiheit tun. Böckler 

war versöhnt und guter Laune. «Das künstliche Vorwärtstrei-

ben im Osten», sagte er, «ist einer gesunden Gewerkschaft 

ebenso unzuträglich wie das anfängliche Zurückstauen im 

Westen. Im Grossen und Ganzen möchte ich doch der west-

lichen Methode den Vorzug geben – wenn es nur nicht zu 

langsam geht.» Aber bei aller Betriebsamkeit und bei der 

Fülle von schönen Reden, die gehalten wurden, konnte es 

doch niemandem verborgen bleiben, dass sich hierin die Tä-

tigkeit der Gewerkschaften erschöpfte. Solange Löhne und 

Preise von der Besatzungsmacht kontrolliert blieben, konnte 

von Lohnverhandlungen keine Rede sein. Das Recht zum 

Streik kam nicht in Frage; und von dem Einfluss auf den Pro-

duktionsplan, der das Ziel der Gewerkschaften im Grossen 

sowie der Betriebsräte in den einzelnen Fabriken war, konnte 

ganz gewiss nicht die Rede sein. «Die Betriebsräte», hiess es 

in den «Limitations», die die schon erwähnte NGCC im Früh-

jahr 46 in den Zechen verteilte, «sind die gewählten Vertreter 

der Belegschaft. Als solche dürfen sie die Wünsche der Be-

legschaft äussern. Sie haben das Recht, die Schachtanlagen 

einmal im Monat (!) zu inspizieren. Sie haben nicht das 

Recht, bei Entlassungen und Einstellungen mitzureden. Sie 

haben auf den Produktionsplan keinen Einfluss.» Diese «Li-

mitations», die viel böses Blut gegen «die englischen Fabrik-

direktoren» machten, wurden später zurückgezogen. Aber als 

im Sommer die Control Commission dem Wunsch der Ge-

werkschaftsvertreter in dem deutschen «Zonenbeirat» ent-

sprach und die Genehmigung gab, dass besondere deutsche 

Ausschüsse zur Denazifizierung in den Bergwerken einge-

setzt würden, verstand es die NGCC, diese Angelegenheit zu 

ignorieren. Die Ausschüsse wurden in keinem Schacht ge- 
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nehmigt. Die englischen Manager in der NGCC schützten 

ihre deutschen Kollegen. 

Unter diesen Umständen konnte es nicht ausbleiben, dass 

die Kommunisten in den Betriebsräten und den Gewerkschaf-

ten der Schwerindustrie Boden gewannen. Die Kommunisten 

– wir haben es schon gesehen – vertreten stets die stärksten 

Forderungen. Setzt man die Forderung durch, so nehmen sie 

den Kredit dafür in Anspruch, auch wenn nicht eben die kom-

munistischen Mitglieder des Betriebsrates für den Erfolg ver-

antwortlich waren. Bleibt der Antrag erfolglos, so war es «die 

mangelnde Energie der alten Trottel von Weimar», der man 

die Schuld gibt. Je mehr die kommunistischen Einflüsse sicht-

bar werden, umso unruhiger werden auf der anderen Seite die 

Leute von der christlichen Gewerkschaft. Alle betonen zwar 

nach wie vor die Unparteilichkeit der Gewerkschaft, aber die 

Leute von der CDU weisen doch darauf hin, dass sie «ihre 

Vorkehrungen treffen müssen, wenn die Gewerkschaft zu ei-

nem Instrument des Marxismus missbraucht wird». Mangels 

praktischer Arbeit droht die Gewerkschaft zum Tummelplatz 

der Parteipolitik zu werden. 

Die ist nur ein Symptom für die Gefahren, die der Gewerk-

schaft drohen. Gelegentlich des Streites um die Sonderschich-

ten haben wir gesehen, wie die Gewerkschaft beiseite stand, 

während die Arbeiter ihre Meinung in einer direkten Abstim-

mung ausdrückten. Unter dem Druck der wachsenden Not 

werden die Arbeiter sich immer öfter dazu getrieben sehen, 

ihren Bedürfnissen unmittelbar Ausdruck zu geben, und es ist 

mehr als fraglich, ob es bei Urabstimmungen sein Bewenden 

haben wird. Spontane Streikbewegungen traten schon wäh-

rend der Hungerwochen in der Ruhr und in Köln im Novem-

ber auf. 
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Die Gewerkschaften haben es auf dem langsamen und ge-

wundenen Wege, den wir beschrieben haben, schliesslich zu 

einer ansehnlichen Organisation gebracht. Aber sie haben 

keine Befugnisse. Die Politik der Besatzungsmacht, die alles 

in der Schwebe lässt, sieht sich ausserstande, ihnen ernste Be-

fugnisse zu geben. Täte man das, so müsste man ihnen ja 

auch in gewissen wichtigen Fragen entgegenkommen, das 

heisst, man würde sich der unbedingten Herrschaft entäus-

sern, die man ausübt und bei dem gespannten Verhältnis zu 

den eigenen Verbündeten glaubt ausüben zu müssen. Vor ei-

ner starken, organisierten Arbeiterbewegung hat man Furcht, 

und doch ist man interessiert daran, dass die Arbeiterschaft 

eine anerkannte Vertretung besitzt. Ausdruck dieser Politik 

war es, das Wachsen der Gewerkschaft möglichst hintanzu-

halten und schliesslich der fertigen Organisation keine Be-

fugnisse zu geben. Wie sagten die «Limitations»: Die ge-

wählten Vertreter der Arbeiter haben das Recht, deren Wün-

sche zu äussern. Wird man es verhindern können, dass die 

Arbeiterschaft das Vertrauen auch in dieses demokratische 

Schattenspiel verliert und ihre eigenen, gewaltsamen Wege 

geht? Wird man es verhindern können, dass das Beispiel des 

Ostens – und die KPD – an Anziehungskraft gewinnt? Was 

werden, bei der engen Verbindung aller Fragen innerhalb der 

Zone mit der Aussenpolitik, die Folgen einer solchen Ent-

wicklung sein? 
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11 

Schlussbemerkung 

An dieser Stelle möchte ich den Bericht über die Dinge, die 

ich in Deutschland erfahren habe, schliessen. Ich sollte sagen: 

«abbrechen». Ich bin mir bewusst, wieviel, auch von meinen 

eigenen Erfahrungen, darin nicht zur Sprache kommen konn-

te. Wenn es aber gelungen ist, den Leser an das grosse Fra-

gezeichen heranzuführen, das heute vor jedem steht, der dort 

eine Arbeit zu leisten versucht – sei er ein Mann der Besat-

zung oder ein Deutscher –, so ist alles erreicht, was man von 

einem solchen Bericht erwarten durfte. Dass diese Frage uns 

angeht, insofern wir nämlich in der Welt leben und von dem 

Schicksal Europas mehr als nur mittelbar betroffen werden, 

das werden auch solche zugeben, die aus naheliegenden 

Gründen nicht geneigt sind, sich mit dem Geschick des deut-

schen Volkes zu beschäftigen. Für denjenigen, der versucht 

hat, dort das Seine zu tun, hat die deutsche Frage ihre eigene 

Bedeutung, unabhängig davon, was sie etwa für unser 

Schicksal hier bedeuten mag: Wie der Weg eines grossen 

Volkes aus Irrtum, Schuld und Elend durch die eigene Ver-

gangenheit und durch fremden Eingriff gefährdet wird, ist ein 

tragisches Ereignis; und wie jede Tragödie geht das einen je-

den an und ruft zur Anteilnahme auf. Man kann nicht umhin, 

die Stimmen im eigenen Innern und die Stimmen im eigenen 

Volk zu prüfen, die den dort gehörten Lauten antworten, und 
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die Folgerungen, die man da zieht, so erschreckend sie oft 

sind, mögen heilsam sein. Sechs Tage in der Woche ist man 

von dem dort Gesehenen bedrückt. Der Trost des siebenten 

Tages ist die Berührung mit menschlichen Kräften, denen 

man seine Bewunderung nicht versagen kann, ist vielleicht 

die Einwirkung auf solche Kräfte in dem Kreis, in den man 

gestellt ist, und die Hoffnung, die solche Gegenwart erzeugt. 



Appendix: 

Jüdische Gemeinden 

Dem, der von Deutschland kommt, werden hier immer wieder 

zwei Fragen gestellt: Wie verhalten sich die Deutschen zu den 

Juden? Kann ein Jude abends ungefährdet ausgehen? Nicht 

wahr, die Deutschen sind noch alle Nazis? Und: Juden? Ja, 

gibt es denn wieder Juden in den deutschen Städten? Warum 

eigentlich? Was haben sie da zu suchen? 

Die erste Frage – das ist aus dem Vorhergehenden wohl 

klar – kann in dieser Form nicht gestellt werden. «Die Deut-

schen» sind nicht mehr alle Nazis, und die es sind, werden 

sich wohl hüten, einen Juden auf der Strasse zu belästigen. 

Die Stellung der Deutschen zu den Juden, die wieder unter 

ihnen zu leben genötigt sind, ist keineswegs einheitlich; und 

dann hat sie sich, wie die Haltung des deutschen Volkes in 

vielen anderen Dingen, in der Zeit verändert, in der ich dort 

war. 

Man darf sagen, dass nichts auf die Masse des deutschen 

Volkes einen so beschämenden Eindruck gemacht hat wie die 

Enthüllungen über die «Endlösung» Himmlers. Das mag 

merkwürdig erscheinen, da die Endlösung ja nur den letzten 

Schritt in einer Verfolgung darstellt, die 1933 begonnen hat. 

Es ist aber ein Unterschied, ob man Gesetze liest oder hört, 

dass die Juden aus der eigenen Stadt nun wohl alle weggegan-

gen sind, ob man den Kopf beim Anblick eines gelben Sterns 
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schüttelt und ein wenig seufzt oder ob man jene Zahlen liest 

und jene Photos sieht, die dem Volk im Frühjahr 45 gezeigt 

wurden. Das einzige Beispiel öffentlicher Gewalttat, das 

wirklich jeder sehen musste, der berühmte 9. November, hat 

allgemeinen Widerwillen erregt; aber danach war der Vor-

hang über der Tragödie so lange geschlossen – einige blitzar-

tige Durchblicke ausgenommen –, dass man über die «End-

rechnung», die dem deutschen Volke vorgelegt wurde, recht 

fassungslos war. 

Dass sich diese Beschämung öffentlich, in Reden und in 

der Presse, immer wieder in der stärksten Verurteilung eben 

dieses Verbrechens äussert, durfte man erwarten, und nicht 

alle diese Äusserungen können als uninteressiert gewertet 

werden. Von der gleichen Art sind viele jener Beteuerungen, 

die man jeden Tag erhält, dass der Betreffende, mit dem man 

spricht, ja immer dagegen gewesen sei. Indes darf man die 

Geste der Einwohner vieler Städte, die ihre jüdischen Mitbür-

ger mit Blumen vom Bahnhof abholten, wohl als Zeichen ei-

nes reumütigen Empfangs gelten lassen. Oder auch das, was 

mir ein 18jähriges Mädchen erzählte, die bei uns als Mess-

Waitress angestellt war. Als wir das Quartier verliessen, kam 

sie zu mir und sagte, sie sei besonders traurig, mich Wegge-

hen zu sehen; denn sie hätte sich bei dem Dienst immer ge-

sagt, damit könne sie doch ein wenig tun, um wiedergutzu-

machen, was ihr Volk an meinem gesündigt habe. 

Auch richtete man Sonderausschüsse in jedem Kreis ein, 

welche Juden und andere Verfolgte (der Ausdruck hiess «po-

litisch und rassisch Verfolgte») zu unterstützen hatten. Juden 

erhielten bessere Rationen, was jeder schon insofern ein-

leuchtend fand, als sie ja hungern mussten, als die anderen zu 

essen hatten; und es wurde im Sommer 45 eine Strassen- 
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sammlung für die Opfer der Konzentrationslager veranstaltet 

(geschmackloserweise mit den alten Nazi-Sammelbüchsen). 

In den meisten Gemeinden liess es sich der Bürgermeister an-

gelegen sein, dafür zu sorgen, dass seine Juden einigermassen 

untergebracht waren, Arbeit fanden, Darlehen erhielten, 

wenngleich man dies nicht von allen Stadthäuptern sagen 

kann. Immerhin: Im Sommer 45 gehörte es zum guten Ton 

zu meinen, dass für die Juden etwas zu geschehen habe. 

Aber das Interesse an diesen wenigen nahm bald ab. Sie 

waren wieder da, und das war gut so. Und da sie Juden waren, 

so würde es ihnen wahrscheinlich gut gehen (Juden verstehen 

es ja, sich einzurichten). Während also die grosse Redeflut 

über die Unbill, die man den Juden angetan hatte, weiter-

schäumte, während auch der einzelne Deutsche nicht müde 

wurde zu beteuern, wie er über diese Dinge fühlte, brachte 

die Frage ihn stets in Verlegenheit, was er und seine Freunde, 

was seine Stadt denn eigentlich getan habe, um das Los der 

wenigen, die sich wieder in ihrer Mitte aufhielten, angenehm 

zu gestalten. «Ja, geht es ihnen denn nicht gut?» wurde dann 

gefragt. «Wissen Sie es?» gab ich zurück. «Haben Sie sich je 

darum bekümmert?» Nur einer meiner «Schüler», ein prote-

stantischer Geistlicher, nahm sich daraufhin die Mühe sich 

umzusehen und erstattete beim nächsten Mal Bericht, er habe 

alles in Ordnung gefünden. – Vielleicht ist auch eine solche 

Frage nicht einmal ganz fair, da man nicht vergessen darf, 

dass der Einzelne sich stets und überall befugt fühlt, über ei-

nen öffentlichen Skandal sich auszulassen, sehr selten aber 

glaubt, es sei seine Sache, in seiner Umgebung nach dem 

Rechten zu sehen. Die furchtbarste Erfahrung ist nicht genug, 

den Leuten das Vertrauen zu nehmen, dass in der eigenen 

Stadt doch nun sicherlich alles in Ordnung sei. 
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Eine typische Unterhaltung mit einer Deutschen aus dem 

Herbst 45 möchte ich hier mitteilen. Sie hatte aus der Zeitung 

und sogar von gewissen Vorkommnissen in den Armeen der 

Besatzungsmächte den Eindruck gewonnen, dass Antisemi-

tismus zwar den Deutschen von ihren Nachbarn vorgeworfen 

wurde, dass aber bei diesen Nachbarn selbst nicht alles zum 

Besten stünde. «Du solltest wieder nach Deutschland kom-

men», sagte sie. «Ihr solltet alle wiederkommen. Du wirst se-

hen: Für die nächsten Jahrzehnte wird Deutschland das Land 

sein, in dem Juden am besten leben können. Wir haben die 

Sache hinter uns, die anderwärts noch nicht überwunden ist. 

Es wäre auch für uns gut, wenn ihr wiederkämt. Ihr werdet 

das Geschäft schon wieder in Gang bringen. Und dann habt 

ihr doch jetzt jedes Recht und jede Möglichkeit, hier eine 

grosse und auf jeden Fall privilegierte Rolle zu spielen.» – 

«Gesetzt den Fall», gab ich zurück, «Juden muten es sich zu, 

nach allem, was geschehen ist, wieder herzukommen und un-

ter einem Volk zu leben, das ihnen so begegnet ist wie das 

deutsche: Bist du sicher, die Aufnahme würde so günstig 

sein? Diese Juden haben, wie du sagst, Rechte, zumindest 

das, ihren vorigen Besitz wiederzuerhalten. Dieser Besitz ist 

inzwischen von Hand zu Hand gegangen. Es ist in den selten-

sten Fällen der Nazi heute noch der Nutzniesser. Ein Volk 

bereut ganz gern; aber Leute lassen sich ungern aus Häusern 

hinauswerfen, die sie sich gewöhnt haben als ihre Häuser an-

zusehen.» Der Einwand verfing, und sie zuckte die Achseln: 

Vielleicht wäre es doch besser so, dass nicht allzu viele kä-

men. 

Es würde wohl besser um den Geist des Volkes in dieser 

Sache stehen, hätte nicht die Besatzungsmacht, ja hätten nicht 

alle Besatzungsmächte Aktionen zur Hilfe oder zur Wieder-

gutmachung, zu denen man bereit gewesen wäre, durchaus 
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verhindert. Ich bat im März 46 den Property Controller einer 

Provinz um Auskunft über diese Angelegenheit. «Das jüdi-

sche Eigentum», sagte er, «das vom nationalsozialistischen 

Staat eingezogen worden ist, gehörte diesem Staat und mithin 

jetzt seinen Rechtsnachfolgern, den Alliierten. Es kann laut 

Order 57 der Militärregierung nicht veräussert und nicht zu-

rückerstattet werden. Verhandlungen über die Wiedergutma-

chung, die neben Denazifizierung und Reeducation als wich-

tigster Programmpunkt auf der Agenda der Mächte steht, 

werden auf einem ‘quadripartite level’ im Juni begonnen 

werden. Sie werden ausserordentlich kompliziert sein, da alle 

Ansprüche aller Geschädigten, die über die Welt verstreut 

sind, dabei zur Sprache kommen müssen.» – «Die Geschä-

digten, die sich heute nicht in Deutschland befinden», sagte 

ich, «brauchen es nicht so eilig zu haben. Sie sind zweifellos 

nicht auf ihre ehemaligen deutschen Besitzungen angewie-

sen. Die paar tausend Leute hier aber sind auf ihren Besitz 

angewiesen. Ich kenne eine Dame in Iserlohn, die vor ihrer 

Verschickung nach Theresienstadt ein Mietshaus besessen 

hat. Sie hat zwar heut eine Wohnung in diesem Hause inne; 

aber die Mieten aus den anderen Wohnungen gehen immer 

noch ins Finanzamt, da das Haus weiter dem Staat gehört.» – 

«Der Fall ist traurig», war die Antwort, «aber alle diese Leute 

bekommen doch Unterstützung.» – «Ja: 60 Mark im Monat.» 

– «Nun? Damit können sie doch ihre Rationen kaufen.» 

Die negative Haltung der Besatzungsmacht wirkt durch-

aus ungünstig auf die Leute in Deutschland. Nachbarn sind in 

den meisten Fällen, die ich kenne, sehr nett zu den Juden, die 

wieder in ihrer Nähe wohnen. Ämter sind hilfsbereit, aber der 

Mann auf der Strasse, der wohl eine volle Wiedereinsetzung 

dieser zutiefst Gekränkten in ihre Rechte erwartet haben 

141 



mochte, ist verwirrt. «Die anderen lieben sie auch nicht», sagt 

er sich, «und vielleicht nicht ganz ohne Grund»; und obwohl 

er nach wie vor die Untaten, die geschehen sind, abscheulich 

findet, meint er doch, es müsse wohl kein Zufall sein, dass 

keiner sich besonders beeilt, diesen Leuten das Ihre zu geben. 

Die Nachrichten aus Palästina hatten in diesem Sinne eine 

sehr schlechte Wirkung. Und um das Unheil voll zu machen, 

bemächtigt sich des deutschen Volkes eine zuweilen ver-

ständliche Abneigung gegen ehemalige Konzentrationäre. Es 

ist auch erstaunlich, wer alles sich als ein Ehemaliger meldet. 

Die Lager waren voll genug, aber nun sieht es so aus, als habe 

wirklich jeder dritte Deutsche dringesessen. Da es in den La-

gern auch Elemente gab, die nicht aus politischen oder rassi-

schen Gründen verfolgt waren, so kommt nun der Eindruck 

auf, dass «alles mögliche Gesindel» sich zur privilegierten 

Klasse erklären lässt und in dulci jubilo lebt, während das 

Volk hungert. Wenn auch niemand im Ernst behaupten wird, 

dass Juden aus anderen Gründen eingesperrt wurden, als 

eben, weil sie Juden waren, so wirkt diese Abneigung gegen 

Ehemalige doch auch auf die Juden zurück. 

Es gibt auch noch – oder wieder – echten Antisemitismus, 

wie sich denn Adenauer, ohne die Juden zu nennen, nicht ge-

scheut hat zu sagen, es sei der Einfluss der Emigranten, der 

die englische Politik unnachgiebig mache. Mit steigender Not 

wird auch dieser unerfreuliche Einfluss stärker. Ein Brief, den 

wir zu lesen bekamen, stellt fest, es sei dem Schreiber nun, 

nach «gründlicher Forschung», offenbar geworden, dass die 

Mächte der Koalition gegen Deutschland nicht nur von Juden 

hinter den Kulissen dirigiert worden seien: Die Führer selbst 

seien Juden gewesen, an der Spitze Roosevelt, Stalin und 

Churchill. 
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Ich bin ziemlich sicher, dass wir in Deutschland nicht wie-

der Pogrome erleben werden, im Gegenteil: Die Judenverfol-

gung wird am längsten unter allen Nazi-Verbrechen gerügt 

werden. Ich bin aber nicht sicher, ob sich viele Hände regen 

werden, um den Juden zu helfen. 

Was nun die zweite Frage angeht, nämlich ob es wieder 

Juden in den deutschen Städten gibt und was sie dort wohl zu 

suchen haben, so ist die Antwort die, dass es solche Juden 

gibt, die im Versteck gelebt haben, und solche, die von den 

Lagern, hauptsächlich von Theresienstadt, wieder zurückge-

kommen sind, unter ihnen ein erheblicher Prozentsatz alter 

Leute oder sehr junger Leute. Diese Juden taten, meine ich, 

das einzige, was ihnen zu tun übrigblieb, als sie dorthin zu-

rückkehrten, wo sie herkamen. Dass sie es gern getan hätten, 

kann man nicht behaupten. Auf der Gründungsversammlung 

des Landesverbandes der jüdischen Gemeinden in Westfalen 

im Januar 46 sagte der Redner: «Und dessen darf ich doch 

sicher sein, dass ihr alle, wir alle, meine ich, in Deutschland 

nur in Transit sind. Wir alle wollen nach Erez Israel.» Und 

die grosse Mehrzahl bekräftigte: «Ja, wir alle.» – «Aber so-

lange wir hier sind», fuhr der Redner fort, «werden wir alle 

Vorteile wahmehmen, die uns auf Grund geschriebenen und 

moralischen Rechtes zukommen!» 

Inzwischen stellten die Umfragen, die der Anglo-Ameri-

kanischen Kommission vorgelegen haben, für alle Orte des-

selben Westfalens fest, dass die Mehrheit in der Tat auswan-

dem will, aber von diesen nur eine Minderheit nach Palästina. 

Die meisten wollen nach USA gehen, wo man in vielen Fäl-

len Verwandte hat. Einige wollen bleiben, man darf wohl sa-

gen, 30 Prozent. Ich habe das nicht genau geprüft. 

Die Stellung dieser Juden zu den Deutschen ist, wie zu 
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erwarten, ablehnend, besonders sind die jungen Leute nicht 

bereit zu arbeiten. Denn einmal meinen sie, es dürfe ihnen 

niemand verargen, wenn sie sich nach den ausgestandenen 

Leiden erholen, und dann wollen sie beileibe nicht für die 

Deutschen arbeiten. Versuche, diese Jugend, ich meine nicht 

die in den Lagern, einer Hachscharah zuzuführen, sind kaum 

unternommen worden. Frau Lucie Kaufmann aus Münster, 

jetzt in Tel Aviv, kann ausführlich davon erzählen, was alles 

hätte geschehen können und versäumt worden ist. 

«Ich hasse die Deutschen», ist der allgemeine Ausdruck. 

«Ich kann sie nicht sehen, ich könnte sie alle mit kaltem Blute 

umbringen.» Wenn aber die Unterhaltung weitergeht, so fällt 

es auf, dass bald von «meinem Freund Schmidt» die Rede ist 

und «unseren lieben Nachbarn, den Müllers», wie denn auch 

der grösste Hasser nicht in völliger Einsamkeit leben kann, 

wenn er einmal genötigt ist, an dem Orte der Qual weiterzu-

leben. 

Die Gemeinden sind seit dem vorigen Januar im Lande 

Nordrhein-Westfalen in dem erwähnten Landesverband zu-

sammengefasst. Sie werden durch die Jewish Relief Units mit 

Paketen vom Joint versehen und erhalten ausserdem private 

Sendungen vom Ausland, und so geht es ihnen, einmal rein 

gesundheitlich gesehen, immerhin leidlich. Aktive Mitglieder 

unternehmen selbst Wohlfahrtsarbeit in den Lagern, bringen 

Leute von dort auf dem Lande unter und so weiter, wie dies 

besonders von der sehr tätigen Gemeinde in Düsseldorf aus 

geschieht. Unsere nationalen Institutionen haben diese Volks-

trümmer von Vornherein abgeschrieben. «Sollen sie bleiben, 

wo sie sind», sagte mir Adler-Rudel in London, als ich ihn 

auf die Notlage der deutschen Juden aufmerksam machte. 

«Mögen sie in ihrem geliebten Vaterland warten, bis man 

auch ihnen die Hälse abschneidet.» 
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Ich habe Rückkehrer in Solingen, Wuppertal, Remscheid 

im Herbst 45 besucht, als es noch keinen Landesverband gab. 

Sie fühlten sich von Gott und der Welt verlassen und beson-

ders von den Juden. «Sie sind der erste Besuch, den wir be-

kommen», sagte mir Rechtsanwalt Wahl aus Wuppertal. 

«Wir haben im Osten auf keine Hilfe gerechnet, aber damals 

dachten wir, wenn wir erst wieder im Rheinland wären, da 

würden wir uns vor anglo-amerikanischen Schlichim nicht 

retten können, die uns wohltun wollen. Nun, Ihr Besuch ist 

eine unerwartete Freude.» Leider hatte ich nichts, diese Freu-

de greifbar oder essbar zu machen. 

Ich will diesen sehr kurzen Anhang nicht schliessen, ohne 

einen alten Juden in Solingen zu erwähnen, den jeder beur-

teilen mag, wie er will. Er war einer der sieben Rückkehrer 

von einer Gemeinde, die immerhin auch einmal einige hun-

dert Mitglieder gezählt hatte; ein Chirurg von 81 Jahren, der 

mit einer christlichen alten Dame zusammen in einer Dach-

kammer lebte. Er war nach dem Tode seiner christlichen Frau 

im Alter von 79 Jahren nach Theresienstadt gebracht worden 

und gab mir in seiner ruhigen Art eine Schilderung der dorti-

gen Zustände. Er erzählte von Theresienstadt und von vorher, 

den Erniedrigungen, in einer überlegenen, nicht unfreundli-

chen Art, die einem vor der barbarischen Gründlichkeit, de-

ren Opfer auch er geworden war, die Haut schaudern liess. Er 

entliess mich nicht, ohne mir die alte Dame vorzustellen, die 

er mir vorher als seine Retterin und Freundin gepriesen hatte. 

Sie hatte die paar Möbelstücke, mit denen er sich jetzt behilft, 

beiseite geschafft, als man ihn wegschleppte, und er hatte sie 

also bei seiner Rückkehr wieder vorgefunden. 

Das nächste, was ich von ihm hörte, war, dass er mich bit- 
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ten liess, seiner Schwiegertochter in Tel Aviv die Nachricht 

vom Ende fast aller ihrer Angehörigen mitzuteilen. Es war 

der übliche Brief und die übliche traurige Pflicht, die ich zu 

übernehmen hatte. 

Ich hoffte, ihn wiederzusehen. Aber vorher bekam ich 

noch einen Brief von ihm. Er entschuldigte sich, meine Zeit 

noch einmal in Anspruch zu nehmen, besonders da sein An-

liegen etwas seltsam sei und mir vielleicht nicht ganz richtig 

erscheinen möge. Es handle sich um den ehemaligen Ge-

stapo-Gewaltigen von Solingen, den die Amerikaner im Wal-

deckischen gefangengenommen hätten, von dem seither jede 

Spur fehle. Der Mann habe sich gut benommen. Er habe zum 

Beispiel sein Vermögen, das er hätte beschlagnahmen müs-

sen, beiseite geschafft, und er habe es nun wiedererhalten. 

Der Alte konnte auch andere Zeugen anführen – die meisten 

inzwischen ermordet (!) –, die sein Urteil über den Gestapo-

Mann bestätigen würden. Könnte ich nicht Nachforschungen 

anstellen, um die Frau des Beamten zu beruhigen, die in 

Angst um sein Schicksal sei. 

Ich habe auf diese Geschichte sehr verschiedene Reaktio-

nen von Juden empfangen, denen ich sie erzählt habe. Die 

meisten waren empört; und ich nehme an, das wird auch den 

meisten unter meinen Lesern so gehen. Ich, der ich den Mann 

gesehen habe und seine schauerlichen Schicksale kenne, ich 

kann nicht umhin, ihn zu bewundern und zu lieben. 

146 



Kommentar 

Seite 7 

Jishuv – (hebr.) Ansiedelung. Die jüdische Gemeinschaft in Palästina 

vor der israelischen Staatsgründung 1948. Bei Kriegsende zählte sie 

etwa 560’000 Mitglieder und umfasste damit bereits die Hälfte der Be-

völkerung Palästinas. 

Garrison Engineer – Technischer Offizier. Als G.E. war Posener 

zum Beispiel zuständig für den Bau von Militärflughäfen und Brücken 

sowie für das Räumen von Minen. 

Political Intelligence Officer – Posener hat in seiner Autobiografie 

erläutert, welche Aufgabe er in dieser Funktion wahrnahm: «Es hatte 

sich in der britischen Armee eine Gruppe von Offizieren, die ‚Political 

Intelligence’ gebildet, die das in ganz kleinem Massstab wiederbegin-

nende politische Leben in Deutschland beobachten und darüber berich-

ten sollte» (J.P., Fast so alt wie das Jahrhundert, Berlin 1990, S. 272). 

Jüdische Brigade – Nach mehreren vergeblichen Anläufen, die am 

Widerstand der britischen Mandatsmacht in Palästina gescheitert wa-

ren, wurde im Sommer 1944 die Jewish Combat Brigade gebildet und 

unter das Kommando der 8. britischen Armee gestellt. Der von dem 

kanadischen Brigadier Ernest Benjamin geführten Truppeneinheit ge-

hörten etwa 25’000 jüdische Freiwillige an. Sie griff jedoch erst im Fe-

bruar 1945 in Norditalien in die Kampfhandlungen ein. 
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Nach Kriegsende leisten Vertreter der J.B. Hilfe bei der Versorgung 

der Juden in Deutschland, Österreich und Italien und organisierten de-

ren illegale Einwanderung nach Palästina. Posener war nicht Angehö-

riger der J.B., sondern einer regulären britischen Truppeneinheit. 

D.P-Lager – Als Displaced Persons (verschleppte, entwurzelte Per-

sonen) galten den Alliierten die heimat- und staatenlosenjüdischen 

Überlebenden der befreiten Lager sowie all jene Zwangsarbeiter, 

Kriegsgefangenen oder Flüchtlinge, die sich bei Kriegsende fern ihrer 

Heimat zum grossen Teil in Deutschland befanden. Ihre Zahl schätzte 

man 1945 auf 8,5 Millionen. (Posener nennt hier an anderer Stelle die 

Zahl vier Millionen.) Sie warteten teilweise in ehemaligen NS-Lagern 

und mitunter jahrelang auf ihre Auswanderung, Repatriierung oder 

Einbürgerung. Das letzte D.P.-Lager wurde 1957 geschlossen. 

Nord-Rhein-Westfalen – Durch Verordnung Nr. 46 gründete die 

britische Militärregierung am 23. August 1946 das Land Nordrhein-

Westfalen. Wenige Tage später bestätigte sie die erste ernannte Lan-

desregierung unter dem parteilosen Ministerpräsidenten Rudolf Ame-

lunxen. Dem Kabinett gehörten Vertreter des Zentrums, der SPD, der 

FDP und der KPD sowie parteilose Politiker an. 

Seite 10 

Krieg den Hütten, Friede den Palästen – Umkehrung des 

Spruchs «Krieg den Palästen, Friede den Hütten!», der 1792 im Zuge 

der Französischen Revolution geprägt wurde, in Deutschland aber erst 

durch den von Georg Büchner und Friedrich Weidig verfassten «Hes-

sischen Landboten» (1834) zum geflügelten Wort wurde. 
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If this be method, yet there's some madness in it – Umkehrung 

der berühmten Bemerkung des Polonius in Shakespeares «Hamlet», 2. 

Akt, 2. Szene: «Though this be madness, yet there’s method in’t» (Ist 

dies schon Wahnsinn, hat es doch Methode). 

Potsdamer Programm der Demontagen – Die Vertreter der 

«Grossen Drei», Harry S. Truman (USA), Josef Stalin (UdSSR) und 

Clement Attlee (Grossbritannien), einigten sich auf der Potsdamer 

Konferenz vom 17. Juli bis 2. August 1945 auf einige Grundsätze, an 

die sich die Siegermächte bei der Behandlung des besiegten Deutsch-

lands halten wollten. Dazu gehörten 1. die völlige Abrüstung und Ent-

militarisierung Deutschlands; 2. die Entnazifizierung Deutschlands 

durch Auflösung der NSDAP und Entfernung aller ihrer Mitglieder aus 

öffentlichen Ämtern; 3. die Demokratisierung Deutschlands durch Um-

erziehung («reeducation») der Deutschen; 4. die Dezentralisierung der 

deutschen Verwaltung. In Bezug auf die Wirtschaft vereinbarten die 

Alliierten unter anderem die Demontage von Produktionsanlagen und 

die Behandlung Deutschlands als wirtschaftliche Einheit. Frankreich 

stimmte dem Potsdamer Abkommen am 7. August 1945 im Wesentli-

chen zu. 

Seite 11 

Wesel-Bridgehead – Bei Wesel verteidigte die deutsche Wehrmacht 

den letzten linksrheinischen Brückenkopf, bevor sie sich am 10. März 

1945 auf das rechte Rheinufer zurückzog und die Rheinbrücken zer-

störte. Unter den Augen des eigens angereisten britischen Premiermi-

nisters Winston Churchill begannen britische, kanadische und ameri-

kanische Truppen am Abend des 23. März vom eroberten Brückenkopf 

Wesel aus mit der Überquerung des Rheins. 
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Montys Gleitfliegerlandung – Gemeint ist vermutlich die vom bri-

tischen Feldmarschall Bernard Law Montgomery (1887 bis 1976) ge-

leitete Luftlandeoperation der Alliierten mit dem Decknamen «Var-

sity». Im Verlauf dieser Operation wurden am 24. März 1945 im Raum 

Emmerich-Bocholt-Wesel unter anderem etwa 1‘300 Lastensegler ein-

gesetzt, die Geschütze, Jeeps, leichte Panzer und Tausende von Solda-

ten über den Rhein brachten. 

Seite 12 

Bailey Brücken – Im Zweiten Weltkrieg entwickelte Behelfsbrücke, 

benannt nach ihrem Erfinder, dem britischen Ingenieur Sir Donald C. 

Bailey (1901-1985). Grundelemente sind transportable gitterartige 

Stahlrahmen, die aneinander montiert werden. Die Errichtung der Be-

helfsbrücken gehörte zu Poseners engeren Aufgaben als Garrison Engi-

neer der britischen Armee. 

Seite 13 

Fenner Brockways «German Diary» – Fenner Brockway (1888 

bis 1988), britischer Sozialist, Führer der Independent Labour Party 

(ILP), besuchte Deutschland zwischen dem 28. April und 11. Mai 

1946. Seine Eindrücke hielt er in dem Buch «German Diary» fest, das 

im gleichen Jahr in London erschien. 

Seite 15 

«There comes mischief» – (engl.) «Die führen nichts Gutes im 

Schilde.» 

Bachur und Bachurah – (hebr.) die jungen, unverheirateten Männer 

und Frauen. 
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Seite 16 

Tommy – Bezeichnung für die britischen Soldaten, oft auch in der 

Bedeutung «einfacher Soldat» in Abgrenzung zu den Offizieren. 

Seite 17 

nuisance value – (engl.) Störfaktor. 

«Nissen»-Lager – von engl. «Nissen hüt». Nach ihrem Erfinder, 

dem britischen Bergbauingenieur Peter H. Nissen (gest. 1930), be-

zeichnete Wellblechhütte mit halbrundem Dach und Zementboden. 

Die in Fertigbauweise errichteten Nissen-Hütten sollten Bergarbeitern 

als billige Unterkünfte dienen. 

Seite 20 

Non-Fraternization – An die Besatzungssoldaten gerichtetes Ver-

bot privater Kontakte zum Feind. 

Seite 22 

«bekriegt, besiegt, vertragt euch mit der Einquartierung» – 

In Goethes «Sprüchen» heisst es: «Gib eine Norm zur Bürgerführung! 

Hienieden, im Frieden, kehre jeder vor seiner Türe; bekriegt, besiegt, 

vertrage man sich mit der Einquartierung.» 

«Je näher sie rückten ...» – Die zitierte Passage stammt wie er-

wähnt aus Thomas Manns 1939 erschienenem Roman «Lotte in Wei-

mar», 5. Kapitel («Adele’s Erzählung»). 

Seite 26 

Nürnberger Gesetze – Sammelbezeichnung für die am 15. Septem-

ber 1935 auf dem Reichsparteitag in Nürnberg verabschiedeten Ras- 
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sengesetze und die folgenden 13 Durchführungsverordnungen. Das 

«Gesetz zum Schutz des deutschen Blutes und der deutschen Ehre» 

verbot unter Androhung von Zuchthausstrafen Eheschliessungen und 

ausserehelichen Geschlechtsverkehr zwischen Juden und «Ariern». Ju-

den wurde die Beschäftigung «arischer» Dienstmädchen unter 45 Jah-

ren untersagt. Auch das Hissen der Reichsflagge (nunmehr Haken-

kreuzfahne) war ihnen fortan verboten. Das «Reichsbürgergesetz» 

schloss Juden vom neuen, über die Staatsbürgerschaft gestellten 

Reichsbürgerrecht aus und machte sie damit zu Bürgern zweiter 

Klasse. Sie verloren das Wahlrecht und den Zugang zu öffentlichen 

Ämtern. Die N. G. definierten erstmals, wer als Jude zu gelten habe. 

Stürmerkästen – In ganz Deutschland verbreitete Schaukästen, in de-

nen das antisemitische Hetzblatt «Der Stürmer» ausgehängt wurde. Auf 

diesem Weg wurde über die Käufer und Abonnenten der seit 1923 von 

Julius Streicher herausgegebenen Wochenzeitschrift hinaus eine sehr 

viel grössere Leserschaft erreicht. 

Seite 27 

Seit Potsdam – gemeint ist das Potsdamer Abkommen vom August 

1945. Siehe die Anmerkung zu Seite 10. 

peccavimus – (lat.) wir haben gesündigt. 

Seite 28 

der drei, die man nicht mehr belangen kann – Gemeint sind 

Hitler, Goebbels und Himmler, die Selbstmord begangen hatten und 

vor dem Nürnberger Kriegsverbrechertribunal nicht mehr zur Verant-

wortung gezogen werden konnten. 

Pseudologia – krankhafte Sucht zu lügen. 

152 



 
Seiten 26 bis 30 

Präambel von Versailles – Anspielung auf den Versailler Vertrag 

vom 28. Juni 1919, in dem die deutsche Alleinschuld am Ersten Welt-

krieg festgestellt wurde. Der eigentliche «Kriegsschuldparagraph» ist 

Artikel 231. 

Seite 29 

von den Bischöfen von Münster... – Clemens August Graf von 

Galen (1878-1946), seit Oktober 1933 Bischof von Münster. Mutiger 

Prediger gegen die Unmenschlichkeit und das «Neuheidentum» des 

NS-Regimes. In drei berühmt gewordenen Predigten wandte er sich 

1941 unter anderem gegen den Terror der Gestapo und die von den 

Nationalsozialisten unter dem Begriff «Euthanasie» veranlasste Tö-

tung «unwerten Lebens». Nach Kriegsende trat er gegen die Bestra-

fungspolitik der Besatzungsmächte auf. Weihnachten 1945 ernannte 

ihn Papst Pius XII. zum Kardinal. G. starb am 22. März 1946. 

... und Paderborn – Lorenz Jaeger (1892-1975), seit 1941 Erzbi-

schof von Paderborn. Kritiker des NS-Regimes. Januar 1965 Ernen-

nung zum Kardinal. 

Seite 30 

Niemöller – Martin Niemöller (1892-1984). Im Ersten Weltkrieg U-

Boot-Kommandant, nach dem Studium der Theologie Pastor in Berlin-

Dahlem. Als Mitbegründer der Bekennenden Kirche (siehe Anmer-

kung zu Seite 36) stand er in scharfem Gegensatz zum Nationalsozia-

lismus. 1937 Haftstrafe wegen angeblichen «Kanzelmissbrauchs», da-

nach in das KZ Sachsenhausen eingeliefert, 1941 in das KZ Dachau 

verlegt, aus dem ihn die amerikanischen Truppen 1945 befreiten. Mit-

verfasser des Stuttgarter Schuldbekenntnisses der evangelischen Kir-

che vom 19. Oktober 1945. 
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Seite 31 

die 22 – Die 22 Angeklagten im Verfahren gegen die NS-Haupt-

kriegsverbrecher im Rahmen der Nürnberger Prozesse. Gegen Martin 

Bormann wurde in Abwesenheit verhandelt. Der Prozess begann am 

20. November 1945, am 1. Oktober 1946 wurden die Urteile verkündet. 

Seite 33 

Schumacher – Kurt Schumacher (1895-1952), SPD-Politiker. 1914 

Kriegsfreiwilliger, Verlust des rechten Arms. Seit 1919 SPD-Parteimit-

glied, 1924-1930 im Württembergischen Landtag, 1930-1933 Mitglied 

des Reichstags. Im Dritten Reich elf Jahre lang inhaftiert, zuletzt im 

KZ Neuengamme. Nach 1945 massgeblich an der Wiedergründung der 

SPD beteiligt. 1946 Parteivorsitzender für die Westzonen, Kampf ge-

gen die Vereinigung seiner Partei mit der KPD zur SED. Ab 1949 Mit-

glied des Bundestags und wichtigster Gegenspieler Adenauers, dessen 

Politik der Westorientierung er bekämpfte, weil er darin eine Gefahr 

für die Wiedervereinigung sah. 

«more sinned against than sinning» – Zitat aus Shakespeares 

«King Lear», 3. Akt, 2. Szene: «I am a man more sinned against than 

sinning» (Ich bin ein Mann, gegen den man mehr gesündigt hat, als 

dass er sündigte). 

Seite 36 

Bekenntniskirche – Die Bekennende Kirche. Gegen die NS-Kir-

chenpolitik gerichtete Oppositionsbewegung evangelischer Geistlicher 

und Laien. Sie organisierte sich Ende Mai 1934 auf der Barmer Be-

kenntnissynode im Protest gegen das von den Nationalsozialisten 

gleichgeschaltete und von den Deutschen Christen beherrschte Kir- 
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chenregiment und wandte sich insbesondere gegen die Übernahme des 

Arierparagraphen und die Lösung vom Alten Testament. Unter Beru-

fung auf ein kirchliches Notrecht wurde der Macht- und Rechtsan-

spruch der Reichskirche verneint; Amtsenthebungen, Verfolgung und 

Inhaftierung von Pastoren und Laien waren die Folge. 18 Pfarrer der 

B.K. kamen zwischen 1937 und 1945 in Konzentrationslagern ums Le-

ben. 

Seite 37 

Bekenntnis-Pastor Wilm – Ernst Wilm (1901-1989), Theologe, 

Studium in Bethel, Tübingen, Greifswald und Halle. Seit 1931 Pfarrer 

in Mennighüffen (Westfalen). Als Mitglied der Bekennenden Kirche 

predigte er öffentlich gegen die so genannte Euthanasie. 1942 von der 

Gestapo verhaftet und bis Anfang Januar 1945 im Konzentrationslager 

Dachau interniert. Nach der Entlassung zur Wehrmacht einberufen, ge-

riet er Ende April in Kriegsgefangenschaft. Rückkehr im Herbst 1945. 

1948-1968 Präses der Evangelischen Landeskirche von Westfalen. 

Seite 38 

Erez Israel – Das von Gott den Juden als Heimat bestimmte «Land 

Israel» entsprach in etwa dem biblischen Kanaan. Die Grenzen des mit 

diesem Begriff bezeichneten Territoriums sind nicht definiert. Vor der 

Gründung des Staates Israel 1948 war damit Palästina gemeint. 

Karl Barth – (1886-1968), schweizerischer evangelischer Theologe. 

Studium unter anderem in Berlin. 1915 Mitglied der sozialdemokrati-

schen Partei der Schweiz. 1921 Professur an der Universität Göttingen, 

ab 1926 in Münster, ab 1930 in Bonn. 1931 Eintritt in die SPD. Neben 

Niemöller herausragender Vertreter der Bekennenden Kirche. 1935 

wegen seiner Weigerung, den Beamteneid auf Hitler abzulegen, in den 
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Ruhestand versetzt, Rückkehr in die Schweiz. Nach 1945 setzte er sich 

für eine wohlwollende Behandlung Deutschlands ein. 

Seite 41 

persische Frage – Nach dem deutschen Überfall auf die UdSSR be-

setzten sowjetische Truppen im August 1941 den iranischen Teil Aser-

baidschans. Entgegen einer 1942 mit Grossbritannien und dem neutra-

len Iran getroffenen Vereinbarung verharrten die russischen Streit-

kräfte auch über das Kriegsende hinaus im Norden Irans. Der Protest 

Teherans gegen den offensichtlichen Versuch der Sowjetunion, das 

Gebiet durch Gründung einer «Volksrepublik Aserbaidschan» dauer-

haft vom Iran abzuspalten, stellte im Januar 1946 den ersten Streitfall 

dar, der vor der neu gegründeten UNO verhandelt wurde. Im Mai 1946 

wurden die russischen Truppen abgezogen. 

Seite 42 

von den Grossen Vier – den vier Besatzungsmächten Frankreich, 

Grossbritannien, UdSSR und USA. 

Seite 44 

gerade der Leser in diesem Lande – Der vorliegende Bericht Po-

seners erschien erstmals 1947 in Jerusalem und richtete sich an die 

deutschen Juden in Palästina. 

Seite 45 

Gollancz – Victor Gollancz (1893-1967), Schriftsteller und Verleger 

aus jüdischer Familie. Mitglied der Labour Party. 1927 Gründer des 

Verlags Victor Gollancz Ltd. in London. Nach dem Krieg trat er für 

eine Verständigung mit einem demokratischen Deutschland ein. Als 
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Vorsitzender der Organisation «Save Europe Now» protestierte G. im-

mer wieder gegen die restriktiven Lebensmittelzuteilungen der briti-

schen Militärregierung und initiierte Hilfslieferungen von Lebensmit-

teln, Wolldecken, Medikamenten, aber auch Büchern nach Deutsch-

land. 1960 erhielt er den Friedenspreis des Deutschen Buchhandels. 

Réfugiés – (frz.) Flüchtlinge. 

Zusammenlegung im Spätherbst – Um den Versorgungsschwie-

rigkeiten in ihren Besatzungszonen abzuhelfen und weil eine Behand-

lung Deutschlands als Wirtschaftseinheit unter den Alliierten einstwei-

len nicht zu erreichen war, beschlossen die USA und Grossbritannien 

im Dezember 1946, ihre Zonen mit Wirkung vom 1. Januar 1947 zu-

sammenzulegen («Bizone»). 

Seite 46 

Eleanor Roosevelt – (1884-1962). Die Witwe des amerikanischen 

Präsidenten Franklin D. Roosevelt traf am 15. Februar 1946 zu einem 

zweitägigen Besuch in Deutschland ein, um sich über die Emährungs-

situation der deutschen Bevölkerung zu informieren. 

Seite 50 

Bevin, Novemberrede über Palästina – Ernest Bevin (1881-

1951), britischer Politiker und Gewerkschafter. Seit dem 28. August 

1945 Aussenminister (bis 1951). Am 13. November 1945 erklärte B. 

in einer Rede vor dem Unterhaus, Ziel seiner Politik sei es, die heimat-

losen Juden Europas in die Länder ihrer Herkunft zu repatriieren, nicht 

jedoch, sie nach Palästina ausreisen zu lassen. 
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die Kommission – Als Reaktion auf das massive Drängen der Zioni-

sten, die von der britischen Mandatsmacht verhängten Einwanderungs-

beschränkungen aufzuheben, richtete die Londoner Regierung im Ok-

tober 1945 zusammen mit amerikanischen Vertretern ein Untersu-

chungskomitee ein. Diese Anglo-Amerikanische Kommission, die 

Ende des Jahres ihre Arbeit aufnahm, sollte die von zionistischer Seite 

erhobene Forderung prüfen, 100’000 Immigrantenzertifikate für euro-

päische Juden auszustellen. Nach einer monatelangen Inspektionsreise 

durch Europa und den Nahen Osten kam das Komitee Ende April 1946 

zu dem Ergebnis, die Einwanderung in dem geforderten Umfang zuzu-

lassen. 

Lowdermilk – Walter C. Lowdermilk (1888-1974), amerikanischer 

Geologe. 1935-1947 Abteilungsleiter im US-Agrarministerium. For-

schungen über Bodenerosion und Urbarmachung. In seinem Buch «Pa-

lestine. Land of Promise» (1944) vertrat er die Ansicht, das Land Palä-

stina könne sechs Millionen Bewohner ernähren, wenn alle seine na-

türlichen Ressourcen genutzt würden. 

Zone – Gemeint ist die Britische Besatzungszone. 

Seite 51 

Herzl – Theodor Herzl (1860-1904), Schriftsteller und Journalist. 

Aufgewachsen in Budapest, brach er seine Richterlaufbahn auf Grund 

des dort herrschenden Antisemitismus ab. 1891-1896 Korrespondent 

der «Neuen Freien Presse» in Paris, danach Feuilletonchef dieser Zei-

tung in Wien. Als Verfasser von «Der Judenstaat» (1896) Wegbereiter 

des Zionismus und Vorkämpfer für einen jüdischen Staat. 1897 fand in 

Basel auf seine Initiative der Erste Zionistische Weltkongress statt. 
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Irmgard Littens «Eine Mutter gegen Hitler» – Irmgard Littens 

«A mother fights Hitler» erschien 1940 in London, Paris und New 

York. Die Autorin schildert die fünfjährige Gestapo- und KZ-Haft ihres 

Sohnes, des Rechtsanwalts Hans Litten, der in der letzten Phase der 

Weimarer Republik als Anwalt von SA-Opfern Berühmtheit erlangt 

hatte und in der Nacht des Reichstagsbrands verhaftet worden war. 

Hans Litten starb im Februar 1938 im KZ Dachau. 1947 wurde die erste 

deutsche Ausgabe unter dem Titel «Eine Mutter kämpft» im Greifen-

verlag, Rudolstadt, veröffentlicht. 

Seite 52 

Brief-Wechsel Thomas Mann-Frank Thiess – Frank Thiess 

(1896 bis 1977), deutscher Schriftsteller und Essayist, Autor zunächst 

sozialkritischer, später auch sehr erfolgreicher historischer Romane 

(«Tsushima. Roman eines Seekrieges» wurde in 16 Sprachen über-

setzt), stand im Herbst 1945 im Mittelpunkt der so genannten Grossen 

Kontroverse, in deren Verlauf er das Wort von der «Inneren Emigra-

tion» prägte. Auslöser war die von Walter von Molo in einem offenen 

Brief an Thomas Mann gerichtete Bitte, er möge beim Wiederaufbau 

Deutschlands mit Rat und Tat zur Seite stehen. Thiess griff mit dem 

Artikel «Die innere Emigration» in die Debatte ein: 

Die im Land Gebliebenen seien moralisch eher berechtigt, an der Neu-

gestaltung Deutschlands mitzuwirken, denn die Exilanten hätten die 

«deutsche Tragödie» von den «Logen und Parterreplätzen» des Aus-

lands verfolgt. Mann entgegnete den Schriftstellern, die sich hinter dem 

Begriff Innere Emigration versammelt hatten: «Es mag Aberglaube 

sein, aber in meinen Augen sind Bücher, die von 1933 bis 1945 in 

Deutschland überhaupt gedruckt werden konnten, weniger als wertlos 

und nicht gut in die Hand zu nehmen. Ein Geruch von Blut und Schan-

de haftet ihnen an: sie sollten alle eingestampft werden.» Es sei ihm  
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unmöglich, «in dieses verwilderte, ihm wildfremde Land» zurückzu-

kehren. Eine achtseitige Zusammenstellung der in der «Münchner Zei-

tung» und im «Augsburger Anzeiger» geführten Debatte wurde 1946 

unter dem Titel «Das Streitgespräch über die äussere und innere Emi-

gration» bei Crüwell in Dortmund gedruckt. 

Moabiter Sonette von Haushofer – Die postum, 1946, im Berliner 

Verlag Bianvalet erschienenen «Moabiter Sonette» Albrecht Haus-

hofers sind ein literarisches Zeugnis des Widerstands gegen den Natio-

nalsozialismus. Haushofer (1903 bis 1945), Geograf und Dramatiker 

(«Scipio» [1934], «Sulla» [1938] und «Augustus» [1938]), arbeitete 

1928-1938 als Generalsekretär der Gesellschaft für Erdkunde in Berlin, 

ab 1933 auf Vermittlung von Rudolf Hess ausserdem als Dozent an der 

Berliner Hochschule für Politik. 1934-1938 Beratungstätigkeit für die 

Dienststelle Ribbentrop, Übernahme von geheimen Missionen im Aus-

land, Teilnahme an der Münchner Konferenz. Nach Kriegsausbruch 

Distanzierung vom NS-Regime und Kontaktaufnahme zu Wider-

standsgruppen, darunter zum Kreisauer Kreis und zur Gruppe um Carl 

Friedrich Goerdeler (siehe Anmerkung zu Seite 104). 1941 mehrwö-

chige Inhaftierung wegen Beteiligung an den Vorbereitungen zu Hess’ 

Englandflug und Entlassung aus dem Auswärtigen Amt. Im Dezember 

1944 erneute Verhaftung nach Ermittlungen zum Attentat vom 20. Juli. 

Im Gefängnis Lehrter Strasse Niederschrift der 80 Moabiter Sonette. 

Am 23. April 1945 wurde Haushofer von einem SS-Kommando ermor-

det. 

Abschied von der bisherigen Geschichte von Weber – Alfred 

Webers «Abschied von der bisherigen Geschichte» erschien am 30. 

September 1946 im Verlag A. Francke, Bern. Darin vertrat der seit 

1935 emeritierte Heidelberger Nationalökonom und Soziologe (1868- 
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1958) die These, dass Nietzsche und der nietzscheanische Nihilismus 

eine kulturelle Abkehr von der europäischen Tradition der Menschlich-

keit bedeuteten. In einem auf das aktuelle Zeitgeschehen referierenden 

Schlusskapitel deutete er das Phänomen des Nationalismus als eine 

Geisteshaltung, in der dämonische Anlagen zur Dominanz gelangt 

seien. Weber plädierte für die Erziehung eines demokratischen Men-

schentyps, für den Freiheit und Humanität wieder beherrschende Cha-

rakterzüge seien. 

Kolbenheyer – Erwin Guido Kolbenheyer (1878-1962), Schriftstel-

ler, promovierter Naturwissenschaftler und Psychologe mit biologisti-

schem, sozialdarwinistischem Weltbild. Verfasser historischer Dramen 

und Romane, die unter Verwendung einer archaisierenden Sprache im-

mer wieder den siegreichen Kampf des germanischen Menschen in ei-

ner feindlichen Umwelt thematisieren. Im Dritten Reich von den Na-

tionalsozialisten hofiert und mit Kulturpreisen bedacht. 1940 NSDAP-

Mitglied. Nach 1945 blieb er seiner völkisch-nationalistischen Gesin-

nung verhaftet. 

Johst – Hanns Johst (1890-1978), Schriftsteller. Studium der Medizin, 

der Philologie und Kunstwissenschaft, Schauspieler. 1933 Dramaturg 

am Berliner Schauspielhaus. Im Dritten Reich repräsentativer Dramati-

ker des Nationalsozialismus. 1934 Ernennung zum Preussischen Staats-

rat und Vorsitzenden der Deutschen Akademie der Dichtung, ab 1935 

Präsident der Reichsschrifttumskammer. 1942 Ernennung zum SS-

Gruppenführer ehrenhalber. 1949 von einer Spruchkammer im Entna-

zifizierungsverfahren als Hauptschuldiger zu dreieinhalb Jahren Ar-

beitslager und zehnjährigem Berufsverbot verurteilt. 

Binding – Rudolf Binding (1867-1938), Schriftsteller. Jura- und Me-

dizinstudium. Seit 1909 schriftstellerisch tätig, wobei männliches Hel-

dentum und das Pathos von Ehre und Krieg wiederkehrende Motive 
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bildeten. 1933 verteidigte er die nationalsozialistische Machtüber-

nahme mit seiner Schrift «Antwort eines Deutschen an die Welt». 1934 

zweiter Vorsitzender der Preussischen Akademie der Künste. Später 

vorsichtige Distanzierung vom Nationalsozialismus. 

Grimm – Hans Grimm (1875-1959), Schriftsteller. 1901-1911 Kauf-

mann in England und Südafrika. 1911-1914 Studium der Staatswissen-

schaften in München. Im Ersten Weltkrieg zunächst Frontsoldat, dann 

Mitarbeit in der Ausländsabteilung der Obersten Heeresleitung. Erste 

literarische Arbeiten, die von einem antiliberalen, extrem nationalisti-

schen Geist geprägt waren. 1926 erschien «Volk ohne Raum», eines 

der meistverkauften Bücher der Weimarer Zeit und zugleich eines der 

Schlüsselwerke des Nationalsozialismus. 1933 im Präsidialrat der 

Reichsschrifttumskammer, 1935 wegen zunehmender Differenzen mit 

dem Nationalsozialismus daraus entlassen. Nach 1945 vertrat er unge-

brochen seine rechtsextremen Überzeugungen, 1953 Kandidat der neo-

nazistischen Deutschen Reichspartei (siehe Seite 96 Deutsche 

Rechtspartei) für die Bundestagswahlen. 

Seite 53 

Captatio malevolentiae – Ableitung des aus der Rhetoriklehre 

stammenden Begriffs Captatio benevolentiae (lat.), mit dem das Wer-

ben um die Gunst des Publikums mittels bestimmter Redewendungen 

bezeichnet wird. Hier ist also eine Formel gemeint, die den Zuhörer für 

die Missbilligung einer Sache oder einer Person gewinnen will. 

Seite 55 

Maria Sevenich – (1907-1970), CDU-Politikerin. Mit 16 Jahren 

KPD-Mitglied, 1933 verhaftet, nach der Entlassung Flucht in die 

Schweiz, 1937 Emigration nach Frankreich. Abkehr vom Marxismus 
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und Hinwendung zum Katholizismus. 1942 von der Gestapo nach 

Deutschland zurückgebracht, bis Kriegsende in Zuchthaus- und KZ-

Haft. Nach 1945 Mitbegründerin der CDU in Darmstadt, 1946/47 Mit-

glied des Hessischen Landtags, 1947-1970 Mitglied des Niedersächsi-

schen Landtags, seit 1949 für die SPD. 1965-1967 niedersächsische 

Ministerin für Bundesangelegenheiten, Flüchtlinge und Vertriebene. 

Wulle – Reinhold Wulle (1882-1950), 1908-1918 Journalist und Chef-

redakteur mehrerer Zeitungen, 1918-1920 Chefredakteur der «Deut-

schen Zeitung» des nationalistischen Alldeutschen Verbands. 1920-

1924 Reichstagsmitglied zunächst für die Deutschnationale Volkspar-

tei (DNVP), ab 1922 für die von ihm mitbegründete völkische und an-

tisemitische Deutschvölkische Freiheitspartei (DVFP). Im Kampf ge-

gen die NSDAP stellte er sich hinter von Schleicher und von Papen. 

1938-1942 Haft wegen illegaler Parteiaktivität, die letzten beiden Jahre 

im KZ Sachsenhausen. 31. Oktober 1945 Mitbegründer der Deutschen 

Aufbau Partei (DAP), im März 1946 Verbot der politischen Betäti-

gung. 

Seite 57 

Tory-Colonel, Tories – Anhänger der britischen Conservative Par-

ty, die bei den Wahlen im Juli 1945 der Labour Party unterlag. 

Control Commission – Die Control Commission for Germany (Bri-

tish Element) war das höchste Organ der britischen Besatzung in 

Deutschland mit Sitz in Berlin-Wilmersdorf. Sie besass zonale, regio-

nale und lokale Unterabteilungen in der Britischen Besatzungszone so-

wie im britischen Sektor Berlins. 
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Seite 61 

Deutsche Arbeitsfront – (DAF). Nach der Zerschlagung der Ge-

werkschaften im Mai 1933 im Zuge der Gleichschaltungspolitik ge-

gründeter Wirtschaftsverband, in dem Arbeitnehmer und Arbeitgeber 

aller Berufszweige zwangsvereinigt wurden. In Fragen der Löhne und 

Gehälter sowie der Arbeitsbedingungen war die Organisation ohne 

Einfluss. Wegen der nur formell freiwilligen Mitgliedschaft verfügte 

die grösste NS-Massenorganisation schon 1934 über rund 14 Millio-

nen, 1942 über rund 25 Millionen Mitglieder. Zur DAF gehörte unter 

anderem die «Gemeinschaft» «Kraft durch Freude» (KdF). 

PGs – Parteigenossen. Gemeint sind die Mitglieder der NSDAP. 

Seite 62 

kurulische Sessel – Amtssessel der höchsten römischen Beamten. 

Seite 64 

Stahlhelm – Im Dezember 1918 von dem Chemiefabrikanten und Re-

serveoffizier Franz Seldte gegründeter Wehrverband ehemaliger Front-

soldaten, der zunächst gegen Sozialisten und Kommunisten gerichtet 

war, doch im weiteren Verlauf seines Bestehens eine allgemein antire-

publikanische, nationalistisch-autoritäre und auch antisemitische Hal-

tung einnahm. 1925 gehörten ihm etwa 400’000 Mitglieder an. Die 

grosse Übereinstimmung mit den Zielen der nationalsozialistischen 

Kampfverbände machte ihn zu einem Steigbügelhalter des NS-Re-

gimes. Im März 1934 als «Nationalsozialistischer Deutscher Front-

kämpferbund» gleichgeschaltet, wurde er im November 1935 aufge-

löst. 
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Verein für Deutschtum im Ausland – Verein (ab 1933: Volks-

bund) für das Deutschtum im Ausland (VDA). Der völkischen Bewe-

gung zuzurechnende Organisation, deren Anfänge auf den 1880 ge-

gründeten Deutschen Schulverein zurückgehen. Vereinsziel war der 

Schutz deutscher Kultur und die Unterstützung deutscher Minderheiten 

im Ausland. 1908 Umbenennung in Verein für das Deutschtum im 

Ausland. 1933-1937 Verfünffachung der Mitgliederzahl. 1939 Fusion 

mit dem Bund Deutscher Osten (BDO). 1945 von den Alliierten ver-

boten, gleichwohl als «Arbeitskreis» weiter aktiv. 1955 Wiedergrün-

dung unter dem alten Namen. Trotz der engen Verbindungen des VDA 

zu Militärdiktaturen und rechtsextremen Kreisen wurde der VDA bis 

1998 aus dem Haushalt des Auswärtigen Amts mit zuletzt jährlich 2,8 

Millionen DM unterstützt. Im November 1999 Umbenennung in 

«VDA – Verein für deutsche Kulturbeziehungen im Ausland». 

Seite 65 

DAF – Deutsche Arbeitsfront. Siehe Anmerkung zu Seite 61. 

Seite 67 

Hugenberg – Alfred Hugenberg (1865-1951), Unternehmer und 

Bankier. 1890 Mitbegründer des aggressiv nationalistischen Alldeut-

schen Verbands. Verschiedene Leitungsfunktionen in der Wirtschaft. 

Ab 1916 Aufbau eines nationalkonservativen Medienkonzems mit Zei-

tungs- und Buchverlagen und Filmstudios. 1919 Eintritt in die 

Deutschnationale Volkspartei (DNVP), ab 1920 Mitglied des Reichs-

tags, 1928 bis 1933 Parteivorsitzender der DNVP. 1931 Bündnis mit 

der NSDAP in der «Harzburger Front», 1933 Reichswirtschaftsmini-

ster im ersten Kabinett Hitlers. Nach dem erzwungenen Ausscheiden 

der Koalitionsparteien aus der Regierung im Juni 1933 Rückzug ins 
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Privatleben. Von November 1933 bis 1945 NSDAP-Mitglied. Im Ent-

nazifizierungsverfahren vor der Spruchkammer in Detmold im Juli 

1949 als «Mitläufer» eingestuft. 

Kriegerverein – Im Kaiserreich und in der Weimarer Republik weit 

verbreiteter Zusammenschluss ehemaliger Soldaten mit dem Ziel, die 

Erinnerung an das Kriegserlebnis wachzuhalten, die gemeinsame na-

tionale Gesinnung zu pflegen und bedürftige Kameraden und Hinter-

bliebene von Vereinsmitgliedem zu unterstützen. Die vor allem seit den 

Einigungskriegen blühenden Kriegervereine übten durch Feste, Ge-

denkfeiern, Umzüge und Ähnliches einen erheblichen Einfluss auf das 

politische und gesellschaftliche Leben in Deutschland aus. 1913 waren 

im Deutschen Reich fast drei Millionen Veteranen und Reservisten in 

32’000 Kriegervereinen organisiert. 

Reichskolonialbund – 1936 als Nachfolger der zwangsaufgelösten 

Deutschen Kolonialgesellschaft (DKG) und einiger kleinerer Koloni-

alvereinigungen gegründet. Als Gliederung der NSDAP führte der R. 

die Kolonialagitation in nationalsozialistischem Sinn fort. 1943 auf Be-

fehl Hitlers aufgelöst. 

Seite 70 

Schacht, der stolze Meineidige – Hjalmar Schacht (1877-1970), 

Reichsbankpräsident und Reichswirtschaftsminister. 1918 Mitbegrün-

der der Deutschen Demokratischen Partei (DDP). 1923-1930 Reichs-

währungskommissar und Reichsbankpräsident. 1926 Austritt aus der 

DDP und Annäherung an rechte politische Kreise, 1930-1932 Unter-

stützer der «Harzburger Front». 1933-1939 erneut Reichsbankpräsi-

dent. 1934 Ernennung zum Reichswirtschaftsminister, 1935 zum Ge-

neralbevollmächtigten für die Kriegswirtschaft. Rücktritt 1937, bis 
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1944 Minister ohne Geschäftsbereich, 1939 Entlassung aus dem Amt 

des Reichsbankpräsidenten. Ende Juli 1944 Verhaftung wegen loser 

Kontakte zur Widerstandsbewegung, Einlieferung in das KZ Ravens-

brück, später Flossenbürg. Im Oktober 1946 im Nürnberger Haupt-

kriegsverbrecherprozess freigesprochen. 

Das Epitheton «der stolze Meineidige» könnte sich auf das gegenüber 

der Reichsregierung gebrochene Versprechen Schachts beziehen, mit 

der Veröffentlichung seines Memorandums zum Young-Plan zu war-

ten, bis dieser unterzeichnet sei. Schacht hatte die Konditionen des Re-

parationsplans 1929 selbst ausgehandelt, sich dann aber davon distan-

ziert. Die im Dezember 1929 publik gemachte Kritik des Reichsbank-

präsidenten befeuerte eine seit Wochen betriebene Kampagne der 

Rechtsparteien gegen die Annahme des Young-Plans. 

Seite 73 

galvanisierte – von engl. «to galvanize», (re)aktivieren, in Schwung 

bringen. 

Seite 74 

Quislinge – Abwertende, vom Namen des norwegischen Faschisten-

führers Vidkun Quisling (1887-1945) abgeleitete Bezeichnung für ein-

heimische Kollaborateure, die unter fremder Besatzung im Namen der 

Okkupanten die Okkupierten regieren. Nach der Besetzung Norwegens 

durch die Deutschen war Quisling von 1942 bis 1945 Ministerpräsident 

einer völlig vom nationalsozialistischen Deutschland abhängigen «na-

tionalen Regierung». Im Mai 1945 verhaftet, wurde er wegen Hoch- 

und Landesverrats am 24. Oktober 1945 in Oslo hingerichtet. 
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Seite 75 

full of sound and fury, signifying nothing – Bruchstück eines Zi-

tats aus Shakespeares «Macbeth», 5. Akt, 5. Szene, gemünzt auf das 

Leben jedes einzelnen Menschen: «It is a tale, told by an idiot, full of 

sound and fury, signifying nothing» (Es ist eine Geschichte, wie sie ein 

Irrer erzählt, voller Wildheit und Lärm, ohne jeden Sinn). 

Seite 76 

Unconditional surrender – (engl.) bedingungslose Kapitulation, 

die die Alliierten auf Initiative des amerikanischen Präsidenten Roo-

sevelt seit der Konferenz von Casablanca 1943 von den Achsenmäch-

ten Deutschland, Italien und Japan forderten. 

Arthur Mahraun – (1890-1950), konservativer Politiker, Berufsoffi-

zier im Ersten Weltkrieg. Januar 1919 Gründer des konterrevolutionä-

ren Freikorps «Offizierskompagnie Kassel», 1920 des Jungdeutschen 

Ordens. Diese von sozialromantischen Ideen der Jugendbewegung be-

einflusste Vereinigung vertrat sowohl antiparlamentarische wie antika-

pitalistische Ziele, setzte sich gleichwohl für die Republik ein und 

grenzte sich entschieden von den Nationalsozialisten ab. Auf seinem 

Höhepunkt zählte der Jungdeutsche Orden 200’000 Mitglieder. Im Juni 

1933 wurde er verboten, Mahraun wurde verhaftet und misshandelt. 

Nach 1945 lebte Mahraun in Gütersloh, nachdem er von den Briten 

vorübergehend interniert worden war. 

Thälmann – Ernst Thälmann (1886-1944), KPD-Politiker, Transport-

arbeiter. 1903 Eintritt in die SPD. Teilnahme am Ersten Weltkrieg. 

1919/20 Vorsitzender der USPD in Hamburg, wechselte Ende 1920 mit 

dem linken Flügel seiner Partei zur KPD. Seit 1924 Leiter des Roten 
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Frontkämpferbunds, Präsidiumsmitglied im Exekutivkomitee der 

Kommunistischen Internationale, 1925 Übernahme des KPD-Vorsit-

zes. 1924-1933 Mitglied des Reichstags, 1925 und 1932 Kandidat der 

KPD bei den Wahlen zum Reichspräsidenten. Am 3. März 1933 wurde 

er verhaftet und elf Jahre lang gefangengehalten, bis er am 18. August 

1944 auf Befehl Hitlers und Himmlers im KZ Buchenwald ermordet 

wurde. 

von Witzleben – Erwin von Witzleben (1881-1944), Generalfeld-

marschall. Seit 1901 aktiver Offizier. 1934 Befehlshaber im Wehrkreis 

III (Berlin-Brandenburg). 1938/39 an den Staatsstreich- und Attentat-

splänen gegen Hitler beteiligt. 1940 Ernennung zum Generalfeldmar-

schall, Kommandeur der Heeresgruppe D im Westen, von April 1941 

an Oberbefehlshaber West in Frankreich. Im März 1942 angeblich aus 

Gesundheitsgründen aus dem Dienst ausgeschieden. 1943/44 an Vor-

bereitungen für einen Staatsstreich beteiligt. Bei einem Gelingen der 

Verschwörung vom 20. Juli 1944 sollte v. W. den Oberbefehl über die 

Wehrmacht übernehmen. Einen Tag nach dem fehlgeschlagenen At-

tentat verhaftet, wurde er am 8. August 1944 im Schnellverfahren ver-

urteilt und in Berlin-Plötzensee hingerichtet. 

Seite 77 

die drei Pfeile – Kampfabzeichen der am 16. Dezember 1931 als 

Antwort auf die «Harzburger Front» gegründeten «Eisernen Front» aus 

SPD, dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund (ADGB), dem 

Allgemeinen freien Angestellten-Bund (AfA-Bund), dem Reichsban-

ner Schwarz-Rot-Gold und den Arbeitersportorganisationen. Nach 

dem Zweiten Weltkrieg als Symbol von den Sozialdemokraten ver-

wendet. 
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Seite 81 

Max Reimann – (1898-1977), KPD-Politiker. Parteimitglied seit 

1919, Parteisekretär im Bezirk Hamm 1928-1932. Führender Funktio-

när der seit dem 27. Februar 1933 illegalen KPD. Im Mai 1934 Emi-

gration, 1936-1939 Mitglied des Auslandsbüros des Zentralkomitees 

der KPD. 1939 von der Gestapo in Mährisch-Ostrau verhaftet und bis 

1945 zunächst im Zuchthaus Dortmund, dann im KZ Sachsenhausen 

inhaftiert. Vorsitzender des am 20. September 1946 gegründeten KPD-

Landesverbands Nordrhein-Westfalen. 1946-1948 Abgeordneter sei-

ner Partei im Zonenbeirat der britischen Zone. 1947 Vorsitzender der 

in Herne ansässigen Zonenleitung der KPD für die britische Zone, 

1948 schliesslich Vorsitzender der westdeutschen KPD bis zu ihrem 

Verbot 1956. Mitglied des Parlamentarischen Rats und des Bundestags 

von 1948 bis 1953. Von 1956 bis 1968, als gegen ihn in der Bundesre-

publik ein Haftbefehl vorlag, lebte R. in der DDR. 1971 trat er der DKP 

bei und wurde deren Ehrenvorsitzender. 

«heart to heart talk» – (engl.) offene Aussprache. 

Kaiser – Ewald Kaiser (1905-1992), KPD-Politiker, Schriftsetzer. 

KPD-Mitglied seit 1924. 1932/33 Abgeordneter des Preussischen 

Landtags. 1934-1944 im Zuchthaus, danach im KZ Sachsenhausen. 

1945 Mitglied der KPD-Bezirksleitung Ruhrgebiet. Zusammen mit 

Max Reimann (siehe vorhergehende Anmerkung) Vorsitzender der 

KPD Nordrhein-Westfalen, 1947/48 Abgeordneter seiner Partei im Zo-

nenbeirat der britischen Zone. 1946-1953 Mitglied des Nordrhein-

Westfälischen Landtags, 1947/48 Vizepräsident. 1949 bei einem Be-

such in der DDR verhaftet, später rehabilitiert. Lebte fortan in der 

DDR. 
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Lichtenstein – Kurt Lichtenstein (1911-1961), KPD-Politiker aus jü-

discher Familie, Werkzeugmacher. 1933 Flucht ins Saargebiet, später 

nach Frankreich. Teilnahme am spanischen Bürgerkrieg. 1939-1941 

Internierung in Frankreich. 1945 Sekretär der KPD-Bezirksleitung 

Ruhrgebiet-Westfalen. Seit 1946 Chefredakteur der «Neuen Volkszei-

tung» (Dortmund) und der «Freiheit» (Herne). Mitglied des Nordrhein-

Westfälischen Landtags 1947-1950. Nach einem Parteiverfahren 1953 

als «Verräter» aus der KPD ausgeschlossen. 1961 auf einer Reportage-

reise entlang der deutsch-deutschen Grenze von DDR-Grenzsoldaten 

erschossen. 

Müller – Kurt Müller (1903-1990), KPD-Politiker, Werkzeugmacher. 

1920 KPD-Mitglied. Verschiedene Funktionen innerhalb des Kommu-

nistischen Jugendverbands (KJVD), 1929 dessen Vorsitzender. 1934 

als Leiter der illegalen KPD im Bezirk Baden verhaftet, zu sechs Jahren 

Zuchthaus verurteilt, danach bis zur Befreiung im KZ Sachsenhausen 

interniert. 1945 Vorsitzender des KPD-Bezirks Hannover-Braun-

schweig, seit Mai 1947 des KPD-Landesverbands Niedersachsen. 

1946-1948 Abgeordneter im Hannoverschen, später Niedersächsischen 

Landtag, zugleich Vertreter seiner Partei im Zonenbeirat der britischen 

Zone. 1948/49 stellvertretender Parteivorsitzender der westdeutschen 

KPD, 1949-1953 Mitglied des Deutschen Bundestags. Im März 1950 

vom DDR-Staatssicherheitsdienst nach Ost-Berlin gelockt, verhaftet 

und 1953 von einem sowjetischen Gericht in einem Geheimprozess als 

Abweichler zu 25 Jahren Gefängnis in der UdSSR verurteilt. 1955 ent-

lassen, kehrte er in die Bundesrepublik zurück, wurde Mitglied der 

SPD und Mitarbeiter der Friedrich-Ebert-Stiftung. 

Seite 84 

Severing – Carl Wilhelm Severing (1875-1952), SPD-Politiker, Ge-

werkschaftssekretär, Schlosser. 1912—1919 Redakteur der sozialde- 
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mokratischen «Volkswacht» in Bielefeld. 1907-1912 und 1920-1933 

Reichstagsabgeordneter, 1919/20 Mitglied der Nationalversammlung, 

1920-1926 preussischer Innenminister, 1928-1930 Reichsinnenmini-

ster im Kabinett Müller, 1930-1932 erneut preussischer Innenminister, 

nach der Absetzung durch die Reichsregierung unter Franz von Papen 

Rückzug ins Privatleben. Nach 1945 massgeblich beteiligt am Wieder-

aufbau der SPD in Ostwestfalen, 1946 Vorsitzender des SPD-Bezirks 

Östliches Westfalen. 1947-1952 Mitglied des Landtags von Nordrhein-

Westfalen, Mitarbeit an der neuen Landesverfassung. 

Wahlen in der britischen Zone – Am 15. September 1946 fanden 

in der britischen Zone Gemeindewahlen statt. Sie brachten folgendes 

Ergebnis: CDU 34,8%, SPD 33,4%, Niedersächsische Partei 5,8%, 

KPD 5,3%, FDP 3,7%, Zentrum 3,0%, Deutsche Rechtspartei 0,1%, 

Sonstige 13,9%. 

Am 13. Oktober 1946 wurden in der britischen Zone Kreis- und Städ-

tewahlen abgehalten. Das Ergebnis für Nordrhein-Westfalen lautete: 

CDU 46%, SPD 33,4%, KPD 9,4%, Zentrum 6,2%, FDP 4,3% bei ei-

ner Wahlbeteiligung von 74,4%. 

Seite 85 

Stuttgarter Rede von Byrnes – Am 6. September 1946 hielt US-

Aussenminister James Francis Byrnes (1879-1972) in Stuttgart vor 

deutschen Politikern eine Grundsatzrede zur amerikanischen Deutsch-

landpolitik, die einen deutlichen Wandel signalisierte. Als Ziele wur-

den die grösstmögliche wirtschaftliche Vereinigung Deutschlands und 

die Bildung einer vorläufigen gesamtdeutschen Regierung formuliert. 

Hinsichtlich der deutschen Ostgrenze erklärte Byrnes, über ihren Ver-

lauf werde erst durch ein Viermächteabkommen entschieden. 
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Seite 86 

Molotow – Wjatscheslaw Michailowitsch Molotow, eigentlich W.M. 

Skrjabin (1890-1986), sowjetischer Politiker. Als Aussenminister 

(1939-1949 und 1953-1956) war er massgeblich am Zustandekommen 

des deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakts vom 23. August 1939 be-

teiligt. Nach dem Krieg hatte die Sowjetunion die östlich der Oder-

Neisse-Linie gelegenen deutschen Gebiete ohne Einwilligung der 

Westalliierten polnischer Verwaltung unterstellt. Obwohl die endgül-

tige Regelung der polnischen Westgrenze gemäss dem Potsdamer Ab-

kommen einem Friedensvertrag vorbehalten sein sollte, bezeichnete 

M. die Oder-Neisse-Grenze Mitte September 1946, wenige Tage nach 

der Rede des US-Aussenministers Byrnes in Stuttgart, als unwiderruf-

lich. 

Wahlsieg der SPD in Berlin – Bei den Wahlen zum Berliner Ab-

geordnetenhaus am 20. Oktober 1946 errang die SPD 48,7% der Stim-

men, die CDU 22,2%, die SED 19,8% und die LDP 9,3%. 

Seite 88 

Crottorf – Am südlichen Rand der Britischen Besatzungszone, bei 

Friesenhagen im Siegerland gelegenes Wasserschloss mit grossem 

Waldbesitz. 

Seite 89 

«Hausbrand» – Heizmaterialien. 

Fall Gruener – Wahrscheinlich Anspielung auf die erregte Debatte 

um das Schicksal des jüdischen Widerstandskämpfers Dov Gruner 

(1912-1947). In der Hochphase der jüdischen Terrorakte gegen die bri-

tische Verwaltung in Palästina hatte Gruner im April 1946 an einem 

Anschlag auf die Polizeiwache in Ramat Gan teilgenommen und war  
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dabei gefasst worden. Obwohl Gruner bei der Aktion schwer verletzt 

worden war und trotz internationaler Appelle, ihm gegenüber Milde 

walten zu lassen, verurteilte ihn die britische Mandatsbehörde zum 

Tode. Im Prozess hatte Gruner die Legitimität des Gerichts bestritten, 

über ihn zu richten, aus dem gleichen Grund lehnte er es später ab, ein 

Gnadengesuch zu stellen, dem nach allgemeiner Erwartung stattgege-

ben worden wäre. Er wurde am 16. April 1947 zusammen mit drei an-

deren Untergrundkämpfern gehängt. Sein Tod führte zu einer weiteren 

Stufe der Eskalation im britisch-zionistischen Konflikt. 

Seite 91 

Pieck – Wilhelm Pieck (1876-1960), KPD-Politiker. 1895 Eintritt in 

die SPD, 1918/19 Mitbegründer des Spartakusbunds und Teilnehmer 

am Gründungsparteitag der KPD, Mitglied des Preussischen Landtags 

(1921-1928 und 1932/33) und des Reichstags (1928-1932). 1931 Mit-

glied des Präsidiums des Exekutivkomitees der Kommunistischen In-

ternationale (EKKI). 1933 Exil zunächst in Frankreich, ab 1935 in der 

Sowjetunion. Vorsitzender der KPD in Moskau. 1943 Mitbegründer 

des Nationalkomitees Freies Deutschland. 1945 Rückkehr nach Berlin, 

im April 1946 massgeblich beteiligt an der Zwangsvereinigung von 

KPD und SPD zur Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED), 

deren Vorsitz er neben Otto Grotewohl innehatte. 1949 bis zu seinem 

Tod erster Staatspräsident der DDR. 

Grotewohl – Otto Grotewohl (1894-1964), SPD-Politiker. 1912 Par-

teimitglied, 1918 Wechsel zur USPD, 1922 Rückkehr zur SPD. 1925-

1933 Reichstagsabgeordneter. Im Dritten Reich Arbeit als Vertreter, 

1937/38 siebenmonatige Inhaftierung. 1945 Vorsitzender des Zentral-

ausschusses der SPD in Berlin, zögerliche Einwilligung in die Verei-

nigung mit der KPD zur SED im April 1946. Bis 1954 neben Pieck 
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Parteivorsitzender. Nach der Konstituierung der DDR bis zu seinem 

Tod deren erster Ministerpräsident. 

Seite 94 

stärkste Partei der britischen Zone – Diese Aussage trifit nicht 

zu. Werden die Wahlen vom 15. September und 13. Oktober 1946 zu-

sammen betrachtet, so entfielen auf die SPD 36,5% der Stimmen, wäh-

rend die CDU mit 38,5% stärkste Partei wurde (siehe Anmerkung zu 

S. 84). 

Seite 95 

Oppenheimer – Franz Oppenheimer (1864-1943), Wirtschaftswis-

senschaftler und Soziologe. Sohn eines Rabbiners. 1909 Professor für 

Soziologie und theoretische Nationalökonomie an der Universität 

Frankfurt am Main. O. sah die Ursachen des sozialen Elends im «Bo-

denmonopol», dessen Aufhebung er forderte. Er trat für die Beseiti-

gung des Grossgrundbesitzes und die Gründung von Siedlungsgenos-

senschaften ein. 1938 Emigration in die USA. O. war mit Martha Op-

penheim verheiratet, einer Tante Poseners. 

Nölting – Erik Nölting (1892-1953), SPD-Politiker, Wirtschaftswis-

senschaftler. 1921 SPD-Eintritt. 1923 Professor an der gewerkschafts-

eigenen Akademie der Arbeit in Frankfurt am Main, später am Berufs-

pädagogischen Institut in Berlin. 1928-1933 Mitglied des Preussischen 

Landtags, 1928-1932 Generalreferent für Wirtschaft bei der Regierung 

von Westfalen. 1933 aus allen Ämtern entlassen. 1945 Berufüng als 

Generalreferent für Wirtschaft in die Provinzialregierung nach Mün-

ster. 1946-1950 Mitglied des Landtags von Nordrhein-Westfalen, zu-

gleich Wirtschaftsminister des Landes, trat für die Sozialisierung der 

Ruhrindustrie und eine gesamteuropäische Wirtschaftsunion ein. 1949  
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Mitglied des Bundestags, wirtschaftspolitischer Sprecher der SPD-

Fraktion. 

Victor Agartz – (1897-1964), SPD-Politiker, Volkswirt und Jurist. 

1915 SPD-Mitglied. Nach dem Ersten Weltkrieg aktiv im sozialdemo-

kratischen Genossenschaftswesen. Nach 1933 als Wirtschaftsprüfer tä-

tig, Verbindungen zu Widerstandskreisen. Im Mai/Juni 1945 Kontakt-

aufnahme zu Kölner Sozialdemokraten. Im März 1946 Berufung zum 

Generalsekretär des Wirtschaftsrats der britischen Zone, April 1946 

Leiter des Zentralamts für Wirtschaft in Minden, seit Januar 1947 zu-

ständig für die gesamte Bizone. Mitglied des Nordrhein-Westfälischen 

Landtags 1946/47, Vorstandsmitglied der SPD in der britischen Zone, 

Mitverfasser des Wirtschaftsprogramms der SPD im Mai 1946. 1948-

1955 Leiter des Wirtschaftswissenschaftlichen Instituts des DGB. We-

gen seiner orthodox marxistischen Überzeugungen 1955 zunächst aus 

seiner Führungsfünktion beim DGB und 1958 auch aus der SPD aus-

geschlossen. 

Seite 96 

Deutsche Rechtspartei – Im Juni 1946 aus der Fusion der Deut-

schen Aufbau Partei (DAP) mit der Deutschen Konservativen Partei 

(DKP) gebildete Partei mit starken neonazistischen Tendenzen. Die 

DAP war Ende Oktober 1945 von Reinhold Wulle (siehe Anmerkung 

zu Seite 55) im westfälischen Gronau, die DKP im November von Wil-

helm Jaeger, einem früheren Landtagsabgeordneten der DNVP, in 

Wuppertal gegründet worden. Im Zusammenschluss mit anderen 

rechtsextremen Splittergruppen entstand 1950 die Deutsche Reichspar-

tei. 

Herr von Ostau – Joachim von Ostau (1902-1969). 1921-1924 kauf-

männische Ausbildung. 1925-1929 Engagements als Regieassistent 

und Regisseur an verschiedenen Theatern, 1929/30 Direktor des Deut- 
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schen Volkstheaters in Berlin. Seit 1931 Mitgesellschafter mehrerer 

Textilbetriebe. NSDAP-Beitritt vor 1930, Gaureferent für politische 

Schulung der NSDAP in Westfalen. 1932 Austritt aus der Partei, Ko-

operation mit General von Schleicher und Franz von Papen. 1945 Mit-

begründer der Deutschen Aufbau Partei (DAP), 1946 einer von drei 

Vorsitzenden der Deutschen Rechtspartei (siehe vorhergehende An-

merkung) in der britischen Zone, Ende März 1947 Parteiausschluss, 

danach zahlreiche Parteigründungen. 

Seite 97 

Wascher – Rudolf Wascher (1904-1956), KPD-Politiker, Bauarbei-

ter. KPD-Mitglied seit 1925,1931-1933 Stadtverordneter in Köln. Im 

August 1933 Emigration in die Niederlande, später nach Frankreich. 

Seit Mai 1946 Erster Sekretär der KPD-Bezirksleitung Mittelrhein, seit 

September 1946 Sekretär der KPD-Landesleitung in Nordrhein-West-

falen. 1946-1952 Mitglied des Nordrhein-Westfälischen Landtags. 

Böckler – Hans Böckler (1875-1951), SPD-Politiker und Gewerk-

schafter. Seit 1894 SPD-Mitglied, seit 1904 Gewerkschaftsfunktionär. 

1928-1933 Mitglied des Reichstags, während der NS-Diktatur mehr-

fach verhaftet. Nach 1945 engagierte er sich für den Aufbau einer star-

ken Einheitsgewerkschaft. 1947 Vorsitzender des Deutschen Gewerk-

schaftsbunds (DGB) in der britischen Zone, 1949 erster DGB-Vorsit-

zender der Bundesrepublik. 

Seite 98 

«Er stieg die Treppen zur Tribüne hinauf...» – Die eindrucks-

volle Schilderung von Schumachers Auftritt beim 1. SPD-Parteitag 

nach dem Krieg am 9. Mai 1946 in Hannover entstammt vermutlich 

einem Bericht Fenner Brockways in der Zeitschrift «The New Leader». 
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Gnoss – Ernst Gnoss (1900-1949), SPD-Politiker, Schriftsetzer. Von 

Januar bis Mai 1933 Parteisekretär der SPD in Essen. 1935 Verhaftung 

wegen illegaler politischer Tätigkeit und Verurteilung wegen Vorbe-

reitung zum Hochverrat (vier Jahre Zuchthaus). Vorsitzender des im 

Herbst 1945 wiederbegründeten SPD-Bezirks Niederrhein. Seit dem 2. 

Oktober 1946 Präsident des ernannten Landtags von Nordrhein-West-

falen, nach dem 19. Dezember 1946 dessen Vizepräsident. Von April 

1948 bis zu seinem Tod am 12. März 1949 nordrhein-westfälischer 

Wiederaufbauminister im Kabinett Karl Arnold. 

Seite 100 

Konferenz über Deutschland, die damals auf den November 

angesetzt war – Am Ende der Pariser Aussenministerkonferenz (25. 

April bis 15. Mai 1945) schlug der amerikanische Aussenminister 

Byrnes für November eine weitere Konferenz vor, auf der die Bedin-

gungen eines Friedens Vertrags mit Deutschland erörtert werden soll-

ten. Dazu kam es nicht. Die russische Seite wandte unter anderem ein, 

dass es keine deutsche Regierung gebe, mit der ein Friedensvertrag ab-

geschlossen werden könnte. Die nächste Aussenministerkonferenz 

fand erst vom 10. März bis 24. März 1947 in Moskau statt. 

Seite 101 

Stoeckerzeit – Die Hochphase der antisemitischen «Berliner Bewe-

gung» des Hofpredigers Adolf Stoecker (1825-1909) fiel in die Jahre 

1879 bis 1885. Stoecker hatte in zwei Reden im September 1879 eine 

Debatte über die Stellung der Juden in Deutschland ausgelöst, an der 

sich unter anderem auch der Historiker Heinrich von Treitschke betei-

ligte. Sie markiert den Beginn einer organisierten antisemitischen Be- 
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wegung, die auf die Rücknahme der bürgerlichen Rechte der Juden und 

Einwanderungsverbote zielte und über den religiösen hinaus einen gei-

stig-kulturellen Gegensatz von jüdischem und christlich-deutschem 

Wesen behauptete. Während der politische Erfolg von Stoeckers kon-

servativ-christlichem Antisemitismus Mitte der achtziger Jahre nach-

liess, entfaltete sich die von ihm mit angestossene Bewegung in einer 

breiten Palette antijüdischer Parteien und Verbände mit teilweise völ-

kisch-rassistischem Hintergrund. Die von Stoecker 1878 gegründete 

Christlichsoziale Partei erlitt bei den Reichstagswahlen im selben Jahr 

eine vernichtende Niederlage, bestand jedoch als Splitterpartei bis zum 

Ersten Weltkrieg fort. 

Kantorowicz – Richard Kantorowicz (1876-1949),  

Veterinärmediziner. 

Seite 102 

Maritain, Les Droits de THomme – Jacques Maritain (1882 bis 

1973), katholischer Philosoph und Gesellschaftstheoretiker, seit 1940 

im New Yorker Exil. Maritain plädierte für einen auf der christlichen 

Wertordnung gegründeten demokratischen Staat, dessen Regierende 

sich durch besondere moralische Integrität und Disziplin auszeichnen 

sollten. Die Industrie sei zu verstaatlichen. «Les droits de l’homme et 

la loi naturelle» erschien im Mai 1942 in New York, eine deutsche 

Übersetzung 1951 unter dem Titel «Die Menschenrechte und das na-

türliche Gesetz». Die «Droits de l’homme» bildeten eine wichtige 

Grundlage bei der Formulierung der UN-Menschenrechtserklärung 

von 1948. 

Gollancz, Our Threatened Values – Zu Victor Gollancz siehe An-

merkung zu Seite 45. «Our Threatened Values» erschien im Juli 1946. 

Es enthält einen Bericht über die Behandlung der Sudetendeutschen in 

der Tschechoslowakei. G. prangerte das Unrecht der Vertreibung an, 
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die nach seinen Worten mit äusserster Brutalität durchgeführt wurde, 

und beschrieb den elenden Zustand deutscher Häftlinge in einem tsche-

chischen Lager. Eine deutsche Übersetzung erschien 1947 unter dem 

Titel «Unser bedrohtes Erbe». 

Seite 103 

Kardinal Graf von Galen – Siehe Anmerkung zu Seite 29. 

«Rede des Kardinals in Rom» – Anlässlich seiner Erhebung in 

den Kardinalsstand hielt von Galen am 17. Februar 1946 eine Predigt 

in der deutschen Nationalkirche Roms, S. Maria deHAnima. Ohne auf 

die von Deutschen begangenen Verbrechen einzugehen, protestierte er 

darin gegen die Kollektivschuldthese, den Umfang der Entnazifizie-

rungsmassnahmen, die Vertreibungen der Deutschen aus den Ostge-

bieten und das Zurückhalten der deutschen Kriegsgefangenen. Im 

März 1946 erschien daraufhin anonym und in hoher Auflage eine 

zwölfseitige Schrift mit dem Titel «Rede des Kardinals Graf v. Galen 

in Rom. Rechtsbewusstsein und Rechtsunsicherheit», eine Fälschung, 

die von Galens Predigt in einen scharfen Angriff gegen die Nach-

kriegspolitik der Alliierten ummünzte. 

Seite 104 

Leute des Zwanzigsten Juli – Die CDU berief sich hinsichtlich ih-

rer moralischen Grundlagen auch auf den Widerstand gegen den Na-

tionalsozialismus. Personell wurde diese Tradition insbesondere von 

überlebenden Gegnern des Nationalsozialismus aus dem Umfeld des 

Kreisauer Kreises und der Gruppe Goerdeler repräsentiert, unter ande-

rem von Theodor Steltzer, Gründungsmitglied der Union in Berlin und 

erster Ministerpräsident von Schleswig-Holstein; Andreas Hermes 

undJakob Kaiser, zwei Mitbegründern der CDU in Berlin; Eugen Ger- 
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stenmaier, 1945 Mitinitiator des Evangelischen Hilfswerks und von 

1954 bis 1969 Bundestagspräsident; Otto Heinrich von der Gablentz, 

dem Direktor der Deutschen Hochschule für Politik in Berlin, aus der 

das Otto-Suhr-Institut hervorging. 

Goerdeler – Carl Friedrich Goerdeler (1884-1945), konservativer 

Politiker, Widerstandskämpfer. Bis 1931 Mitglied der Deutschnatio-

nalen Volkspartei (DNVP). 1930-1937 Oberbürgermeister von Leip-

zig. Nach 1933 kooperierte er zunächst mit den neuen Machthabern, 

wegen der NS-Kirchen- und Rassenpolitik sowie wegen der Ausser-

kraftsetzung rechtsstaatlicher Grundsätze durch die Nationalsoziali-

sten distanzierte er sich jedoch allmählich vom Regime. Rücktritt vom 

Bürgermeisteramt nach der Zerstörung des vor dem Neuen Gewand-

haus stehenden Mendelssohn-Denkmals durch die Nationalsozialisten. 

Ab 1938/39 Aufbau einer Widerstandsgruppe aus konservativen Op-

positionellen und Militärs, zugleich Entwicklung von autoritären, par-

lamentarismusfeindlichen Staatsordnungskonzepten für ein von Hitler 

befreites Deutschland. Seit dem 17. Juli 1944, vier Tage vor dem von 

G. abgelehnten Attentat auf Hitler, von der Gestapo per Haftbefehl ge-

sucht, kurze Zeit später festgenommen und in Berlin-Plötzensee am 2. 

Februar 1945 hingerichtet. Nach den Vorstellungen seiner Wider-

standsgruppe hätte G. nach einem geglückten Umsturz Reichskanzler 

werden sollen. 

von Schleicher – Kurt von Schleicher (1882-1934), Militär und Po-

litiker. 1914 Mitglied der Obersten Heeresleitung. Juni 1932 Ernen-

nung zum Reichswehrminister im Kabinett Franz von Papen. Von De-

zember 1932 bis Januar 1933 letzter Reichskanzler der Weimarer Re-

publik (parteilos). Das Image eines «sozialen Generals» gründete sich 

auf die von der Regierung Schleicher verfolgte Politik des Ausgleichs  
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mit den Gewerkschaften und der Förderung von Arbeitsbeschaffungs-

massnahmen. Am 30. Juni 1934 im Zusammenhang mit dem so ge-

nannten Röhm-Putsch ermordet. 

Oberbürgermeister von Herford – Friedrich Holzapfel (1900 bis 

1969), Mitbegründer der CDU, evangelisch, vor 1933 in der DNVP 

aktiv, danach Mitglied der Bekennenden Kirche, war 1945/46 Ober-

bürgermeister von Herford. 1946 Mitglied des Nordrhein-Westfäli-

schen Landtags, 1946-1950 stellvertretender Vorsitzender der CDU in 

der britischen Zone und 1950 bis 1952 der Bundespartei, 1949-1953 

Mitglied des Bundestags. 

Seite 107 

Konrad Adenauer – (1876-1967), CDU-Politiker. 1906 Mitglied 

des Zentrums. 1917-1933 Oberbürgermeister von Köln. 1945 Mitbe-

gründer der CDU. Von den Amerikanern am 19. März 1945 als «Bera-

ter» und am 4. Mai 1945 als Oberbürgermeister in Köln eingesetzt, am 

6. Oktober 1945 von der britischen Besatzungsbehörde wegen Untätig-

keit entlassen. 22. Januar 1946 erster Vorsitzender der CDU in der bri-

tischen Zone. Im März 1946 im Zonenbeirat. Juli 1946 CDU-Frakti-

onsvorsitzender im Landtag von Nordrhein-Westfalen. 1948 Präsident 

des Parlamentarischen Rats, ab dem 15. September 1949 erster Bun-

deskanzler der Bundesrepublik Deutschland (bis 1963). 

Seite 108 

gewisse folgenschwere Zusammenkünfte – Auf Einladung Fritz 

Thyssens und anderer Grossindustrieller sprach Hitler am 26. Januar 

1932 im grossen Ballsaal des Düsseldorfer Park-Hotels vor dem Indu-

strie-Club. 

182 



 
Seiten 104 bis 109 

Leiter des Amtes für Landwirtschaft und Ernährung – Vermut-

lich Anspielung auf den früheren DNVP-Politiker Hans Schlange-

Schöningen (1886-1960), 1924-1932 Reichstagsmitglied und 1926-

1930 stellvertretender Vorsitzender der DNVP. Nach dem Parteiaustritt 

1930 Anschluss an die Partei Deutsches Landvolk (DL). 1931/32 Mi-

nister ohne Geschäftsbereich im Kabinett Brüning und Reichskommis-

sar für die Osthilfe. 1945 Mitbegründer der CDU Schleswig-Holstein, 

1946/47 Leiter des in Hamburg ansässigen Zentralamts für Ernährung 

und Landwirtschaft in der britischen Zone, von Juli 1947 bis November 

1949 Direktor der bizonalen Verwaltung für Ernährung und Landwirt-

schaft. 1950-1955 Generalkonsul, ab 1953 Botschafter der Bundesre-

publik Deutschland in London. 

Seite 109 

Rauschning – Hermann Rauschning (1887-1982), Studium der Ge-

schichte und der Germanistik. Kriegsfreiwilliger im Ersten Weltkrieg. 

Ab 1926 Gutsbesitzer in Danzig. 1931 Eintritt in die NSDAP, Vertreter 

eines vehementen Antisemitismus und des Führerkults. Im Mai 1933 

Spitzenkandidat der NSDAP bei der Danziger Volkstagswahl und ab 

Juni Senatspräsident der Freien Stadt. Nach Differenzen mit dem Dan-

ziger Gauleiter 1934 von Hitler zum Rücktritt gezwungen. 1936 Emi-

gration in die Schweiz, 1938 nach Frankreich. Verfasser von «Die Re-

volution des Nihilismus» (1938), einer Abrechnung mit dem National-

sozialismus, und der inzwischen als Fälschung entlarvten «Gespräche 

mit Hitler» (1939). Vermutlich nach Ausbruch des Zweiten Weltkriegs 

Übersiedelung nach London, 1941 in die USA, wo er sich als Farmer 

niederliess. 

Reinhold Wulle – siehe Anmerkung zu Seite 55. 

183 



 
Kommentar 

Preussentum im Sinne Möllers ... – Artur Moeller van den Bruck 

(1876-1925), Kulturhistoriker, Schriftsteller. Führender Ideologe der 

Konservativen Revolution, 1919 gründete er mit Gesinnungsgenossen 

den «Juni-Klub». Die Vertreter dieser rechtsintellektuellen Strömung 

lehnten den demokratischen Parlamentarismus westlicher Prägung ge-

nauso ab wie den Sozialismus. Diesen beherrschenden Ideologien der 

Zeit wollte M. einen spezifisch deutschen Sozialismus entgegensetzen, 

der sich durch eine ursprüngliche, harmonische Volksgemeinschaft 

auszeichnet. Im preussischen Staatsverständnis sah M. eine solche 

Volksgemeinschaft angelegt. 

... und Spenglers – Oswald Spengler (1880-1936), Geschichtsphilo-

soph. Anhänger eines antidemokratischen, sozialdarwinistischen Welt-

bilds und wie Moeller van den Bruck einer der Vordenker der Konser-

vativen Revolution. Sein in der Weimarer Zeit sehr populäres Haupt-

werk «Der Untergang des Abendlandes. Umrisse einer Morphologie 

der Weltgeschichte» (2 Bände, 1918/1922) gründet auf der These einer 

Gesetzmässigkeit geschichtlicher Entwicklungen im Zyklus von Auf-

stieg, Blüte und Verfall grosser Mächte. 1919 erschien «Preussentum 

und Sozialismus». Darin wendet sich Sp. zuvörderst gegen den Mar-

xismus, aber auch gegen den «westlichen» Parlamentarismus und Li-

beralismus und fordert als dritten, spezifisch deutschen Weg die Rück-

besinnung auf die «staatssozialistischen» Traditionen Preussens. Das 

Preussentum stehe in einem unüberbrückbaren Gegensatz zur westli-

chen Zivilisation, der im Gegensatz der Ideen «Freiheit, Gleichheit, 

Brüderlichkeit» zu den preussischen Ideen «Pflicht, Ordnung und Ge-

rechtigkeit» ausgedrückt werden könne. 

Seite 110 

Friedrich – Friedrich II. (1712-1786), der Grosse, 1740-1782 König 

von Preussen. 
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Dr. Stricker – Fritz Stricker (1897-1949), Zentrumspolitiker. Partei-

mitglied seit 1919. 1926-1933 Verlagsdirektor und leitender Redakteur 

der «Münsterischen Morgenpost». 1945 Mitbegründer der Deutschen 

Zentrumspartei, im gleichen Jahr Ernennung zum Generalreferenten 

für Verkehr und zum Pressechef der Provinzregierung Westfalens, 

1946/47 Verkehrsminister in der ersten Nordrhein-Westfälischen Lan-

desregierung (Kabinett Rudolf Amelunxen). Von Januar 1949 bis zu 

seinem Tod im Oktober Parteivorsitzender des Zentrums. 

Seite 111 

vested interests – (engl.) interessierte Kreise. 

Seite 112 

Spiecker – Carl Spiecker (1888-1953), Zentrumspolitiker. 1919 bis 

1922 preussischer Staatskommissar für Oberschlesien. 1923-1925 Mi-

nisterialdirektor und Leiter der Presseabteilung der Reichsregierung, 

1930/31 Sonderbeauftragter im Reichsinnenministerium zur Bekämp-

fung des Nationalsozialismus. 1933 Emigration nach Frankreich, 1940 

Flucht nach Grossbritannien, 1941 nach Kanada. Widerstand gegen das 

Dritte Reich als Herausgeber der nach Deutschland geschmuggelten 

«Freiheitsbriefe» und Betreiber des von England aus agierenden «Frei-

heitssenders». 1945 Rückkehr nach Deutschland, Lizenzträger der 

«Rhein-Ruhr-Zeitung». Ab 1946 führend am Wiederaufbau der im Jahr 

zuvor neu gegründeten Deutschen Zentrumspartei beteiligt, 1948/49 als 

Vorgänger Fritz Strickers für zwei Monate Parteivorsitzender. Bis Juni 

1947 Mitglied des Landtags von Nordrhein-Westfalen, danach des 

Frankfurter Wirtschaftsrats und des Länderrats der Bizone. 1949 Wech-

sel zur CDU, Minister ohne Geschäftsbereich in der nordrhein-westfä- 
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lischen Landesregierung. Später Vertreter Nordrhein-Westfalens im 

Bundesrat. 

Walberberg – Ort bei Bonn. Das dortige Dominikanerkloster und die 

1926 gegründete Albertus-Magnus-Akademie waren ein Zentrum der 

katholischen Soziallehre und Sozialforschung. Die frühesten Pro-

grammentwürfe der CDU, die «Kölner Leitsätze» vom Juli 1945, sind 

von den staatstheoretischen und gesellschaftskritischen Studien der Do-

minikanerpatres beeinflusst worden. 

Seite 114 

Reservatio mentalis – (lat.) unausgesprochener Vorbehalt. 

Rheinische Volkspartei – Gegründet am 1. März 1946 als Zusam-

menschluss verschiedener separatistischer Vorläuferparteien in der bri-

tischen Zone. Ziel war in Anknüpfung an die rheinische Autonomiebe-

wegung der frühen zwanziger Jahre die Eigenstaatlichkeit des Rhein-

lands. Die Hochburgen lagen im Raum Aachen und Euskirchen. Man-

date konnte die Partei bei Landtags- und Bundestagswahlen nicht er-

ringen. Anfang 1949 Umbenennung in Rheinisch-Westfälische Volks-

partei (RWVP). 

Radikalsozialistische Partei – Gemeint ist vermutlich die am 27. 

Januar 1946 für die britische Zone gegründete Radikal-Soziale Frei-

heitspartei (RSF) oder die darin aufgegangene Radikal-Sozialistische 

Freiheitspartei aus Bottrop. Die Anhänger der RSF vertraten die so ge-

nannte «Freiwirtschaft», das heisst Vergesellschaftung des Bodens und 

ununterbrochene Zirkulation des Geldes ohne Zinsertrag. Im Septem-

ber 1950 schloss sich die RSF mit anderen freiwirtschaftlichen Grup-

pen zur Freisozialen Union (FSU) zusammen. 

Frei-wirtschaftliche Vereinigung – Gemeint ist vermutlich der 

neu gegründete Freiwirtschaftsbund (FWB). Eine Partei dieses Namens 
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war schon in der Weimarer Republik aktiv. Im Unterschied zur Radi-

kal-Sozialen Freiheitspartei fanden sich im FWB jene zusammen, die 

das Freiwirtschaftskonzept (siehe vorige Anmerkung) in einer überpar-

teilichen Interessenvertretung gefördert wissen wollten. 

Seite 118 

«landslides» – (engl.) erdrutschartige Mehrheitswechsel. 

Seite 119 

Duodez-Republik – kleines Staatsgebilde, dem keine Wichtigkeit 

beigemessen wird. 

Seite 121 

der Führer der Freien Demokraten – Vorsitzender des FDP-Lan-

desverbands Westfalen war Gustav Altenhain. Den Landesverband 

Rheinland führte Friedrich Middelhauve, der auch nach der Gründung 

des gemeinsamen Landesverbands Nordrhein-Westfalen im Mai 1947 

den Vorsitz übernahm. Posener hat vermutlich mit Letzterem gespro-

chen. 

Henssler – Fritz Henssler (1886-1953), SPD-Politiker, Buchdrucker. 

1911-1933 Redakteur sozialdemokratischer Zeitungen. 1920 Vorsit-

zender des SPD-Bezirks Westliches Westfalen, 1924-1933 Stadtver-

ordneter in Dortmund, 1930-1933 Mitglied des Reichstags. 1936 Fest-

nahme durch die Gestapo, 1937 zu einem Jahr Gefängnis verurteilt, 

danach bis 1945 im KZ Sachsenhausen inhaftiert. August 1945 erneut 

Vorsitzender des SPD-Bezirks Westliches Westfalen, 1946 Abgeord-

neter im Zonenbeirat und Mitglied des SPD-Parteivorstands in der bri-

tischen Zone. 1946-1953 Oberbürgermeister von Dortmund, Mitglied 

des Landtags von Nordrhein-Westfalen (Vorsitzender der SPD-Land-

tagsfraktion), 1949-1953 Mitglied des Bundestags. 
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Seite 122 

Musst ich nicht... – Worte des Faust aus «Faust. Der Tragödie zwei-

ter Teil», 1. Akt (Finstere Galerie). 

Seite 123 

«Hirsch-Dunckersche» Gewerkschaften – Die Hirsch-Dun-

cker’schen Gewerkvereine wurden 1868 in Berlin von dem liberalen 

Sozialpolitiker Max Hirsch (1832-1905) und dem liberalen Publizisten 

und Abgeordneten Franz Duncker (1822-1888) ins Leben gerufen. Im 

Unterschied zu den sozialistischen Gewerkschaften gründeten die Ge-

werkvereine auf dem Gedanken, dass Arbeiter und Unternehmer durch 

gemeinsame Interessen verbunden seien. 1933 wurden sie in der Deut-

schen Arbeitsfront gleichgeschaltet. Zu diesem Zeitpunkt zählten sie 

etwa 100’000 Mitglieder. 

Revolutionäre Gewerkschaftsopposition – (RGO). Von der KPD 

seit 1929/30 betriebene Abspaltung vom Allgemeinen Deutschen Ge-

werkschaftsbund (ADGB). Unter der Parole «Heraus aus den Gewerk-

schaften» wurden unter anderem ein «Roter Metallarbeiterverband» 

(November 1930) und ein «Roter Bergarbeiterverband» (Januar 1931) 

gegründet. Die Absicht, den schwindenden Einfluss der Kommunisten 

in der sozialdemokratisch dominierten Gewerkschaftsbewegung zu 

kompensieren, erfüllte sich nur örtlich begrenzt (Ruhrgebiet) und bis-

weilen nur um den Preis der Kooperation mit nationalsozialistischen 

Aktionsgruppen. 

temporisieren – sich den Zeitumständen fügen. 

Seite 124 

Deutschnationaler Handlungsgehilfenverband – (DHV). Be-

rufsverband der Angestellten, der 1893 in Hamburg als Gegengewicht 

gegen die sozialdemokratische Agitation unter den Handlungsgehilfen 

188 



 
Seiten 122 bis 126 

gegründet wurde. Politisch nahm der DHV eine reaktionäre, nationali-

stische und antisemitische Haltung ein, die ihn in die Nähe des Alldeut-

schen Verbands brachte. Nach dem Ersten Weltkrieg entwickelte sich 

der Verband mit über 400’000 Mitgliedern (1932) zur führenden deut-

schen Angestelltengewerkschaft und zur stärksten Kraft im Lager der 

bürgerlichen Gewerkschaften. 1933 wurde der DHV trotz seiner Un-

terstützung der NSDAP in die Deutsche Arbeitsfront überführt. 

Seite 125 

Koalitionskabinett – Das von Winston Churchill bis zum Mai 1945 

geführte britische «Kriegskabinett» (War Cabinet) aus Konservativen 

(Tories) und Labour-Politikern. 

Seite 126 

Arbiter – (lat.) Schiedsrichter. 

Böckler – siehe Anmerkung zu S. 97. 

Böhm – Hans Böhm (1890-1957), SPD-Politiker und Gewerkschafter. 

Seit 1911 Mitglied der SPD, ab 1913 Gewerkschaftstätigkeit im Deut-

schen Metallarbeiterverband (DMV). 1926 Betriebsratsvorsitzender 

der Essener Krupp AG. Im November 1932 für die SPD in den Rat der 

Stadt Bielefeld gewählt. Anfang Mai 1933 von den Nationalsozialisten 

entlassen. Nach Kriegsende zentrale Rolle beim Wiederaufbau der Ge-

werkschaften in Westfalen. Auf der ersten Gewerkschaftskonferenz der 

britischen Zone vom 12. bis 14. März 1946 in Hannover-Linden in den 

vorläufigen Zonenvorstand der Gewerkschaft der britischen Zone de-

legiert. Vorsitzender des «Industrieverbandes Öffentliche Dienste, 

Transport und Verkehr» in Westfalen. Auf dem Gründungskongress 

des Deutschen Gewerkschaftsbunds (britische Zone) Ende April 1947 
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in Bielefeld in den Bundesvorstand gewählt. 1949-1957 Mitglied des 

Bundestags. 

Meier – vermutlich Heinrich Meier (geb. 1896). 1926-1933 Gewerk-

schaftssekretär des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbunds 

(ADGB) für den Bezirk Rheinland-Westfalen-Lippe. 1941-1945 kauf-

männischer Angestellter bei den Deutschen Röhrenwerken, Düssel-

dorf. 1946 Leiter des Landesjugendamts Rheinprovinz. 

«Charter» – (engl.) Freibrief, Lizenz. 

Lawther – William Lawther (1889-1976), britischer Gewerkschafter. 

1929 Abgeordneter der Labour Party im britischen Unterhaus. 1935-

1954 Mitglied des Trade Unions Congress (TUC) und Vorsitzender der 

britischen Bergarbeitergewerkschaft. Nach dem Zweiten Weltkrieg 

mehrfach in Deutschland, um beim Wiederaufbau der deutschen Ge-

werkschaften zu beraten. 

Tanner – Jack Tanner (1889-1965), britischer Gewerkschafter. 1939-

1954 Vorsitzender der britischen Technikergewerkschaft Amalga-

mated Engineering Union (AEU), 1953/54 Präsident des Trade Unions 

Congress (TUC). 

Bullock – Herbert L. Bullock (1885-1967), britischer Gewerkschaf-

ter. 1929-1935 im Führungsgremium der National Union of General 

and Municipal Workers, 1949/50 Präsident des Trade Unions Congress 

(TUC). 

Seite 132 

«Limitations» – (engl.) Beschränkungen. 

Seite 138 

Mess-Waitress – (engl.) Kantinenkellnerin. 
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Seite 141 

Property Controller – Beauftragter der alliierten Militärverwaltung 

mit der Aufgabe, den in der NS-Zeit durch Nötigung und Enteignung 

in fremde Hände gelangten Besitz den ursprünglichen Besitzern zu-

rückzuerstatten, den nach Kriegsende enteigneten Besitz der NSDAP 

und ihrer angeschlossenen Organisationen zu verwalten sowie jene 

Wirtschaftskartelle zu entflechten, die sich unter dem NS-Regime mit 

dem Ziel einer effizienten Kriegswirtschaft gebildet hatten. 

auf einem «quadripartite level» – aufViermächteebene. 

Seite 143 

Anglo-Amerikanische Kommission – siehe Anmerkung zu S. 50. 

Seite 144 

Hachscharah – (hebr.) «Tauglichmachung», womit die organisierte 

Vorbereitung junger Menschen auf eine Übersiedelung nach Palästina/ 

Israel gemeint ist. In Deutschland unterhielt die zionistische Bewegung 

in den dreissiger Jahren etwa 40 Lehrstätten auf dem Land, wo auswan-

derungswillige junge Juden eine gärtnerische, landwirtschaftliche, 

handwerkliche oder hauswirtschaftliche Ausbildung erhielten und 

gleichzeitig in jüdischer Kultur und hebräischer Sprache unterrichtet 

wurden, um für ein Leben im Kibbuz gerüstet zu sein. 

Jewish Relief Units – Jüdische Freiwilligenverbände des Central 

British Fund, der zentralen anglo-jüdischen Hilfsorganisation. Die 

J.R.U. kümmerten sich seit Juni 1945 in Deutschland um die Bedürf-

nisse der in Lagern lebenden Juden. In der britischen Zone befanden 

sich Mitte Juni 1946 etwa 12‘300 Juden in 45 Lagern, 11’000 davon in  

191 



 
Kommentar 

der Region Hannover. Das Hauptquartier der J.R.U. war zunächst 

Celle, in der zweiten Jahreshälfte 1945 wurde es in die Nähe von Her-

ford verlegt. Im Sommer 1950 stellten die J.R.U. ihre Tätigkeit ein. 

Joint – Kurzform für American Jewish Joint Distribution Comittee 

(AJDC), eine 1914 gegründete jüdische Hilfsorganisation. Bis zur Be-

setzung Frankreichs leitete das Pariser Büro zentral die Hilfsaktionen, 

mit denen Juden die Flucht aus Deutschland ermöglicht wurde. In den 

Kriegsjahren brachte das AJDC fast 80 Millionen Dollar auf, um Juden 

zu retten und finanziell zu unterstützen. Nach 1945 versorgte die Orga-

nisation Zehntausende von Juden in Europa mit Nahrung und Kleidung. 

Seite 145 

Adler-Rudel – Salomon (Schalom) Adler-Rudel (1894-1975), 1919-

1930 Direktor der Wohlfahrtsorganisation der Ost-Juden in Berlin, 

1930-1934 Direktor der Berliner Jüdischen Abteilung für produktive 

Wohlfahrt. 1936 Emigration nach England, Vorstandsmitglied des 

Council for German Jewry, Vizepräsident der Zionist Federation of 

Great Britain und der Association of Jewish Refugees in Great Britain, 

bis 1945 Beamter im Londoner Central British Fund. Organisierte Ak-

tionen zur Rettung von Juden aus Europa. 1949 Emigration nach Israel 

und bis zu seinem Tod Vorstandsmitglied des Leo-Baeck-Instituts in 

Jerusalem. 

Schlichim – (hebr.) Abgesandte. Repräsentanten des Jishuv oder jü-

discher Gemeinden in der Diaspora, die potenzielle jüdische Immigran-

ten anwerben und auf ihr neues Leben in ihrem zukünftigen Heimatland 

vorbereiten. 

192 



Nachwort 

Hinter jeder Geschichte tun sich andere Geschichten auf. 

Hinter diesem Buch steht die Geschichte dreier Brüder aus 

Berlin: Karl, Ludwig und Julius Posener. Hineingeboren in 

die Sicherheit und Zuversicht einer grossbürgerlichen jüdi-

schen Familie im wilhelminischen Deutschland, wurden sie 

von den Stürmen des 20. Jahrhunderts durch die Welt gewir-

belt. Karl, der älteste, starb 1946 im australischen Exil; der 

jüngste, mein Vater Julius, tat damals als britischer Offizier 

im besiegten Deutschland Dienst und Ludwig, der mittlere, 

arbeitete als Lehrer in Palästina. «In Deutschland», das 1947 

in wenigen hektografierten Exemplaren in Jerusalem er-

schien, während das britische Mandat in den Wirren eines bis 

heute nicht beendeten Krieges unterging, ist nicht einfach ein 

Erfahrungsbericht. Es ist eine Rechtfertigungsschrift, ein 

Versuch, das Engagement eines deutschen Juden und «Palä-

stinensers» für Deutschland und die Deutschen zu erklären; 

ein Versuch, den Wunsch zu begründen, weiterhin in der 

Fremde und für Fremde zu wirken, was auch hiess: die bela-

gerten Juden in Palästina, Familie und Freunde dort hintan-

zustellen. Der Rechtfertigungsversuch galt vor allem dem be-

wunderten Bruder Ludwig, dem Zionisten und Moralisten; 

aber auch dem Schatten des unglücklichen Bruders Karl. 
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Auf wie wenig Verständnis dabei zu rechnen war, geht aus 

einem Brief hervor, den Ludwig am 10. April 1947 an mei-

nen Vater schreibt, der nach der Entlassung aus der britischen 

Armee in Haifa sitzt, seine Zeit im Büro des Architekten Max 

Loeb vertrödelt, in der Freizeit den vorliegenden Bericht ver-

fasst und einen Brief nach dem anderen nach Europa schickt, 

in dem er vergeblich seine Dienste beim Wiederaufbau 

Deutschlands anbietet. «Ich spreche jetzt nicht von dem Mas-

senmord», schreibt Ludwig, «sondern nur vom Jahre 1933. 

Damals fühlte ich, dass ein Mann von empfindlichem Ehrge-

fühl auf lange Zeit (jedenfalls für seine Lebenszeit) nichts 

mehr mit diesem Land als politischem Gebilde zu tun haben 

kann. Natürlich war alles, was inzwischen geschehen ist, 

nicht imstande, dieses Gefühl abzuschwächen, auch die un-

menschlichen Leiden nicht, die über das deutsche Volk her-

einbrachen. (...) Übrigens ist bei mir kein Hass zurückgeblie-

ben (...), aber jedenfalls das klare Bewusstsein, dass ‚deren’ 

Sache niemals mehr die unsere sein kann; dass kein beschnit-

tener oder unbeschnittener Jude gut daran täte, sich dort zu 

betätigen.» 

Auch Karl hatte – so erzählte es mein Vater jedenfalls im-

mer (ich habe keine Briefe von ihm gefunden) – beim letzten 

Treffen 1939 das Land seiner Geburt verflucht, wenn er auch 

bis zu seinem Tod ein erbitterter Antizionist blieb. Als Arzt 

am städtischen Krankenhaus des Berliner Arbeiterbezirks 

Moabit war er von den Nazis aus seiner Stellung gejagt wor-

den. Da nutzte es ihm auch nichts, dass er sich anno 1915 als 

17-Jähriger freiwillig gemeldet hatte, um dem Vaterland im 

Weltringen mit dem Erzfeind Frankreich und dem perfiden 

Albion zu dienen. Zu Karls Erziehung vor Verdun gehörte, 

dass er als Jude trotz Eignung nicht zum Offizier befördert  
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wurde. Am 12. November 1918 kehrte er aus dem Krieg heim 

in die elterliche Villa. Vierzig Jahre später erinnerte sich mein 

Vater: «Er pulte sich aus der klebrigen Uniform, die er seit 

drei Tagen und Nächten getragen hatte, und liess sich in ein 

heisses Bad sinken. Ich sass daneben, und wir unterhielten 

uns. Mehr als alles andere wollte ich wissen, ob unsere ruhm-

reiche Armee wirklich im Feld geschlagen worden war. ‚Und 

ob’, antwortete Karl, ‚und am gründlichsten haben uns die 

Franzosen geschlagene Das konnte ich nur schwer verdauen. 

Es widersprach meinem Glauben.» 

Das Wort Glaube ist gut gewählt, denn die Familie Op-

penheim, in die mein Grossvater Moritz Posener eingeheiratet 

hatte, empfand durch und durch deutsch-national. Deshalb 

waren sie ja alle nach Berlin-Lichterfelde gezogen, wo die 

Kadettenanstalt stand und viele Offiziere wohnten, und nicht, 

wie so viele andere wohlhabende Juden, nach Wilmersdorf 

oder Zehlendorf. Das Vertrauen in die zivilisatorische Mis-

sion Deutschlands und die Liebe zur deutschen Kultur hatte 

längst die Frömmigkeit der Vorväter ersetzt. Man war allen-

falls «Trotzjude» und wählte nur deshalb deutsch-demokra-

tisch, weil die Liberalen nicht so antisemitisch waren wie die 

Nationalen; ansonsten pflegte man seine eigene Art des Anti-

semitismus in Form einer vornehmen Apartheid gegenüber 

den Ostjuden und den neureichen Juden vom Kurfürsten-

damm. Wenn jemand zu Neujahr den Trinkspruch ausbrachte, 

«Nächstes Jahr in Jerusalem!», so brummte Onkel Paul, der 

Patriarch, entschieden: «Ohne mich!» Wer einen der in Mode 

gekommenen jüdischen Ausdrücke wie «nebbich» oder 

«Chuzpe» verwendete, musste einen Strafgroschen zahlen, 

und die unter den Zionisten übliche Grussformel «Schalom» 

verspottete man gern: «Schalom-widebomm!» Als Ludwig 
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1920 kurz vor dem Abitur dem zionistischen Verband «Blau-

Weiss» beitrat, war das für die Eltern ein grosser Schock; für 

die Brüder nicht minder. 

Es lag in diesem Entschluss zweifellos ein Element ju-

gendlicher, antiautoritärer und antibürgerlicher Rebellion, die 

dem Wandervogel-Zeitgeist entsprach. Vor allem aber ent-

sprang er der Verzweiflung über die Lüge, die seiner Mei-

nung nach die Eltern lebten: deutsch und konservativ zu emp-

finden, ganz und gar assimiliert zu leben und dennoch ange-

sichts der steigenden Flut des Antisemitismus «jüdisch» zu 

wählen, der Gemeinde die Treue zu halten, einen merkwürdi-

gen Stolz zu pflegen auf eine Herkunft, deren Gegenwart ih-

nen selbst peinlich war. Um diesem Leben im Falschen zu 

entgehen, um wieder uneingeschränkt Homo politicus zu 

werden, aktives Mitglied einer Gemeinschaft, Gleicher unter 

Gleichen, bleibe einem Juden nichts anderes übrig, als Zionist 

zu werden und nach Palästina zu gehen. Dass dies eines Tages 

eine Frage von Leben und Tod sein würde, konnte natürlich 

auch Ludwig nicht ahnen. Seine Überzeugungen blieben zu-

nächst ohne praktische Folgen. Er studierte Mathematik und 

Physik in Heidelberg, wurde Referendar in Brandenburg und 

wäre wohl loyaler Gymnasiallehrer in preussischen Diensten 

geworden, hätte man ihn nur gelassen. Die Deutschen handel-

ten für ihn, und so gründete er im schwedischen Exil das In-

ternat Västraby, in dem jüdische Jugendliche für die Aliyah, 

die Auswanderung nach Zion, vorbereitet wurden, und folgte 

seinen Zöglingen bald nach. 

In einem Brief an Ludwig vom 2. Mai 1947 nimmt mein 

Vater Bezug auf den abstrakten – er nennt es den dogmati-

schen – Charakter eines so begründeten Zionismus: 
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«Ich kann mir kaum denken, dass du gefühlsmässig ein 

Jude sein solltest, und glaube vielmehr, dass wir in dieser 

Hinsicht nicht weit voneinander sind. Wo man sich trennt, 

das sind die Folgerungen, die man aus Erkenntnissen, aus 

ethischen und ästhetischen Erwägungen zieht; und da möchte 

es vielleicht bei dir darauf hinaus laufen, dass du meinst, man 

müsse als Jude leben. Das wäre ein gutes, kühles Dogma (...) 

Das zeigt freilich, um welche Art von Forderung es sich da 

handelt. Ich habe sie einmal angenommen, und da ich dog-

matischer bin als du, habe ich sie sogar bedingungsloser an-

genommen, um dann durch dies und das und jenes bewogen 

am Ende zu meinen, das sei etwas vorschnell und unerfahren 

von mir gewesen.» 

Der Bericht aus Deutschland dokumentiert denn auch «dies 

und das und jenes» – den schmerzlichen Abschied vom Zio-

nismus. Der alte Jude aus Solingen, Überlebender aus There-

sienstadt, der sich um das Schicksal des anständigen Gestapo-

Manns sorgt: Nicht zufällig endet der Bericht mit seiner Ge-

schichte. Seine Haltung, die «den meisten unter meinen Le-

sern» empörend erscheinen musste, wollte sich der Autor 

zum Vorbild nehmen. 

Allerdings verschweigt der Bericht auch dies und das und 

jenes. Denn die Ablösung vom «kühlen Dogma» hatte lange 

vor dem Aufenthalt in Deutschland begonnen. 

Als Schüler war mein Vater aus Loyalität zum bewunder-

ten älteren Bruder ebenfalls Mitglied im «Blau-Weiss» ge-

worden, jedoch ohne rechte Begeisterung: 

«Von allen Blau-Weiss-Jungs hatte ich wahrscheinlich die 

negativste Einstellung», schrieb er später. «Den Zionismus 

als solchen fand ich ganz und gar nicht anziehend. In der Wü-

ste zu leben, unter Palmen und Kamelen, das kam mir vor wie 
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eine Einladung ins Exil. (...) Schliesslich, und das war ver-

mutlich das Entscheidende, gefielen mir die anderen Jungen 

nicht. (...) Dieses Missfallen war ganz spezifisch ausgeprägt, 

war, um es genau zu sagen, antisemitisch. Nun ist der jüdische 

Antisemitismus nichts Besonderes, er ist sogar die Regel. Bei 

mir prägte er meine ganze Erfahrung. Da wir in Lichterfelde 

wohnten, trafen wir fast gar keine Juden ausserhalb unserer 

Familie. Und wir waren ja keine Juden (...) Bei den wenigen 

grossen Familientreffen, wo ich einer grösseren Ansammlung 

älterer jüdischer Herrschaften begegnete, fühlte ich mich aus-

gesprochen fremd, verloren und abgestossen. (...) Jetzt fand 

ich mich zusammen mit Jungen, deren Lippen zu dick und zu 

feucht, deren Manieren grob, die überhaupt arrogant, laut und 

mir entschieden unangenehm waren. Mich mit ihnen abzuge-

ben, konnte ich bestenfalls als lästige Pflicht akzeptieren, und 

jeder Sonntag im Blau-Weiss warf mich nur umso entschie-

dener auf mein blondes Ideal zurück.» Es ist die alte Ge-

schichte vom jüdischen Selbsthass und von der vergeblichen 

Liebe zu den Deutschen; nicht lösbar, nicht sehr angenehm zu 

lesen, erheblich unangenehmer zu leben. 

Eine Zeit lang scheint Frankreich nicht nur ein Exil, son-

dern auch eine Lösung zu bieten: ein Leben zwischen den 

Stühlen. In Paris ist der Fremde zunächst «boche», nicht 

«juif». Damit ist es 1935 vorbei. Als Reaktion auf die Repres-

sion in Deutschland wächst auch in Frankreich die antisemi-

tische Stimmung, die der Emigrant Julius Posener, inzwi-

schen Redaktionssekretär der Architekturzeitschrift «L‘Ar-

chitecture dAujourd’hui», als Neid und Missgunst, aber auch 

ganz prosaisch in Form von Schikanen erlebt, die man ihm 

wegen seiner Papiere macht. So greift er eine Einladung des 

Architekten Erich Mendelsohn auf, den er als Student in Ber- 
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lin kennengelernt hat, und fährt nach Jerusalem. Er soll dem 

Erbauer des Einstein-Turms helfen, eine «Mittelmeer-Akade-

mie» aufzubauen, eine Art Bauhaus des Orients. 

An die Mutter in Berlin schreibt er am 28. Februar: «Palä-

stina ist für mich eine unausweichliche Notwendigkeit, vom 

egoistischen Standpunkt aus, weil ich nicht ewig der leise tre-

tende kleine Mann sein will, der sich wegen seines Daseins 

entschuldigen muss und auch noch etwas mehr: Ich empfinde 

(...) für alle Juden und mit allen Juden und wünsche, dass sie 

sich alle zusammentäten und ja sagten zu ihrem Volk und 

nein zu dem Schicksal, das immer wieder versucht, Geduckte 

und Geduldete aus diesem Volk zu machen. (...) Ich kann mir 

nicht denken, dass ich diesen Zustand etwa einem Kind wei-

tervererben sollte, damit es wieder liebt, wo es gehasst wird, 

und wirkt, wo man es ungern duldet. (...) Das ist der ganze 

Umfang meiner Gefühle für Palästina. Nicht mehr. Nichts, in 

der Tat, von Heimatland; und noch nicht sehr viel von Hei-

matvolk. Keine Sehnsucht nach dortigen Traditionen meiner 

Urväter; eher sogar eine leichte gêne, wie vor einem Kostüm, 

das man mir beim Betreten dieses Landes anbieten wird und 

das ich abzulehnen haben werde (...) Es scheint mir ganz ge-

wiss, dass man mit diesem Gefühl ein sehr nützliches Mit-

glied des jüdischen Volkes sein kann, und sogar ein glückli-

ches. Denn du musst nicht unterschätzen, dass diese be-

schränkten zionistischen Gefühle bei mir in einer Heftigkeit 

vorhanden sind, die es ausschliesst, dass ich jemals woanders 

als im Lande der Juden versuche, glücklich zu sein; ich bin zu 

sehr überzeugt von der Illusion eines solchen Glückes.» 

Tapfere Worte, denen der tapfere Versuch folgt, im Ge-

lobten Land nicht nur beruflich Fuss zu fassen, sondern vor 
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allem auch etwas von Heimatland und Heimatvolk zu emp-

finden. Doch schon ein Jahr später heisst es in einem Brief 

an die Freundin Ursula Phillip in London: 

«Jedes Dorf in diesem Land hat einen Namen, den man in 

vor dreitausend Jahren abgefassten jüdischen Schriften fin-

det, und dieses Land ist Feindesland wie nur irgendein Land 

auf der Erde, voll von einer Gehässigkeit gegen den Ein-

dringling, gegen die es (...) kein Argument gibt.» 

Wie ein verzerrtes Echo der unglücklichen, unerwiderten 

Liebe zum «blonden Ideal» wirkt die Beschreibung der Men-

schen in einem arabischen Dorf: «Juchzen von Kindern, Hin- 

und Herrennen kleiner Gestalten in rosa und hellblauen Hem-

den; die Grossen sitzen nachdenklich am Wegrand. Sie haben 

braune Gesichter – die Kinder sind oft blond –, und in ihrer 

Tracht erfreuen dich die braunen und schwarzen Umhänge, 

die Schmuckmünzen und die blauen Glasperlen. Die Men-

schen sind oft schön, und wenn ein Bauer hinter seinem 

Pfluge geht, so weiss man nicht, wo man jemals ein ähnliches 

Bild menschlicher Würde gesehen hat.» 

Die Illusion der Freiheit unter seinesgleichen verwandelt 

sich in ein Gefühl des Eingeschlossenseins, «Stirn an Stirn 

mit einer Sache, die unsereiner nicht mehr kannte: dem Ju-

dentum». Die Begegnung ist, wie bei den früheren Familien-

treffen oder bei den Ausflügen mit «Blau-Weiss», verstö-

rend. Nicht so sehr bei den jemenitischen Juden, «die in ihrer 

Schönheit den Arabern gleichen» oder den altorientalischen 

Juden. Sie sind zu fremd, um Ressentiments zu provozieren. 

Anders verhält es sich aber bei den «näheren Nachbarn» aus 

Osteuropa: «Da sind zunächst die Frommen von der Klage-

mauer: Chassidim mit Pelzmützen, Seidenmänteln und ge-

drehten Schläfenlocken; Jünglinge oder auch Kinder mit 
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Käppchen oder schwarzen, breitkrempigen Hüten, mit blei-

chen Gesichtern und rotem oder aschblondem Haar. (...) Sie 

sind schmalschultrig, haben dürre Beine und schaukelnden 

Gang, und ihre Augen blicken nach innen. Dann gibt es Män-

ner mit buschigen Augenbrauen, schwarzen Bärten, schwar-

zem Hut und Mantel (...) Wir lernen (von all denen unter uns, 

die ehrfürchtig den heiligen Osten betrachten, weil ihre Väter 

davor ausgespuckt haben), dass dies ein Geschlecht von Hel-

den, Ekstatikern und Gelehrten ist, was da, im Gestank und 

Gewirr der Altstadt, vor uns herschwankt. Ich will es glauben. 

(...) Aber meine erste Reaktion ist Ekel.» Es ist der Ekel des 

assimilierten Berliner Juden aus der Vorstadt gegen den 

Dreck und Gestank des Scheunenviertels. Es ist der unwill-

kürliche Reflex des emanzipierten Juden, dessen Vorfahren 

dem Shtetl und dem Ghetto entflohen, gegen die Wiederkehr 

von Ghetto und Shtetl. Es ist die existenzielle Angst des mo-

dernen Menschen, im Namen der «Kultur» vom Mittelalter 

eingenommen zu werden. 

Hinzu kommt der Klassendünkel des Bourgeois und Intel-

lektuellen gegen «eine andere Klasse von östlichen Juden: die 

Handwerker, Arbeiter, kleinen Ladenbesitzer. (...) Ihre Grob-

heit zeigt sich besonders in der Form ihrer Münder. Ich habe 

noch nirgends in der Welt so viele völlig unmenschliche 

Münder gesehen. Das sind keine Lippen: das sind dicke Wül-

ste oder Striche, ungeformt, meist mit einem Ausdruck offen-

stehend, der andeutet, sie haben alle Probleme gelöst (vermit-

tels der jiddischen oder der brutalen neuhebräischen Spra-

che). (...) Wenn mir die Frommen Schauder einjagen, so sind 

mir diese Burschen schlichtweg unangenehm und ich habe 

Lust, ihnen stundenlang in die Fresse zu hauen.» 
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Es ist nicht leicht, diese Briefstellen zu lesen, und ich habe 

lange gezögert, sie wiederzugeben. Ich kann diese Gefühle 

nicht billigen, meine Missbilligung ist aber wohlfeil, da ich 

der Situation nicht ausgesetzt bin, die sie hervorbrachte. Han-

delte es sich allerdings um die Beobachtungen eines SS-

Mannes aus dem Ghetto von Lodz, man würde sie wohl als 

Beleg für einen eliminatorischen Antisemitismus zitieren. 

Was sie ganz entschieden von jeder Herrenmensch-Attitüde 

unterscheidet, ist zunächst die Fähigkeit zur Selbstkritik; 

man begreift, dass der aggressive Ekel viel mit Selbstekel zu 

tun hat: 

«Und dann kommen wir selbst: Die guten, alten, deut-

schen Juden. Man sieht sie (...) aufmerksam an, und man ent-

deckt: ihre (nein, unsere) Münder sind nicht viel weniger 

chuzpedick, unsere Gesichter nicht weniger klumpig, unser 

Ausdruck nicht weniger grob-beschränkt. Wir sind ganz 

langweilig. (...) Was durch unsere Hände geht, entbehrt des 

grossen Schwunges, des Wahnsinns, der harten Schönheit, 

der letzten Poesie. Ich sehe mich in dem Spiegel und habe 

keinen Grund, mich von dieser Gesellschaft auszunehmen. 

Aber das hindert nicht, dass meine Gefühle in Erez Israel 

ebenso zentrifugal bleiben, wie sie in der Zerstreuung waren. 

Ich strebe mit all dem in mir, was ich als mein Bestes anzu-

sehen gewöhnt bin, fort von dieser Gemeinschaft.» 

Es sind dies wohl die «ästhetischen Erwägungen», die sei-

nen idealistischen Zionismus erschüttern. «Ach, Paris! Ach, 

Probleme der zeitgenössischen Architektur! (...) Ach, Kom-

munismus, Anarchismus! Ach, Musik, romanischer Kirchen-

bau in Südfrankreich, Naumburger Domfiguren und Wesen 

der deutschen Plastik’! Ach, Gras und Gärten in England 

(...)! Shakespeare (...), Nationalismus, Paddelboot und Turn-

verein (...)» (ausgelassen sind hier nur private Bezüge und  
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Personennamen). «Was ist davon übriggeblieben? In welchen 

Müllkasten wird das alles versenkt, mit einem Deckel aus Jü-

dischen Dingern darüber? Und es hilft alles nichts: das ist al-

les entwertet, entfernt, verblasst (...)» 

Allen zentrifugalen Gefühlen zum Trotz bleibt der junge 

Mann, der nach London hinüber sein Leid klagt (er ist 20 

Jahre jünger, als ich jetzt bin), noch fünf Jahre im Land und 

arbeitet als Architekt für die Sache des Zionismus. Nicht 

deshalb, weil das Eintrittsbillett zur europäischen Zivilisation 

mit dem Kauf der Fahrkarte nach Palästina zerrissen und im 

Müllkasten gelandet wäre. Karl, seinem vehementen Antizio-

nismus treu, ging ja via England lieber nach Australien, als 

dass er das «Nächstes Jahr in Jerusalem!» wahr gemacht hätte. 

Erich Mendelsohn zog es fort nach Amerika. Andere, tragi-

schere Gestalten kehrten nach Deutschland zurück. Möglich-

keiten des Entkommens hätte es für den Sohn aus wohlhaben-

dem Hause gegeben. Aber wie es im Brief an Ursula Phillip 

heisst: «Vorläufig betrachte ich, trotz allem, was ich gesagt 

habe, die Gründe, die mich hergeführt haben, noch als gültig, 

und richte mich danach.» 

So ist der Entschluss, sich 1941 freiwillig zur britischen Ar-

mee zu melden (übrigens nicht zu einer jüdischen Einheit), 

keineswegs, wie es auf den ersten Blick erscheinen mag, 

Flucht vor Palästina und dem Judentum, sondern Ausdruck 

des gleichen, eher prinzipiell als gefühlsmässig motivierten 

Zionismus, der ihn nach Palästina geführt hat, jenes «kühlen 

Dogmas», das ihm vorschreibt, «als Jude zu leben», weil man 

die Juden nicht einfach als Bürger leben lässt, ja 1941 über-

haupt nicht leben lässt. Hitlers Armeen haben Europa über-

rollt, Rommel marschiert auf Ägypten und Palästina, und  
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nicht wenige Araber freuen sich gar nicht so klammheimlich 

auf eine Endlösung der Judenfrage auch dort. Als gegen Ende 

des Krieges Ludwig dem zum Captain bei den Royal Engine-

ers avancierten Bruder einen der ersten Berichte über den 

Völkermord in Osteuropa schickt, verbunden mit der bitteren 

Bemerkung: «Wenn du das gelesen hast, kannst du wieder 

Zionist werden!», kommt die Antwort postwendend: «Ach, 

lieber Freund! Glaubst du wirklich, ich wüsste nicht, was ge-

schieht? Oder ich glaubte es nicht? Oder ich brächte kein Ge-

fühl dafür auf? Schliesslich habe ich mich doch [der briti-

schen Armee] für die Dauer der Feindseligkeiten zur Verfü-

gung gestellt. Ich hielt das, wie du weisst, für die notwendige 

zionistische Entscheidung, und meine ersten grossen Zweifel 

kamen mir, als ich sah, dass diese Ansicht nicht von den Vie-

len geteilt wurde.» Das war am 22. März 1945. Wenige Tage 

später überquert er «als erster Palästinenser», wie er stolz ver-

merkt, den Rhein und ist wieder in Deutschland. 

Über das Buch und seine Wirkung schrieb mir der israeli-

sche Soziologe und Friedensaktivist Yohanan Peres kürzlich 

einen Brief. Als das Buch erschien, war Peres 15 Jahre alt. Er 

wurde als Peter Posener in Berlin geboren und ist Ludwigs 

Sohn – mein Cousin. «Das Heft war die Zusammenfassung 

vieler Briefe, die Julius seinen Verwandten und Freunden ge-

schrieben hatte. Die Empfänger waren ziemlich skeptisch. 

Nicht nur wegen seiner Ansichten, sondern überhaupt wegen 

seines Aufenthalts dort. (...) Man betrachtete ihn als ‚einen 

von uns’, der nicht denkt, schreibt, handelt wie einer von uns. 

Und du weisst, was das in den vierziger und fünfziger Jahren 

bedeutete. Julius glaubte, dass seine Bildung, seine Funktion 

im Militär und seine persönliche Philosophie ihm eine Mis- 
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sion auftrugen. (...) Das Heft, das unter dem Namen ‚Julius’, 

ohne Familiennamen, unter seinen Freunden zirkulierte, 

sollte die Leser aufklären, aber auch für etwas plädieren, das 

ich heute die Berechtigung einer doppelten oder sogar dreifa-

chen Identität nennen würde. (...) Natürlich hat das Buch nicht 

dazu geführt, dass auch nur ein Israeli aufstand und sich ge-

gen den gesamten Stamm stellte. Und doch haben sich nach 

und nach die Ansichten vieler israelischer Intellektueller ge-

wandelt, so dass sie heute den damaligen Überzeugungen von 

Julius sehr viel näherstehen. Bei diesem Wandlungsprozess 

spielte das Buch, fürchte ich, eine sehr kleine, ja eine zu ver-

nachlässigende Rolle.» 

Wo einen Schlusspunkt finden? Nur willkürlich, da sich im-

mer neue Geschichten aufdrängen und erzählt werden wollen. 

Vielleicht dort, wo dieses fast wirkungslose und doch nicht 

ganz nutzlose Büchlein einsetzt. Am 8. Mai 1945 ging der 

Krieg in Europa zu Ende. Von Deutschland aus schrieb mein 

Vater einen Brief an den Bruder nach Jerusalem: 

«Liebster Freund, mein erstes Wort und alle meine Gedan-

ken in diesem Augenblick sind für Euch. 

Du weisst ja, dass ich vor sechs Jahren an eben diesem 

Tage das letzte Mal an Mutters Bett sass, da sie schon nicht 

mehr sprechen konnte, aber doch hören, was ich sagte, und 

den Satz von Bach, den ich ihr ‚vorspielte’.» – Die Mutter war 

auf dem Weg von Berlin nach Palästina in Genua gestorben. 

– «Und hier sitze ich nun, am Ende der sechs grausamen Jahre 

(...) in einem Garten, wie wir so viele gekannt haben. Es ist 

der erste echte Maitag: Sonnenschein, Kastanien, Flieder, 

Goldregen in voller Blüte; Iris in den Rabatten; und ein wildes  
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Vogelzwitschern. Wir bewohnen (...) eins der wenigen Häu-

ser, die in dem Ruin dieser kleinen Stadt heil geblieben sind. 

Was ich heute empfinde, ist so gemischt aus Erlösung, 

Furcht, Hoffnung, Schmerz, dass ich es nicht beschreiben 

kann. Es ist merkwürdig, dass es meinen Kameraden (mit 

Ausnahme zweier völlig menschenunähnlicher Offiziere, die 

offenbar gar nichts empfinden) ähnlich geht; (...) Es ist wenig 

Triumph in der Stimmung. (...) Triumph ist für die Leute zu 

Hause. Es kommt dazu, dass die Niederlage des Gegners den 

Sieger mit ergreift. Engländer sind so. (...) Sie werden bald 

nach Hause gehen zu ihren eigenen Leuten und diese Span-

nung vergessen. Ich dagegen, fremder Soldat im Geburts-

land, habe nicht Heimat im vollen Sinne, die mich nach all 

dem aufnehmen wird.» 

Ich komme nicht umhin, da alle Welt von Identität, von 

Rückkehr der Geschichte und vom Kampf der Kulturen re-

det, diese schwer zu ertragende Heimatlosigkeit, diese durch-

aus verdächtige doppelte oder dreifache Identität, als Wech-

sel auf eine menschlichere Zukunft und als Verpflichtung zu 

empfinden. 

Alan Posener, 

Berlin, September/Oktober 2001 

206 



Quellen: 
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